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Das Ministerium für Post- und 
Fernmeldewesen der DDR 
gab folgende neue 
Postwertzeichen heraus: 

XI. Parteitag der SED 

Zum XI. Parteitag der SED erschien eine Ausgabe mit fünf Wer¬ 
ten. Der Wert zu 10 Pf weist auf die unerschütterliche Grund¬ 
lage der Gesellschaftsstrategie der SED hin - den Marxismus- 
Leninismus. Karl Marx und Friedrich Engels erkannten, daß mit 
dem Aufkommen des Kapitalismus zugleich die grundlegende 
Möglichkeit der Menschheit entstanden war, in einem langfri¬ 
stigen historischen Prozeß die kapitalistische Ausbeutergesell¬ 
schaft zu stürzen und die ausbeutungsfreie sozialistische Ge¬ 
sellschaft zu errichten. In der Analyse der kapitalistischen Ver¬ 
hältnisse im 19. Jahrhundert erarbeiteten sie prinzipielle theore¬ 
tische und strategische Erkenntnisse für diesen Weg. W. I. Le¬ 
nin — an der Spitze der Bolschewiki stehend - führte die russi¬ 
schen Arbeiter, Bauern und Soldaten zur ersten siegreichen so¬ 
zialistischen Revolution. Auf überzeugende Weise bestätigten 
sich dabei die Erkenntnisse von Marx und Engels als Anleitung 
zum revolutionären Handeln. Zugleich erweiterte Lenin den bis¬ 
herigen Erfahrungsschatz um prinzipielle strategische Erfahrun¬ 
gen. Eine wesentliche Ursache für die erfolgreiche Politik der 
SED vom ersten Tag an ist die stete konsequente und schöpfe¬ 
rische Anwendung des Marxismus-Leninismus. 

Der 20-Pf-Wert erinnert an den langjährigen und opferreichen 
Kampf der deutschen Arbeiterklasse, der zu den wichtigsten 
Traditionen der SED zählt. Symbolisch abgebildet ist das Pro¬ 
gramm von Ernst Thälmann, des Vorsitzenden der KPD, dessen 
Geburtstag sich am Vorabend des XI. Parteitages der SED zum 
100. Male jährte. Stets wie Thälmann zu handeln und dabei vor 
allem unverbrüchlich mit der UdSSR und der KPdSU verbun¬ 
den zu sein — das war und ist, wie aus dem Zitat von Erich Hon¬ 
ecker auf diesem Wert zu erkennen ist, immer eines der ent¬ 
scheidenden Unterpfande des erfolgreichen Kampfes um Fort¬ 
schritt und Sozialismus in der Welt. 

Der Wert zu 50 Pf weist auf einen der besonderen Höhepunkte 
in der Geschichte unserer Partei hin: Im April 1946 vereinigten 
sich die KPD und die SPD zur SED. Mit der Vereinigung, deren 
40. Jahrestag am Abschluß des XI. Parteitages begangen 
wurde, erhielt die deutsche Arbeiterklasse eine zielklare und 
kampferfahrene einheitliche Führung. 

„Alles für das Wohl des Volkes - alles zur Sicherung des Frie¬ 
dens!" Diese programmatische Losung der SED ist auf dem 
Wert zu 85 Pf enthalten. Wie die glückliche junge Familie, de¬ 
ren Familienvater als Soldat den Sozialismus, den Frieden, das 
Leben aller schützt, symbolisiert, besteht im Wohl des Volkes 
und in der Sicherung des Friedens der Sinn des Sozialismus. 
Besonders seit dem Beginn der siebziger Jahre, vor allem seit 
dem VIII. Parteitag der SED (1971), besteht die Hauptaufgabe 
bei der Gestaltung der entwickelten sozialistischen Gesell¬ 
schaft darin, alles für die immer bessere Befriedigung der stän¬ 
dig anwachsenden materiellen und geistig-kulturellen Bedürf¬ 




nisse der Werktätigen zu tun. Diese Einheit von Wirtschafts- 
und Sozialpolitik beweist sich z. B. in der Tatsache, daß bisher 
weit über sechs Millionen Wohnungen in der DDR gebaut wur¬ 
den, deren Miete - bei allem Komfort - in keinem Falle drei bis 
fünf Prozent des monatlichen Familieneinkommens übersteigt. 
Vielfältige zusätzliche Ausgaben aus dem Staatshaushalt für 
Bildung, Wissenschaft, Kultur und Gesundheitswesen, die stän¬ 
dige Erhöhung des persönlichen Einkommens bei gleichblei¬ 
benden Preisen für Waren des Grundbedarfs oder die Unter¬ 
stützung von kinderreichen Familien, älteren und kranken Bür¬ 
gern - all das macht den Sozialismus, wie er in der DDR unter 
Führung der SED gestaltet wird, lebens-, erstrebens- und vertei¬ 
digungswert. 

Im Wert zu 1,- M ist das Resultat - die Bilanz der bisher gelei¬ 
steten Arbeit, wie Erich Honecker sagte - zusammengefaßt 
dargestellt. Durch die fleißige Arbeit der Werktätigen unter 
Führung der SED ist heute die DDR ein volkswirtschaftlich mo¬ 
derner und leistungstarker sozialistischer Staat. In ihm wird al¬ 
les für das Wohl des Volkes getan, wie es die Neubauten, die 
rekonstruierten Altbauten oder die Vorderansicht der Dresdner 
Semperoper als Zeugnis der zutiefst volksverbundenen Kultur- 
und Bildungspolitik der SED symbolisieren. Zugleich verfügt die 
DDR - gemeinsam mit den Staaten des Warschauer Vertrages 
- über die notwendigen Mittel, den Frieden zu verteidigen und 
den Sozialismus zu schützen. 

(Dr. sc. Peter Zotl, Berlin) 

Ausgabetag: 8. April 1986 


Übergabe des 
Ernst-Thälmann-Parks 
in Berlin/ 

Einweihung des 
Ernst-Thälmann- 
Denkmals 

Am 16. April 1986 jährte sich zum 100. Mal der Geburtstag Ernst 
Thälmanns. Das Sonderpostwertzeichen zu 20 Pfennig zeigt 
das von dem weltbekannten sowjetischen Bildhauer Lew Kerbel 
geschaffene Ernst-Thälmann-Denkmal, dessen Einweihung am 
Vorabend des XI. Parteitages der Sozialistischen Einheitspartei 
Deutschlands (am 16. April) stattfand. Vor einer im Sturm we¬ 
henden roten Fahne, die mit dem internationalen proletarischen 
Symbol des Hammers und der Sichel versehen ist, erwächst 
die Büste Ernst Thälmanns. Die rechte Hand zur Faust, dem 
kommunistischen Gruß, geballt, ist der Blick Ernst Thälmanns 
kühn, mutig und unerschrocken. 



Ausgabetag: 15. April 1986 
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dDP-NOTIZEN 


• Das Bahnpostamt Berlin hat inner¬ 
halb der Maßnahmen zur Vorbereitung 
des XI. Parteitages auch eine Werkstatt 
für Schalterterminals in Betrieb genom¬ 
men. Dadurch gelang es, die Qualität 
der kundenwirksamen Leistungen im 
Post- und Fernmeldewesen zu erhöhen. 

\ 

• Einen Schwerpunkt der Erlössteige¬ 
rung bildete im Planjahr 1985 beim Post- 
und Fernmeldeamt Rochlitz die Erfas¬ 
sung nicht angemeldeter Rundfunk- 
und Fernsehteilnehmer. Nachdem in 
den vergangenen Jahren auf diesem 
Gebiet schon hervorragende Leistungen 
vollbracht wurden, galt es, in diesem 
Jahr an die guten Ergebnisse anzuknüp¬ 
fen. In den beiden Leitbereichen Roch¬ 
litz und Mittweida sah der Plan 1985 
eine Nacherhebung von Rundfunk- und 
Fernsehgebühren in privaten Haushal¬ 
ten in Höhe von 15 000 Mark vor. Dieses 
Ziel konnte Ende November bereits mit 
18 700 Mark abgerechnet werden. Be¬ 
sonderen Anteil an dieser positiven Bi¬ 
lanz haben die Postämter Frankenberg, 
Lunzenau und Penig. 

(aus: „Sozialistische Post", Karl-Marx- 
Stadt, Nr. 1/1986) 

• Die V. Fachtagung mit internationaler 
Beteiligung über Probleme des katodi¬ 
schen Korrosionsschutzes findet am 
20./21. November 1986 in Berlin statt. 
Behandelt werden folgende Themen¬ 
komplexe: 

1. Katodischer Korrosionsschutz erdver¬ 
legter Anlagen 

2. Meßtechnik und Meßverfahren 

3. Elektrochemischer Korrosionsschutz 
von Stahlwasserbauten, Schiffen und 
wasserführenden Anlagen 

4. Probleme des Verbundkorrosions¬ 
schutzes 

Auskünfte erteilt das Präsidium der 
KDT, FV Nachrichtenwesen, Sitz im In¬ 
stitut für Post- und Fernmeldewesen, 
Oranienburger Straße 70, Berlin, 1040, 
Fernsprecher 2 85 21 57. 

• Aus Anlaß des 65. Geburtstages von 
Prof. Dr. sc. techn. Karl-Heinz Kleinau 
veranstaltete die Sektion Technische 
Verkehrskybernetik der Hochschule für 
Verkehrswesen „Friedrich-List" Dresden 
am 18. März 1986 ein Ehrenkolloquium 
unter dem Rahmenthema „Digitale 
Kommunikation" Namhafte Wissen¬ 
schaftler hielten dazu vier Vorträge. 

• Seit dem 15. Januar 1986 verfügen 
die Studierenden der HfV im Ergebnis 
einer dem XI. Parteitag der SED gewid¬ 
meten FDJ-Initiative über ein Übungs¬ 
und Trainingszentrum für Mikrorechen¬ 
technik. Es ist im Studentenwohnheim 
Zellescher Weg, Haus 1, untergebracht 
und mit fünf Kleincomputern ausgestat¬ 
tet. Unter Anleitung von jungen Wissen¬ 


schaftlern wird das Trainingszentrum 
von den Studenten weitestgehend 
selbst verwaltet. Die für die Studieren¬ 
den jetzt wesentlich leichter zugängli¬ 
che moderne Rechentechnik versetzt 
sie in die Lage, Aufgaben aus der Lehre 
und Forschung schneller und in höherer 
Qualität zu lösen. 


• Die 15. Verkehrswissenschaftlichen 
Tage werden als wissenschaftlicher Hö¬ 
hepunkt zum 35jährigen Bestehen der 
Hochschule für Verkehrswesen „Fried¬ 
rich List" Dresden in der Zeit vom 23. 
bis 26. Juni 1987 stattfinden. Sie stehen 
unter dem Rahmenthema „Anwendung 
von Schlüsseltechnologien im Trans¬ 
port- und Nachrichtenwesen" (vgl. S. 
128). 


• Vielerorts gibt es in nur geringer 
Tiefe unter der Erdoberfläche - manch¬ 
mal sind es nur einige Meter - Hohl¬ 
räume, die einst bei der Suche nach Er¬ 
zen oder Kohle usw. entstanden sind, 
dann aber in Vergessenheit gerieten. 
Sie stellen bei darüber errichteten Bau¬ 
ten eine nicht kleine Gefahr dar. Es geht 



nun um zweierlei: Erstens handelt es 
sich darum, die Sicherheit im Zusam¬ 
menhang mit diesen Hohlräumen zu ge¬ 
währleisten, zweitens stellen solche un¬ 
terirdischen Hohlräume eine wichtige 
territoriale Ressource dar, können sie 
doch für verschiedene Zwecke genutzt 
werden. Um beides in Zukunft besser zu 
gewährleisten, wurde die „Verordnung 
über unterirdische Hohlräume" erlas¬ 
sen, die seit dem 1. April 1985 in Kraft 
ist. Sie wurde im Gesetzblatt der DDR 
Teil I, Nr. 5 auf Seite 57 veröffentlicht. In 
der Verordnung werden die Aufgaben 
und Verantwortlichkeiten zur Erfassung, 
Erhaltung, Herrichtung, Herstellung und 
Nutzung unterirdischer Hohlräume so¬ 
wie zur Gewährleistung der Hohlraumsi¬ 
cherheit sowie der öffentlichen Sicher¬ 
heit geregelt. Die Aufgaben und Verant¬ 
wortlichkeiten sind für staatliche Or¬ 
gane, Kombinate und Betriebe, Genos¬ 
senschaften, Einrichtungen, gesell¬ 
schaftliche Organisationen und für Bür¬ 
ger festgelegt, sofern sie Rechtsträger, 
Eigentümer oder Nutzer unterirdischer 
Hohlräume beziehungsweise Rechtsträ¬ 
ger, Eigentümer oder Nutzer von Grund¬ 
stücken sind, auf denen sich Zugänge 


zu diesen Räumen befinden. Das gilt 
auch für die Deutsche Postl 

• Die Volksrepublik China hat, wie das 
ND am 4. Februar 1986 meldete, ihren 
zweiten Nachrichtensatelliten auf eine 
geostationäre Umlaufbahn gebracht. 
Der Start vollzog sich mit einer Dreistu¬ 
fenrakete „Langer Marsch 3" von der 
Basis Xichang in der Provinz Sichuan. 
Zugegen waren Ministerpräsident Zhao 
Ziyang und weitere führende Persönlich¬ 
keiten des Landes. Es wurde mitgeteilt, 
daß der Satellit und die Rakete Ergeb¬ 
nisse eigener Forschungsarbeit sind. 


• Das GST- und Diplombüro im Haus 
des Radioklubs der DDR in Berlin hat 
1985 rd. 1,2 Millionen Bestätigungen für 
Funkkontakte mit aller Welt vermittelt. 
Für hervorragende funksportliche Lei¬ 
stungen wurden 4710 Diplome aus dem 
In- und Ausland weitergeleitet. Dabei 
arbeitete die Radioklubzentrale mit 
mehr als 130 Büros der Mitgliedsländer 
der internationalen Amateurradiounion 
(IARU) eng zusammen. Der Radioklub 
der DDR betreut mehrere tausend 
Nachrichtensportler der GST. Haupt¬ 
partner der DDR-Funkamateure waren 
im vergangenen Jahr wieder die Nach¬ 
richtensportler dei^sowjetischen Wehr¬ 
organisation DOSAAF. Mit ihnen wur¬ 
den 335 000 Bestätigungskarten sowie 
1060 Diplome ausgetauscht. Vielfältige 
Kontakte gab es bei der UdSSR-Funk- 
stafette „Sieg 40" mit Heldenstädten 
der UdSSR. 

• Die kleine Bördegemeinde 3231 
Ampfurth will einem recht kurzen Kapi¬ 
tel aus der Geschichte der Nachrichten¬ 
übertragung ein turmhohes Denkmal 
setzen. Das Wappensymbol des Dorfes 
- ein von seinem Alter gezeichneter Re¬ 
naissancetreppenturm aus dem ersten 
Jahrzehnt des 17. Jahrhunderts - 
diente vor 150 Jahren als Station Num¬ 
mer 16 der optisch-mechanischen Tele¬ 
grafenlinie Berlin-Magdeburg-Ko¬ 
blenz (System Chappe). Er soll künftig 
mit einer Ausstellung an den kühnen 
Versuch erinnern, Depeschen über 
große Entfernungen per handbewegter 
Signale „weiterzuwinken". 

(aus „LVZ", v. 3. Januar 1986) 


• Die jetzt gültige Fassung des $ 11 
StVO enthält kein generelles Linksfahr¬ 
verbot. Auf Straßen mit markierten 
Fahrspuren gleicher Richtung darf die 
jeweils linke Spur nach wie vor zum 
Überholen (außerhalb von Ortschaften) 
und ztftjn Vorbeifahren (innerhalb von 
Ortschaften) genutzt werden. Ist ein un¬ 
gehindertes Fahren in anderen Spüren 
nicht möglich, ist die Benutzung der lin¬ 
ken Spur erlaubt. Für langsamfahrende 
Fahrzeuge und Fahrzeuge über 3,51 gel¬ 
ten besondere Regelungen. Bei drei und 
mehr markierten Spuren gleicher Rich¬ 
tung dürfen diese die linke. Spur nur 
zum Zwecke des Linksabbiegens oder 
Wendens befahren. 
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Durch beschleunigte 
Anwendung 

von Wissenschaft und Technik 
zur höheren Qualität 
und Effektivität im 
Post- und Fernmeldewesen 


Redaktion: Worin bestanden die Schwerpunkte der wissen¬ 
schaftlich-technischen Arbeit im Post- und Femmeldewesen 
seit dem X. Parteitag der SED? 

Minister Dr. Aull: Die vom X. Parteitag gestellte Aufgabe, ein 
langfristiges stabiles Wirtschaftswachstum vor allem durch die 
Beschleunigung des wissenschaftlich-technischen Fortschritts 
zu verwirklichen, bildete auch im Post- und Fernmeldewesen 
die Grundlage für die wissenschaftlich-technische Tätigkeit. Sie 
wurde auf zwei prinzipielle Grundrichtungen orientiert, nämlich 

1. auf die Vervollkommnung bestehender Technologien und 
verbesserte Ausnutzung vorhandener Grundfonds und 

2. auf die Entwicklung und Einsatzvorbereitung neuer techni¬ 
scher Systeme und Technologien. 

Ich möchte dazu einige typische Beispiele nennen. Mit dem Ein¬ 
satz von elektronischen Baugruppen im Vermittlungssystem S 
65 oder dem Ersatz elektromechanischer Umsetzer durch mi¬ 
kroelektronische Schaltungen konnten vorhandene Anlagen 
modernisiert und gleichzeitig die Leistungsparameter verbes¬ 
sert werden. Eine effektivere Ausnutzung vorhandener Kapazi¬ 
täten wurde durch Zeitgemeinschaftsanschlüsse und techni¬ 
sche Lösungen für Gemeinschaftsanschlüsse GA 1/4 erreicht. 
Die Arbeiten zur Entwicklung und zum Einsatz von digitalen 
Übertragungssystemen dienten der intensiveren Nutzung vor¬ 
handener Kabelanlagen; gleichzeitig bildeten sie wichtige 
Grundlagen für eine schrittweise Digitalisierung des Nachrich¬ 
tennetzes. Weitere Anlagen zur Lichtwellenleiter-Nachrichten¬ 
übertragung gingen in Betrieb. Durch die zusätzliche Tonüber¬ 
tragung im Fernsehsignal konnte die Stereoversorgung des 
Rundfunkprogramms „Stimme der DDR" erweitert werden. Im 
Annahmedienst wurde mit dem Einsatz moderner Schalterma¬ 
schinen begonnen. 

Redaktion: Weiche neuen Gesichtspunkte ergeben sich für 
die wissenschaftlich-technische Entwicklung im Zeitraum 
1986 - 1990 ? 

Minister Dr. Aull: Im Prinzip werden die Arbeiten zu den ge¬ 
nannten Grundrichtungen weitergeführt. Das geschieht selbst¬ 
verständlich auf der Basis des bereits erreichten Standes und 
unter Berücksichtigung neuer wissenschaftlich-technischer Er¬ 
kenntnisse. Aus Ider bestätigten „Konzeption für die wissen¬ 
schaftlich-technische Entwicklung des Post- und Fernmeldewe¬ 
sens im Zeitraum 1986-1990/2000" ergeben sich folgende 
Hauptrichtungen: 

- Modernisierung und Verlängerung der Nutzungsdauer vor¬ 
handener Grundfonds bei gleichzeitig erhöhter Leistungsfä¬ 
higkeit und Leistungsqualität 

- Schrittweise Gestaltung eines dienstintegrierten digitalen 
Nachrichtennetzes sowie die damit korrespondierenden Ar¬ 
beiten zum Einsatz digitaler Vermittlungs- und Übertragungs¬ 
systeme einschließlich der Lichtwellenleiter-Nachrichten¬ 
übertragung sowie digitaler Richtfunk-, Sender- und Studio¬ 
technik 

- Anwendung der automatisierten Informationsverarbeitung 
unter besonderer Beachtung der rechnergestützten Kon¬ 
struktion und Produktion sowie des Aufbaus des automati¬ 
sierten Daten- und Fernschreibnetzes 

- Rationalisierung technologischer Prozesse, die für die Bevöl¬ 
kerung sowie für Staat und Wirtschaft von besonderer Be¬ 
deutung sind. Dazu dienen u. a. Schaltermaschinen im An¬ 
nahmedienst, Fernsprechendeinrichtungen, Kommutierungs¬ 
einrichtungen für Bild- und Tonsignale sowie Überwa- 
chungs-, Meß- und Prüfgeräte. 

Redaktion: Im Zusammenhang mit Wissenschaft und Tech¬ 


nik wird den Schlüsseltechnologien besondere Beachtung 
geschenkt. 

Minister Dr. Aull: Als Schlüsseltechnologien werden be¬ 
kanntlich neue wissenschaftlich-technisch^ Lösungen mit ho¬ 
her Effektivität und Produktivitätswirkung bezeichnet. Dazu ge¬ 
hören vor allem die Mikroelektronik und Mikrorechentechnik, 
die Informatik, die Kommunikationstechnik und die Biotechno¬ 
logie. Wenn man einmal von der Biotechnologie absieht, so be¬ 
sitzen alle übrigen Schlüsseltechnologien für das Post- und 
Fernmeldewesen außerordentlich hohe Bedeutung. Die Mikro¬ 
elektronik hat zum Beispiel die Gestaltung und das Leistungs¬ 
vermögen von nachrichtentechnischen Anlagen revolutionär 
verändert und neue Möglichkeiten zur Automatisierung und Ra¬ 
tionalisierung von Leitungs- und Betriebsprozessen eröffnet. 
Sie bestimmt auch weiterhin die Schwerpunkte unserer wissen¬ 
schaftlich-technischen Arbeit. Besondere Bedeutung messen 
wir in diesem Zusammenhang auch den Verfahren der rechner¬ 
gestützten Konstruktion und Produktion, den sogenannten 
CAD-/CAM-Technologien, bei. 19 neue Anwendungslösungen 
wurden in Vorbereitung des XI. Parteitages der SED bereits ein¬ 
geführt, weitere 82 sollen im Zeitraum 1986 bis 1990 entwickelt 
werden. 

Redaktion: Wie haben Wissenschaft und Technik zur Lösung 
der Aufgaben des Post- und Fernmeldewesens beigetragen? 

Minister Dr. Aull: Durch Maßnahmen des Planes Wissen¬ 
schaft und Technik wurden im Zeitraum 1981 bis 1985 Erlösste'i- 
gerungen von 430 Mill. M, Selbstkostensenkungen von 200 Mill. 
M und Arbeitszeiteinsparungen von 53 Mill. Stunden erzielt. 
Diese Ergebnisse, die die unermüdliche schöpferische Arbeit 
der Wissenschaftler, Ingenieure, Neuerer und Rationalisatoren 
der Deutschen Post widerspiegeln, sind Beweis für den hohen 
Leistungsbeitrag, der bei der Erfüllung der Aufgaben des Post- 
und Fernmeldewesens erbracht wurde. Spürbare Wirkungen 
entstanden durch Wissenschaft und Technik aber auch hin¬ 
sichtlich Leistungsqualität und Leistungsangebot, Material- und 
Energieökonomie, Ausnutzung und Modernisierung vorhande¬ 
ner Grundfonds und vieles andere. 

Redaktion: Welche Auswirkungen ergeben sich aus Wissen¬ 
schaft und Technik für die Werktätigen der Deutschen Post, 
und welche Möglichkeiten haben sie für eine rege Mitarbeit? 
Minister Dr. Aull: Die für die Lösung der Hauptaufgabe vom 
VIII. Parteitag der SED fixierten Grundprinzipien der Einheit von 
Wirtschafts- und Sozialpolitik waren und bleiben für alle wis¬ 
senschaftlich-technischen Vorhaben bestimmend. Unter die¬ 
sem Gesichtspunkt haben wir die auf hohe ökonomische Effek¬ 
tivität orientierten Aufgaben stets mit Maßnahmen zur Verbes¬ 
serung der Arbeits- und Lebensbedingungen verbunden. So 
konnten z. B. im Zusammenhang mit eingeführten neuen Tech¬ 
nologien und technischen Ausrüstungen viele Arbeitsplätze neu 
gestaltet sowie körperliche Belastungen und monotone Tätig¬ 
keiten eingeschränkt werden. Zugleich wurden aber auch Ar¬ 
beitsinhalte verändert und die Übernahme neuer Arbeitsaufga¬ 
ben notwendig. Das blieb verständlicherweise nicht ohne Kon¬ 
sequenzen auf die Qualifizierung und die Aneignung neuer Fer¬ 
tigkeiten. Ohne persönliche Nachteile für die betroffenen Mitar¬ 
beiter wurden diese Fragen gelöst. Für die kreative Mitarbeit an 
wissenschaftlich-technischen Aufgaben gibt es vielfältige Mög¬ 
lichkeiten. Ja, es ist sogar objektiv notwendig, die Erfahrungen, 
Fertigkeiten und Ideen aller Werktätigen zu nutzen. Ich bin 
überzeugt, daß ein solches Engagement auch zur Erfüllung der 
Aufgaben des XI. Parteitages der SED fortgesetzt und noch ver¬ 
stärkt wird. 
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Fachtagungen Posttechnik der KDT - wichtig 
für im Post- und Zeitungswesen eingesetzte 
Ingenieure, Meister und Rationalisatoren 


Von Oberrat Oberingenieur Dipl.-Ing. WERNER SCHRÖDER (KDT), Abteilungsleiter im ZPF, Berlin 


Entsprechend einer Vereinbarung mit dem Ministerium für 
Post- und Fernmeldewesen organisiert der Fachausschuß Post¬ 
technik der Wissenschaftlichen Sektion Postwesen im Fachver¬ 
band Nachrichtenwesen der Kammer der Technik Weiterbil¬ 
dungsveranstaltungen für die im Post- und Zeitungswesen ein¬ 
gesetzten Ingenieure, Meister, Neuerer und Rationalisatoren. 
Seit seiner Gründung am 17. Oktober 1967 hat er in allen 15 
BDP-Bereichen zu diesen Zusammenkünften eingeladen. An ih¬ 
nen nahmen durchschnittlich zwischen 100 und 120 Mitarbeiter 
der Deutschen Post teil. Guten Traditionen folgend wurden im 
Laufe der Jahre die gastgebenden Bezirksdirektionen mehr und 
mehr in die organisatorische Vorbereitung einbezogen. Dazu 
kann festgestellt werden, daß sich ausnahmslos alle Bezirksdi¬ 
rektionen dieser Aufgabe der KDT mit großem Erfolg stellten. 
Dafür sei an dieser Stelle allen an der Vorbereitung und am gu¬ 
ten Ablauf der bisherigen 16 Fachtagungen Beteiligten Dank 
und Anerkennung gesagt. 

Bei der inhaltlichen Gestaltung der einzelnen Fachtagungen ist 
der Fachausschuß Posttechnik stets davon ausgegangen, den 
Teilnehmern an den Veranstaltungen 

- wissenschaftlichen Vorlauf zu vermitteln 

- Anregungen und Denkanstöße für die Herausbildung neuarti¬ 
ger Technologien im Nachrichtenwesen zu geben 

- zukunftsträchtige Wirkungsprinzipien zu verbreiten. 

Als besonders vorteilhaft hat sich dabei erwiesen, daß Referen¬ 
ten verschiedener Hochschuleinrichtungen, Institute und ande¬ 
rer Wirtschaftszweige die Fachtagungen durch attraktive und 
kreative Vorträge bereicherten. Somit wurden die Vorausset¬ 
zungen dafür geschaffen, daß das Interesse an den einzelnen 
Fachtagungen von Jahr zu Jahr zunahm. 

Die gute Zusammenarbeit mit der Hochschule für Verkehrswe¬ 
sen „Friedrich List" und mit dem Institut für Post- und Fernmel¬ 
dewesen war wesentliche Voraussetzung für eine vielseitige 
und umfassende Qualifizierung der Ingenieure, Meister und Ra¬ 
tionalisatoren des Post- und Zeitungswesens. Für die stete Be¬ 
reitschaft, den Fachausschuß Posttechnik bei seiner Aufgabe 
zu unterstützen, gebührt auch diesen beiden Einrichtungen der 
aufrichtige Dank des Fachausschusses. 

Bei der Auswahl der Themen wurde seitens des Fachausschus¬ 
ses Posttechnik sorgfältig darauf geachtet, daß die Thematik 


mit den Entwicklungstendenzen im Post- und Zeitungswesen in 
Übereinstimmung stand. So kam es darauf an, in einer Zeit, die 
durch eine zunehmende Mechanisierung der Betriebs- und Ver¬ 
kehrsprozesse gekennzeichnet war, jene Arbeitsmittel, mit de¬ 
nen im Hauptprozeß solche Vorteile, wie 

- Einsparung lebendiger Arbeit 

- Erhöhung der Arbeitsproduktivität 

- Verringerung der körperlich schweren Arbeit 

- Verkürzung der Laufzeiten 

erzielt wurden, vom konstruktiven Aufbau und von ihrer Stel¬ 
lung in komplexen Einrichtungen zu erläutern. Konkret bedeutet 
das, daß technische Fragen der Mechanisierung der Kleingut¬ 
bearbeitung, technische Probleme bei der Einführung des Con¬ 
tainertransportsystems, die Entwicklung und Weiterentwick¬ 
lung der Briefverteilmaschine sowie Betriebserfahrungen mit 
der Briefverteilmaschine behandelt wurden. Im Laufe der Jahre 
wurden dann weitere posttechnische Arbeitsmittel vorgestellt, 
nationale und internationale Entwicklungstendenzen sowie die 
technisch-technologische Entwicklung im Post- und Zeitüngs- 
wesen in den Fünfjahrplanzeiträumen erläutert. Dabei wurde 
auch berücksichtigt, daß der Hauptprozeß bekanntlich nur dann 
funktionsfähig ist, wenn auch der Nebenprozeß - also die In¬ 
standhaltung - optimal gestaltet wird. Aus diesem Grunde be¬ 
faßten sich die ersten Fachtagungen mit den Aufgaben von 
posttechnischen Werkstätten, mit der optimalen Organisation 
der Instandhaltung posttechnischer Arbeitsmittel und mit Fra¬ 
gen ihrer Zuverlässigkeit und Verfügbarkeit. Aber auch Themen 
wie Plaste und Plasteanwendung, Korrosion und Korrosions¬ 
schutz sowie Lärm- und Lärmschutz fanden genauso großen 
Anklang wie solche über Schmierungstechnik und Schmier¬ 
stoffanwendung sowie Gießharz- und Klebetechnik und die Hin¬ 
weise zum Reparaturschweißen an Geräten und Kraftfahrzeu¬ 
gen. Aus heutiger Sicht kann eingeschätzt werden, daß diese 
Informierung wesentlich zur weiteren Qualifizierung der im In¬ 
standhaltungsbereich tätigen Mitarbeiter beitrug. Entspre¬ 
chend den volkswirtschaftlichen Notwendigkeiten wurden im 
Laufe der Jahre die einzelnen Fachtagungen inhaltlich so ge¬ 
staltet, daß die Themenkomplexe tiefgründiger behandelt und 
aktualisiert und somit die Voraussetzungen für ein qualifizier¬ 
tes Arbeiten im Instandhaitungsbereich geschaffen wurden. 
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Mit dem Einsatz der Roboter- und Handhabetechnik sowie 
posttechnischen Arbeitsmitteln mit mikroelektronischen Bau¬ 
elementen ergaben sich für die auf dem Gebiet der Posttechnik 
tätigen Mitarbeiter neue erhöhte Anforderungen. So mußte er¬ 
kannt werden, daß durch den Einsatz von komplizierter werden¬ 
den Arbeitsmitteln zwar große Produktions- und Effektivitäts¬ 
steigerungen erzielt werden, daß aber dadurch auch auf die 
Instandhaltung erhöhte Anforderungen zukommen. In einem 
Wirtschaftszweig, in dem bis dahin vorwiegend mechanische 
bzw. elektromechanische Arbeitsmittel zum Einsatz kamen, 
mußte somit auf die Qualifizierung der im Post- und Zeitungs¬ 
wese tätigen Ingenieure, Meister und Rationalisatoren verstärkt 
Einfluß genommen werden. Dieser Herausforderung stellte sich 
der Fachausschuß Posttechnik. Ausgegangen wurde davon, 
daß Vorlaufforschung, Entwicklung und Anwendung eine Ein¬ 
heit bilden und die jeweiligen Erkenntnisse im Rahmen von Pro¬ 
blemdiskussionen einer schöpferischen und kritischen Wertung 
zu unterziehen sind. Die Bildung solcher Themenkomplexe wie 
-r Roboter- und H?|ndhabetechnik 

- Mikroelektronik 

- Instandhaltung 

- Einsatz fester und flüssiger Energieträger 

hat sich dabei als äußerst wertvoll erwiesen. Nachstehend wer¬ 
den einige ausgewählte Vorträge genannt, die verdeutlichen 
sollen, daß sich das behandelte Spektrum auf die Vermittlung 
von speziellem Allgemein- und von Fachwissen erstreckte: 

- Anwenduggsmöglichkeiten der Mikrorechentechnik zur 
Steuerung von posttechnischen Arbeitsmitteln und Anlagen 


Schalterterminal im Laborversuch (3 Aufn.dPF) 



- Einfluß von Luftleiteinrichtungen auf die Senkung des Luftwi¬ 
derstandes und des Kraftstoffverbrauches 

- Modifizierung der Instandhaltungsstrategie für posftechni- 
sche Arbeitsmittel unter besonderer Berücksichtigung der 
Einsparung von Kraftstoffen und des verstärkten Einsatzes 
von Arbeitsmitteln mit Mikroelektronik 

- die elektronische Steuerung der BfVM IPF 80/D 

- Möglichkeiten einer mikrorechnergestützten Zustandsüber¬ 
wachung von BfVM 

- Industrierobotertechnik - Stand und Perspektiven 

- Anwendung der Roboter- und Handhabetechnik im Post- und 
Zeitungswesen 7 

- Möglichkeiten zur Senkung des Kraftstoffverbrauchs von 
Kraftfahrzeugen 

- Effekte durch optimale Gestaltung von Betriebs- und In¬ 
standhaltungsprozessen 

- Vermittlung von Erfahrungen aus dem labormäßigen Einsatz 
eines Industrieroboters ZIM 10 

- Anwendung der Elektronik im Kraftfahrzeug 

- Computer am Arbeitsplatz des Leiters 

- Stand der Erzeugnisentwicklung auf dem Gebiet der Stetig¬ 
förderer für Stückgut des VEB Montan 

- Wirtschaftlichkeit und Umweltschutz durch Beeinflussung 
der Gemischaufbereitung für Verbrennungsmotore 

- Technische Diagnose aus derzeitiger Sicht 

- Applikation der Mikroelektronik im Post- und Zeitungswesen 

- Anwendung von CAD/CAM-Systemen 

Mit der Behandlung dieser und vieler weiterer Themen hat der 
Fachausschuß Posttechnik Bildungsvorlauf vermittelt, der es er¬ 
möglicht, daß die auf dem Gebiet der Posttechnik tätigen Mitar¬ 
beiter sich den hohen Anforderungen stellen können, die sich 
aus dem Einsatz der Mikroelektronik im Post- und Zeitungswe¬ 
sen ergeben. 

Wesentliche Aktivitäten des Fachausschusses Posttechnik wa¬ 
ren in den vergangenen Jahren also auf die Bildungsarbeit ge¬ 
richtet. Dem eigentlichen Zweck der Arbeit der Kammer der 
Technik, nämlich der weiteren Stärkung unserer Volkswirt¬ 
schaft bei gleichzeitiger Bereicherung des Wissens der Teilneh¬ 
mer an den Fachtagungen, wurde somit entsprochen. Stets 
wurden die Teilnehmer an den Weiterbildungsveranstaltungen 
aufgefordert, ihre Aktivitäten darauf zu richten, zusätzlich und 
freiwillig, disziplinär und interdisziplinär 

- in der Intensivierungs- bzw: WAO- und Rationalisierungskon¬ 
zeption enthaltene Aufgaben zu übernehmen und daraus 
KDT-Objekte abzuleiten 

- die Jugend bei der Ableitung und Lösung anspruchsvoller 
MMM-Aufgaben aus den Plänen Wissenschaft und Technik 
zu unterstützen bzw. solche Aufgaben selbst in Angriff zu 
nehmen. 

Mit diesen politischen und volkswirtschaftlichen Zielen leistet 
der Fachausschuß Posttechnik auch weiterhin seinen Beitrag 
zur Verwirklichung des Arbeitsprogramms des Fachverbandes 
Nachrichtenwesen. 
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Neugestaltung 
der Postanschrift 


Von Oberrat Dipl.-Ing.-Ök. WALDEMAR SACK, 

Arbeitsgebietsverantwortlicher, 

und Rat Dipl.-Ing.-Ök. MANFRED SCHAAF, 

wiss.-techn. Mitarbeiter im IPF, Berlin 



Allgemeines 

Zur weiteren Steigerung der Arbeitsproduktivität und zur Ver¬ 
besserung der Leistungsqualität in der Briefbearbeitung wer¬ 
den in den nächsten Jahren in den größeren Briefverteilämtern 
der DDR Briefverteilautomaten mittlerer Leistung eingesetzt 
werden. Diese Briefverteilautomaten können hand- und maschi¬ 
nengeschriebene sowie gedruckte Postleitzahlen erkennen und 
die Briefsendungen danach unmittelbar automatisch verteilen. 
Ab zweitem Halbjahr 1986 wird beim Briefverteilamt 10 Berlin 
das Funktionsmuster eines Briefverteilautomaten IPF 85/L er¬ 
probt. Außer den technischen Entwicklungsarbeiten standen ,im 
Mittelpunkt organisatorisch-technologischer Arbeiten 

- die technologische Einsatzvorbereitung für die Briefverteil¬ 
ämter 

- die Neugestaltung der Postanschrift einschließlich Änderung 
der Postbenutzungsbestimmungen 

- das Überarbeiten bzw. die Neuherausgabe von' Fachbe¬ 
reichsstandards für Briefumschläge, Bildpostkarten* und 
Postkarten sowie der „Regeln für Maschinenschreiben" 

- das Schaffen der Voraussetzungen für die Produktion von 
Briefumschlägen, Postkarten und Bildpostkarten mit Kode¬ 
feldaufdruck 

- die Öffentlichkeitsarbeit für das Anwenden der neuen Post¬ 
anschrift. 

Mit der vorliegenden Veröffentlichung sollen die Probleme und 
Ziele bei der Lösung der genannten Aufgaben hinsichtlich der 
neuen Postanschrift im Zusammenhang mit der Herausgabe 
von Briefumschlägen, Postkarten und Bildpostkarten mit Kode¬ 
feldaufdruck dargelegt werden. Auf Probleme der technologi¬ 
schen Einsatzvorbereitung wird nur eingegangen, wenn das 
zum Verständnis für den genannten Komplex erforderlich ist. 


Reihenfolge der Postanschrift 

Die bisher in der DDR übliche Anordnung der Postanschrift 
(Empfänger; Postleitzahl und Bestimmungsort; Straße und 
Hausnummer) läßt ein automatisches Erkennen (Lesen) der 
Postleitzahl nicht ohne weiteres zu. Im Gegensatz zu einer 
Reihe anderer wirtschaftlich fortgeschrittener Länder werden in 
der DDR jn überwiegendem Umfange (rd. 70 Prozent) Briefsen- 

- ✓ 

* Unter Bildpoetkarten entsprechend dem im Artikel genannten Standard sind 
hier Karten zu verstehen, die man landläufig Ansichta(post)karten oder Glück- 
wunsch(post)karten (Neujahrskarten, Geburtstagskarten, Osterkarten) nennt. 
Die Bezeichnung „Bildpostkarte'’ für eine amtliche Ganzsache (mit eingedruck¬ 
tem Wertstempel) mit auf der linken Hälfte der Anschriftseite angeordnetem 
Bild (vgl. auch transpress Lexikon POST oder tranapress Lexikon PHILATELIE 
jeweils unter den Stichwörtern „Ansichtspostkarte' und „Bildpostkarte*) lat 
hiermit nicht identisch. 


düngen mit handgeschriebenen Anschriften eingeliefert. Aus 
diesem Grunde wurde der Briefverteilautomat IPF 85/L so kon¬ 
struiert, daß er handgeschriebene, maschinengeschriebene 
und gedruckte Postleitzahlen mit Hilfe einer optischen Ziffernle¬ 
seeinrichtung erkennt. Diese technische Lösung stellt beson- 


Bild 1 Lesezone für die Postleitzahl 

oben: Briefumschläge, i größer als 1G6 mm 

unten: Briefumschläge und Postkarten, I kleiner als 166 mm 
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dere Anforderungen an die Lage und die Form der Postleitzahl 
auf der Briefsendung. Die Postleitzahl muß 

- allein auf einer Zeile und 

- jn einer vorgegebenen Lesezone (Bild 1) 

stehen. Diesen Forderungen wird durch die Änderung der bis¬ 
herigen Form der Postanschrift entsprochen. Die ab 1. Mai 1986 
gültige Anordnung über den Postdienst sieht folgende Reihen¬ 
folge für die Anschrift vor: 

1. Empfänger 

2. Angaben zur Aushändigung 

- Straße, Hausnummer und Wohnungsnummer oder 

- Straße, Hausnummer und Nummer des Fachs in der Briefzu- 
stellanlage oder 

- Postfach ... (Nummer) oder 

- Postschließfach (Nummer) oder 

- „postlagernd" 

3. Bestimmungsort in der von der Deutschen Post bekanntge¬ 
gebenen Schreibweise 

4. Postleitzahl (vierstellig) 

Mit dieser Form der Anschrift stehen die Angaben zur Aushän¬ 
digung (Straßenangabe usw.) oberhalb des Bestimmungsortes, 
wie es international allgemein üblich ist. 

Diese Reihenfolge für die Anschrift wird bei allen Postsendun¬ 
gen angewandt. Um die neue Schreibweise der Anschrift bei 
Briefsendungen, die automatisiert bearbeitet werden sollen, zu 
erleichtern und durchzusetzen, werden künftig Briefumschläge, 
Postkarten und Bildpostkarten, deren Anschriften mit der Hand 
geschrieben werden, mit Schreiblinien und Kodefeldkästchen 
für die Postleitzahl bedruckt. Hierdurch wird der Forderung, die 
Postleitzahl in einer vorgegebenen Lesezone niederzuschrei¬ 
ben, entsprochen. 

Bei maschinengeschriebenen Anschriften ist aus der TGL 
33 264 „Regeln für Maschinenschreiben" (z. Z. in Überarbei¬ 
tung) zu ersehen, wie die Anschrift und an welcher Stelle die 
Postleitzahl geschrieben wird. 


Gestaltung der Briefumschläge, Postkarten 
und Bildpostkarten 

Die automatisierte Briefbearbeitung stellt an die Briefum¬ 
schläge und Postkarten einschließlich Bildpostkarten be¬ 
stimmte Anforderungen hinsichtlich der Abmessungen, der An¬ 
schriftseite und der Qualität des Papiers. Die bestehenden 
staatlichen Standards werden diesen Forderungen nur zum Teil 
gerecht. 

Vereinheitlichung der Briefumschläge und Postkar¬ 
ten innerhalb der RGW-Mitgliedsländer 

Die Ständige Kommission des RGW auf dem Gebiet des Post- 
und Fernmeldewesens hat sich die Aufgabe gestellt, die Auto¬ 
matisierung der Briefbearbeitungsprozesse in den RGW-Mit- 
gliedsländern zu beschleunigen und nach möglichst einheitli¬ 
chen Methoden durchzusetzen. Dazu erhielt die Delegation der 
DDR in der Ständigen Kommission des RGW auf dem Gebiet 
des Post- und Fernmeldewesens den Auftrag, Entwürfe für 
RGW-Standards für Briefumschläge und Postkarten zu erarbei¬ 
ten. Diese Aufgabe wurde in den Jahren 1982 bis 1984 unter 
Mitarbeit der Delegationen der VRB, der VRP, der SRR, der 
UdSSR und der ÖSSR erfüllt. Im Dezember 1984 wurden durch 
die Ständige Kommission des RGW auf dem Gebiet der Stan¬ 
dardisierung die RGW-Standards 

- ST RGW 4794-84 Briefumschläge für die automatisierte Bear¬ 
beitung; Technische Forderungen und Prüfmethoden und 

— ST RGW 4795-84 Postkarten für die automatisierte Bearbei¬ 
tung; Technische Forderungen und Prüfmethoden 

bestätigt. Die RGW-Standards werden als Fachbereichsstan¬ 
dards TGL 43 524 und TGL 43 525 herausgegeben. In der Volks¬ 
wirtschaft der DDR sind die beiden Standards ab Januar 1987 
verbindlich. Nachstehend folgt ein Überblick über den wesentli¬ 
chen Standardinhalt. 



Bild 2 Anschriftseite für Briefumschläge nach RGW-Standard 

(1) Fläche für den Tagesstampelabdruck und den Aufdruck der Postwertzei¬ 
chen 

(2) Fläche für die Anordnung der Postleitzahl 

TGL 43 524 Briefumschläge für die automatisierte 
Bearbeitung; Technische Forderungen Prüfung 

• Abmessungen 

- Mindestmaße: 90 mm x 140 mm 

- Höchstmaße: 120 mm x 235 mm 

- Toleranz: +2 mm 

- Die Länge des Briefumschlages darf nicht geringer als die 
Breite, multipliziert mit fl sein. 

• Einteilung der Anschriftseite 
Es wurden 

- die Fläche für den Tagesstempelabdruck und den Aufdruck 
der'Postwertzeichen und 

- die Fläche für die Anordnung der Postleitzahl 
definiert (Bild 2). 

• Parameter für die einzusetzenden Papiersorten 

- Flächenbezogene Masse: mindestens 60 g/m 2 

- Unreinheiten je m 2 : 

von 0,5 bis 1,0 mm 2 : höchstens 480 Stück 
über 1,0 mm 2 : unzulässig 

- Opazität (Maß für die Lichtundurchlässigkeit [Undurchsich¬ 
tigkeit] von Papier): mindestens 85 Prozent 

- Glätte auf der äußeren Seite des Briefumschlags: 100 bis 
200 s 

Der Standard gilt nicht für Fensterbriefumschläge. 

TGL 43 525 Postkarten für die automatisierte 
Bearbeitung; Technische Forderungen Prüfung 

• Abmessungen 

- Mindestmaße: 90 mm x 140 mm 

- Höchstmaße: 105 mm x 148 mm 

- Toleranz: ±2 mm 

• Einteilung der Anschriftseite 
Es wurden 

- die Fläche für den Tagesstempelabdruck und den Aufdruck 
der Postwertzeichen und 

- die Fläche für die Anordnung der Postleitzahl 
definiert (Bild 3). 
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• Parameter für die einzusetzenden Papiersorten 

- Flächenbezogene Masse: mindestens 160 g/m 2 

- Unreinheiten pro m 2 : 


95 






Bild 3 Anschriftseite für Poatkerten nach RGW-Standard 

(1) Fläche für den Tagesetempelabdruck und den Aufdruck dar Poetwertzei¬ 
chen 

(2) Fläche für die Anordnung der Postleitzahl 

von 0,5 bis 1,0 mm 2 : höchstens 480 Stück 
über 1,0 mm 2 : unzulässig 
Der Standard gilt auch für Bildpostkarten. 

Überarbeiten der Fachbereichsstandards für Brief¬ 
umhüllungen und Bildpostkarten 

Die Fachbereichsstandards 

- TGL 22 133/01 Verpackungsmaterial aus Papier, Karton, 
Pappe; Briefumhüllungen; Briefumschläge, Ausgabe Dezem¬ 
ber 1972 

- TGL 22 133/02 Verpackungsmittel aus Papier, Karton, Pappe; 
Briefumhüllungen; Flachbeutel ohne Seitenfalten (Versand¬ 
taschen), Ausgabe Dezember 1972 

- TGL 10-124 Bildpostkarten; Werkstoff Formate Ausführung, 
Ausgabe November 1967 

werden sowohl den Forderungen der TGL 43 524 (Briefum¬ 
schläge) und TGL 43 525 (Postkarten) als auch den Forderun¬ 
gen, die sich aus dem Einsatz des Briefverteilautomaten IPF 
85/L unter Berücksichtigung der neuen Postanschrift ergeben, 
nicht mehr gerecht. 

Für Postkarten wurden bisher nur Festlegungen in der Anord¬ 
nung über den Postdienst getroffen. Es wird ein Fachbereichs¬ 
standard neu herausgegeben. 

Als Grundlage für die Überarbeitung bzw. Neuherausgabe der 
genannten Fachbereichsstandards (ihre Verbindlichkeit ist für 
1987 vorgesehen) wurden den zuständigen Zentralstellen für 
Standardisierung die Forderungen der Deutschen Post überge¬ 
ben: 

TGL 22 133/01 - Briefumschläge 
e Formate 

- U 4: 100 mm x 175 mm 

- U 5: 110 mm x 220 mm 

- U 7: 114 mm x 162 mm 

Entsprechend den volkswirtschaftlichen Erfordernissen näch 
Einsparung von Papier können neben diesen Formaten weitere 
Formate für den Bevölkerungsbedarf (Briefausstattungen), z. B. 
das Format U 3 - 97 mm x 152 mm - zugelassen werden. 

• Werkstoff 

Eingesetzt wird Schreib- und Offsetdruckpapier mit einer flä¬ 
chenbezogenen Masse von 70, 80, 90 oder 100 g/m 2 bzw. Büt¬ 
tenpapier mit 120 g/m 2 . Ausgewählt wurden solche Papiersor¬ 
ten (z. B. Papier für Schreibzwecke HH B 70), die hinsichtlich 
Weißgrad, Opazität, Glätte, Unreinheiten und Beschreibbarkeit 
den Anforderungen an eine automatisierte Bearbeitung der 
Briefsendungen gerecht werden. Geeignet sind weißes Papier 
oder Papier in hellen Farbtönen, nicht dagegen die Farbe Blau. 


• Aufdruck von Schreiblinien und Kodefeldkästchen 

Briefumschläge, bei denen die Anschrift überwiegend hand¬ 
schriftlich aufgetragen wird, werden mit Schreiblinien und Ko¬ 
defeldkästchen für das Einträgen der Postleitzahl bedruckt. Die 
Anschriftseite des Briefumschlages wird in definierte Flächen 
aufgeteilt (Bilder 4 und 5). Ein Teil dieser Flächen sowie die 
Schreiblinien und Kodefeldkästchen sind, bei Briefumschlägen 
mit einer Länge (I) größer als 155 mm anders angeordnet als 
bei solchen mit I kleiner als 155 mm. Dieser Unterschied erklärt 
sich aus den verschiedenen Größen der Lesezone für die Post¬ 
leitzahl (vgl. Bild 1). 

Die Kodefeldkästchen werden in der Farbe Orange aufge¬ 
druckt. Diese Farbe stört das Erkennen der Postleitzahl nicht. 
Der Druck der Schreiblinien auf der Anschriftseite kann eben¬ 
falls in Orange ausgeführt werden. Bei Briefumschlägen, deren 
Anschriften ausschließlich maschinenschriftlich hergestellt 
werden, entfällt der Aufdruck von Schreiblinien und Kodefeld¬ 
kästchen. 



Bild 4 Anschriftseite eines Briefumschlages (I größer als 156 mm) nach DDR- 
Standard 

(1) Fläche für die Anschrift des Empfängers 

(2) Fläche für die Anschrift des Absenders und postalische Vermerke 

(3) Fläche für die Freimachung 

(4) Nicht bedruckte Fläche 

Bild 6 Anschriftseite eines Briefumschlages (I kleiner als 156 mm) nach DDR- 
Standard 

(1) Fläche für die Anschrift des Empfängers 

(2) Fläche für die Anschrift des Absenders und postalische Vermerke 

(3) Fläche für die Freimachung 

(4) Nicht bedruckte Fläche 
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• Aufdruck der Empfänger- und Absenderangaben 

Die Anschrift des Empfängers und Absenders sowie Vermerke 
über Zusatzleistungen können auf den in den Bildern 4 und 5 
vorgesehenen Flächen der Anschriftseite aufgedruckt werden. 
Die Schriftgröße, Farbe und Schriftart für die Postleitzahl sowie 
deren Anordnung in der Fläche für die Anschrift des Empfän¬ 
gers müssen ein einwandfreies Erkennen der Postleitzahl er¬ 
möglichen. 

• Nicht bedruckte Flächen und Fläche für die Freimachung 

Bestimmte Flächen sollen nicht bedruckt werden. Dies ist 
durch die angewandte Lesetechnik und die Kodierung (in sol¬ 
chen Ländern, die eine Kodierung von Briefsendungen vorse¬ 
hen) bedingt. Bei der Festlegung der nicht bedruckten Flächen 
und der Fläche für die Freimachung wurden die Bestimmungen 
des Weltpostvertrages hinsichtlich Normalsendungen berück¬ 
sichtigt. 



Bild 6 Anschriftserte einer Bildpoatkarte nach DDR-Standard 

(1) Fläche für die Anachrift dea Empfängers 

(2) Fläche für den Absender und Aufdruck des Verlages (Bildmotiv, Name und 
Sitz dea Verlages u. a.) 

(3) Fläche für die Freimachung 

(4) Nicht bedruckte Fläche 

Bild 7 Anschriftserte einer Postkarte nach DDR-Standard 

(1) Fläche für die Anachrift des Empfängers 

(2) Fläche für die Anschrift dea Absenders 

(3) Fläche für die Freimachung 

(4) Nicht bedruckte Fläche 
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• Geltungsbereich 

Die vorstehenden Festlegungen beziehen sich nicht auf Fen- 
sterbriefumschJäge, Luftpostbriefumschläge, Briefumschläge 
für Sendungen mit der Zusatzleistung Wertangabe, Ersttags¬ 
briefumschläge sowie Briefumschläge, die größer als 
120 mm x 235 mm sind. 

TGL22 133/02 - Flachbeutel ohne Seitenfalten 
(Versandtaschen) - 

Für Flachbeutel ohne Seitenfalten (Versandtaschen) - es han¬ 
delt sich hierbei um Briefumhüllungen mit Verschlußklappen an 
der schmalen Seite - gelten hinsichtlich Papierqualität, Eintei¬ 
lung und Bedrucken der Anschriftseite die gleichen Festlegun¬ 
gen wie für Briefumschläge, wenn als Werkstoff Papier für 
Schreibzwecke verwendet wird und der Flachbeutel das Format 
U 7 (114 mm x 162 mm) autyeist. 

TGL34 690 Bildpostkarte.n; Technische 
Forderungen 

e Formate 

- 90 mm x 140 mm 

- 105 mm x 148 mm 

e Werkstoff 

- weißer Fotokarton mit einer flächenbezogenen Masse von 
mindestens 220 g/m 2 

- weißes einseitig oder zweiseitig gestrichenes holzfreies 
Druckpapier mit einer flächenbezogenen Masse von minde¬ 
stens 220 g/m 2 

Bei Bildpostkarten in Postkartenkalendern ist auch ein Druckpa¬ 
pier von mindestens 180 g/m 2 zulässig. 

• Gestaltung der Anschriftseite 

Die Gestaltung der Anschriftseite einer Bildpostkarte zeigt Bild 
6. Auch hier werden die Schreiblinien und Kodefeldkästchen in 
Orange aufgedruckt. Für die nicht bedruckten Flächen und für 
die Fläche für die Freimachung treffen die gleichen Aussagen 
wie für Briefumschläge zu. 

TGL22 123/01 Glückwunsch-, Bild- und 
Trauerkarten 

Die Karten werden unter Umschlag versandt. Für die dazu ver¬ 
wendeten Briefumschläge gelten die Festlegungen der TGL 
22 133/01. Bildkarten in den Formaten 105 mm x 210 mm (Pan- 
oramakarten) und 148 mm x 210 mm (Superkarten) können 
ohne Umschlag versandt werden; sie sind jedoch mit der Brief¬ 
gebühr freizumachen. In das Feld für das Postwertzeichen ist 
der Vermerk „Mit Briefgebühr freimachen" einzudrucken. Für 
die Anschriftseite (z. B. Aufdruck von Schreiblinien und Kode- 
feidkästchen) und die Papierqualität gelten analoge Festlegun¬ 
gen wie für Bildpostkarten, wobei die Superkarten den Auf¬ 
druck auf der Anschriftseite nicht in der Farbe Orange erhalten 
müssen. 

TGL 42 035 Postkarten; Technische Forderungen 

e Format 

105 mm x 148 mm 

e Werkstoff 

- Papier für Schreibzwecke mit einer flächenbezogenen Masse 
von 170 g/m 2 der Sorten S, A und B nach TGL 30 44/02 

- Elfenbeinkarton nach TGL 29 337 mit einer flächenbezogenen 
Masse von 180 g/m 2 

- holzfreier Karton für Bürozwecke nach TGL 17 701 mit einer 
flächenbezogenen Masse von 170 g/m 2 

- Papier für Endlosvordrucke EV-H 120 nach TGL 25 348 (nur 
für EDV-Vordrucke in Kartonform) 
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Das Papier bzw. der Karton soll weiß sein oder helle Farb¬ 
töne besitzen. Die Farbe Blau ist nicht geeignet. 

• Gestaltung der Anschriftseite 

Bild 7 zeigt die Anschriftseite einer Postkarte. Die Kodefeldkäst¬ 
chen werden in Orange aufgedruckt. Mit der gleichen Farbe 
können auch alle anderen Angaben, außer der Anschrift des 
Empfängers, gedruckt werden. Auf Postkarten, bei denen die 
Anschrift des Empfängers oder des Absenders ausschließlich 
mit der Schreibmaschine bzw. durch Druck oder Stempelab¬ 
druck hergestellt wird, können die Schreiblinien und die Kode¬ 
feldkästchen entfallen. Für die nicht bedruckten Flächen sowie 
für die Fläche für die Freimachung treffen die gleichen Aussa¬ 
gen wie für Briefumschläge zu. Beim Aufdruck der Empfänger¬ 
anschrift wird wie bei Briefumschlägen verfahren. 

• Sonstiges 



Die Gestaltung der Anschriftseite von Postkarten mit einge¬ 
drucktem Postwertzeichen (0,25 M) für den internationalen 
Postverkehr wird ebenfalls in der TGL 42 035 festgelegt. 


Form der Postanschrift 

Der Einsatz von Briefverteilautomaten wird um so effektiver, je 
höher der Anteil der richtig erkannten Postleitzahlen und der 
damit automatisch verteilten Briefsendungen ist. Durch die in 
den Fachbereichsstandards TGL 22 133/01, TGL 34 690 und TGL 
42 035 festgelegten Normative wird sichergesteilt, daß Briefum¬ 
schläge, Postkarten und Bildpostkarten zur Verfügung stehen, 
deren Beschaffenheit eine automatisierte Bearbeitung der 
Briefsendungen in weitgehendem Umfang ermöglichen. Durch 
den Aufdruck der Kodefeldkästchen und der Schreiblinien wird 
erreicht, daß sich die Postleitzahlen bei handgeschriebenen 
Empfängeranschriften in der festgelegten Lesezone (vgl. Bild 1} 
befinden und daß der notwendige Mindestabstand zwischen 
der vorletzten Zeile (Bestimmungsort) und der Postleitzahl vor¬ 
handen ist. 

Für maschinenschriftlich hergestellte Empfängeranschriften 
wird die lesegerechte Lage der Postleitzahl durch entspre¬ 
chende Festlegungen in der TGL 33 264 Regeln für Maschinen¬ 
schreiben gewährleistet. . 


Bild 10 Brief im DDR-Verkehr mit Aufdruck von Kodefeldkästchen 
Bild 11' Bildpostkarte im DDR-Verkehr 



0 - 1234 - 56 ? 89 

Bild 8 Ziffern für handgeschriebene Postleitzahlen 

Bild 9 Beispiele für die Schreibweise von Ziffern für Postleitzahlen 


Ziffern nicht schräg schreibet 

falsch SIH richtig 

Keine Schleifen, Anstriche und Schnörkel 

falsch Sil richtig (JJIJU 

keine Lücken innerhalb einer Ziffer 

falsch §(3 richtig SSI 

die Öffnungen an den Ziffern groll genug lassen 
falsch §11] SS richtig ||S[§ 

auf deutliche Kröuzung der Linien achten 
falsch Bl richtig §]U 

die Ziffern sollen die Kästchen möglichst ausfüllen,ohne 
jedoch bis auf den Rand der Kästchen oder darüber hinaus 
zu reichen 


falsch ) 



Bild 12 Brief im DDR-Verkehr ohne Kodefeldkästchen (der Abstand A soll rd. 
20 mm betragen) 






htV<,i 

68 

V3 70.„ 


Handgeschriebene Anschriften 

Neben der Beschaffenheit des Papiers für die Briefumschläge, 
Postkarten und Bildpostkarten sind für eine hohe Leserate bei 
automatisiert bearbeiteten Briefsendungen die Beschaffenheit 
des Schreibmittels und die Art und Weise, wie die einzelnen 
Ziffern der Postleitzahl in die Kodefeldkästchen geschrieben 
werden, von Bedeutung. 

• Schreibmittel 

Grundsätzlich sind alle Schreibmittel zulässig. Nur rote Farb¬ 
töne sollen wegen des Spektralbereiches, in dem von Briefver¬ 
teilautomaten „gelesen" wird, nicht verwendet werden. 
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Bild 13 Brief im internationalen Postverkehr 


Bild 14 Postkarte im internationalen Postverkehr 
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• Schreibweise der Postleitzahlen 

Wichtig ist, daß die Ziffern der Postleitzahl gleichmäßig und 
sauber geschrieben werden. Die Kodefeldkästchen für die Post¬ 
leitzahl enthalten deshalb zwei Hilfspunkte. Sie sollen das Ein¬ 
trägen der Postleitzahl in der vorgegebenen Größe gewährlei¬ 
sten bzw. erleichtern. Versuche haben ergeben, daß die Rate 
der richtig gelesenen Postleitzahlen allein durch diese Maßnah¬ 
men um etwa 10 Prozent steigt. Im Bild 8 sind die Ziffern 0 bis 9 
in der für die Lesetechnik günstigsten Form dargestellt. Diese 
handgeschriebenen Ziffern werden in der dargestellten Weise 
auch für die Öffentlichkeitsarbeit benutzt. An die Schreibweise 
der in die Kodefeldkästchen einzutragenden Ziffern werden 
keine besonderen Anforderungen gestellt. Jedoch sollten die 
im Bild 9 links dargestellten Zahlenformen vermieden werden. 

Die neue Postanschrift gilt nur-für Postsendungen im 
DDR-Verkehrl 

Die Kodefeldkästchen sind also nur bei Briefen, Postkarten 
(Bildpostkarten) und Drucksachen, die an Empfänger in der 
DDR gerichtet sind, auszufüllenl Beispiele für ordnungsgemäß 
geschriebene handschriftliche Anschriften im DDR-Verkehr 
sind als Bilder 10 und 11 dargestellt. Für Vermerke über Zusatz¬ 
leistungen und Sendungsarten ist bei Briefen die linke obere 
Ecke der Anschriftseite und bei Karten der Raum oberhalb der 
Empfängeranschrift vorgesehen. Briefumschläge, Postkarten 
und Bildpostkarten ohne Kodefeldkästchen können weiterver¬ 
wendet werden. Jedoch soll auch hierbei die Postanschrift in 
der neuen Form geschrieben werden. Das Muster der Anschrift 
auf einem Brief im DDR-Verkehr ist als Bild 12 dargesteilt. Die 
Postleitzahl steht als letzte Zeile, und zwar mit Abständen zwi¬ 
schen den einzelnen Ziffern. Die untere Kante sollte hierbei ei¬ 
nen Abstand von rd. 20 mm vom unteren Rand des Briefum¬ 
schlages oder der Karte aufweisen. Die Postleitzahl kann auch 


mit der Schreibmaschine in die Kodefeldkästchen eingetragen 
werden. Größe und Abstände der einzelnen Kästchen sind so 
bemessen, daß das ohne Schwierigkeiten möglich ist. Im in¬ 
ternationalen Postverkehr sind die Kodefeldkästchen 
für die Postleitzahl nicht auszufüllen! Die Anschrift ist 
wie bisher in der im Bestimmungsland üblichen Form anzuge¬ 
ben. Das Bestimmungsland wird unterhalb der Anschrift nieder¬ 
geschrieben. Sind mit dem Bestimmungsland Leitkennzeichen 
(z. B. für die Schweiz „CH") vereinbart und wird das Leitkenn¬ 
zeichen in der Anschrift angegeben, entfällt die Landesangabe 
(vgl. Bild 14). In der Absenderangabe ist vor die Postleitzahl das 
Leitkennzeichen „DDR" zu schreiben. Muster von Anschriften 
im internationalen Postverkehr sind als Bilder 13 und 14 darge¬ 
stellt. 

Maschinengeschriebene Anschriften 

Die TGL 33 264 Regeln für Maschinenschreiben wird im Zusam¬ 
menhang mit der neuen Postanschrift und der automatisierten 
Briefbearbeitung ebenfalls überarbeitet. Das betrifft insbeson¬ 
dere die Abschnitte über die Verteilung der Zeilen im Anschrift¬ 
feld, die Gradangaben für Zeilenanfang und Zeilenende in der 
Empfänger- und Absenderanschrift sowie die abgedruckten 
Beispiele. Ferner werden die Stellung der Absenderangabe auf 
der Anschriftseite von Briefumschlägen und die der Vermerke 
über Zusatzleistungen verändert. Neu aufgenommen sind die 
Schreibregeln für die Anschrift bei Postkarten ohne Schreibli¬ 
nien und Kodefeldkästchen. 

• Verteilung der Zeilen im Anschriftfeld 

Für die Empfängeranschrift steht ein Anschriftfeld von neun 
Zeilen zur Verfügung, bie Zahl der Anschläge jeZeile beträgt 21 
(bei Postkarten), 26 (bei Briefumschlägen) und 31 (bei Briefblät¬ 
tern). Die Bestandteile sind auf den Zeilen 1 bis 9 wie folgt an¬ 
geordnet (die Punkte kennzeichnen Leerzeilen): 

1 Empfänger 

2 Zusätze zum Empfänger 

3 

4 Straße, Haus- und Wohnungsnummer, Fachnummer der 
Briefzustellanlage, Postschließfach (Nummer) oder Post¬ 
fach (Nummer) 

5 

6 Bestimmungsort 

7 

8 Postleitzahl oder Bestimmungsland bei Sendungen im inter¬ 
nationalen Postverkehr 

9 

In der Anschrift des Empfängers steht je ein Leerraum zwi¬ 
schen den Ziffern der Postleitzahl. Die nachstehenden Beispiele 
veranschaulichen die Gestaltung maschinenschriftlicher An¬ 
schriften. 

(1) 1 Kulturbund der DDR 

2 Bezirkssekretariat Leipzig 

3 

4 Käthe-Kollwitz-Str. 115 

5 

6 Leipzig 

7 

8 7010 

9 

(2) 1 Herrn 

2 Oswald Heinrich 

3 

4 Hauptstr. 15 

5 F 07-12 

6 Baalsdorf 

7 

8 7101 

9 

(3) 1 Frau Oberlehrer 
2 Erika Böhmert 
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3 • 

4 Dimitroffstr. 23/0104 
5. ■ 

6 Berlin 

7 

8 1055 

9 

(4) 1 Bauakademie der DDR 

2 Institut für Ingenieur- 

3 und Tiefbau 

4 Büro für Standardisierung 

5 Postfach 132 

6 Leipzig 

7 

8 7030 

9 

(5) 1 Herrn 

2 Kurt Negeli 

3 • 

4 Berner Str. 4 

5 * 

6 CH-8000 Zürich 

7 

8 
9 

(6) 1 M. Jan Nowak 
2 

3 

4 ul. Cicha 5 

5 ■ 

j 6' 31-045 Kraköw 
7 


VEB Papierverarbei¬ 
tungswerk 
Naundorfer Str. 11 
Torgau 
7290 


Versorgungakontor Papier 
und BUrobedarf Leipzig 

Karl-Liebknecht-Str. 12 

i Leipzig 

7 0 10 


Bild 15 Maschinengeschriebener Brief 


Bild 16 Maschinengeschriebene Postkarte 


--_1 


; i 

Postkarte 

Verlag Die Wirtschaft 

Am Fried riehshain 22 
Berlin 

1055 

• i 

i_- - j 


Rat des Stadtbezirkes 

Süd der Stadt Leipzig 

Abt. Kultur 

PF 73 


Leipzig 


7 0 3 0 


8 VR Polen 

9 

Neu ist, daß Vermerke über Zusatzleistungen nicht mehr im An¬ 
schriftfeld stehen. Bei Briefblätterri sind für diese Vermerke der 
Raum im Kopf zwischen dem eingedruckten Namen und der 
Anschrift des Absenders und bei Briefumschlägen die linke 
obere Ecke des Umschlages vorgesehen. 

• Absenderanschrift bei Briefumschlägen 

Die Absenderanschrift bei Briefumschlägen wird, soweit sie 
nicht aufgedruckt ist, links oben auf dem Umschlag ohne Leer¬ 
zeilen, ohne Leerräume zwischen den einzelnen Ziffern der 
Postleitzahl und ohne Unterstreichungen geschrieben (Bild 15). 

• Postkarten 

Die Verteilung der Zeilen im Anschriftfeld wird wie bei Brief¬ 
blättern bzw. Briefumschlägen vorgenommen. Vermerke über 
Zusatzleistungen stehen oberhalb der Empfängeranschrift und 
werden unterstrichen. Die Postleitzahl wird um 5 Grad (An- 
schläge)^ von den anderen Angaben der Anschrift nach rechts 
eingerückt und mit je einem Leerraum zwischen den einzelnen 
Ziffern geschrieben (Bild 16). Dies ist erforderlich, damit die 
Postleitzahl innerhalb der vorgesehenen Lesezone steht (vgl. 
Bild 1). 


Schlußbemerkungen 

Postkarten und Bildpostkarten mit Aufdruck von Kodefeldkäst¬ 
chen und Schreiblinien werden ab 2. Halbjahr t986 angeboten. 
Vorhandene Bestände an Karten sind jedoch aufzubrauchen; 
alte Karten sollen beim Kauf nicht zurückgewiesen werden. Für 
die Erprobung des Funktionsmusters des Briefverteilautomaten 
IPF 85/L werden ebenfalls ab 2. Halbjahr 1986 in der Hauptstadt 
der DDR für den Bevölkerungsbedarf Briefumschläge mit auf¬ 
gedruckten Schreiblinien und Kodefeldkästchen durch den 
Handel angeboten. Ein genereller Druck derartiger Briefum¬ 
schläge ist erst zu einem späteren Zeitpunkt möglich. Den Äm¬ 
tern werden zur Werbung für die ab 1. Mai 1986 verbindliche 
neue Postanschrift Werbemittel. (Werbeplakate, Werbekli¬ 
schees für Maschinenstempel u. a.) zur Verfügung gestellt. 
Außerdem'wird die Werbung durch Veröffentlichungen in der 
Fach- und Tagespresse, durch Zeitungsannoncen, durch das 
Fernsehen und in Druckwerken der Deutschen Post unterstützt. 
Die allgemeine Werbung allein wird jedoch nicht ausreichen, 
daß sich die neue Postanschrift und die richtige Schreibweise 
der Postleitzahl bei der Bevölkerung und der Wirtschaft schnell 
durchsetzen. Hierzu bedarf es zusätzlicher Initiativen und An¬ 
strengungen der Mitarbeiter in den Ämtern und Direktionen. 


Einer der 20 Briefkästen in Bad Elster, Staatsbad der DDR. Er ist am kleinsten 
Haus angebracht - inmitten des Ortes. (Aufn. Bach, Potsdam) 
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KLEINE FACHGESPRÄCHE 



(3/1986. S. 101) 


Was und wie 
man lesen sollte (III) 


i 

V 


Stellenleiter: Wir haben uns vorgenommen, in dieser Ge¬ 
sprächsrunde einige Gedanken zu dem Was und zu dem Wie 
des Lesens zusammenzutragen. Unser vorangegangenes Ge¬ 
spräch (s. dDP, Heft 1/1986, S. 13) endete mit Überlegungen 
zur Bibliomanie. Welche Ergänzungen hierzu sind noch von In¬ 
teresse? 

Leiter des Amtes: Lassen Sie mich zu dieser Problematik im 
weitesten Sinne des Wortes abrundend auf dreierlei eingehen: 
e Das Beschäftigen mit Büchern muß stets von der inhaltlichen 
Seite bestimmt werden. Selbstverständlich sollen unsere Bü¬ 
cher auch ein ansprechendes und haltbares (I) Äußere besit¬ 
zen. Es genügt aber nicht, sich mit tausend Fakten über die ver¬ 
schiedenen Verlagsobjekte (Erscheinungsjahr, Name des Verla¬ 
ges oder der Verlage, Umfang, Art des Einbandes u. ä.) vollzu¬ 
stopfen, jedoch gar nicht ans Lesen selbst zu denken. Dieses 
Verhalten, wird hervorragend von Stefan Zweig (1881-1942), 
dem weltberühmten österreichischen Dichter, in seiner Novelle 
„Buchmendel" (in der DDR u. a. innerhalb der Anthologie „Die 
unsichtbare Sammlung" bei Reclam 1964 erschienen) darge¬ 
stellt. Der kleine Buchschacherer, der seinen „Laden" in einem 
Wiener Kaffeehaus betrieb, war außerdem so lebensfremd, daß 
er nicht einmal den Ausbruch des ersten Weltkrieges be¬ 
merkte! 

• Ähnliche Weltfremdheit ist zweifellos dem „Bücherwurm", 
für alle Zeiten treffend von Carl Spitzweg (1808-85) im Bilde 
festgehalten, zu bescheinigen. Spitzweg stellt einen alten, äu¬ 


ßerlich vertrottelten und im Gesichtsausdruck weltvergessenen 
„Bibliothekar" dar, der - auf einer Leiter stehend — ausgerech¬ 
net (es mag auch Zufall sein) einen Folianten aus dem Gebiet 
der Metaphysik (sie ist eine der materialistischen Dialektik ent¬ 
gegengesetzte Denkmethode, die die Erscheinungen isoliert 
und als unveränderlich betrachtet) studiert. Dieses Gemälde ist 
auf vielen Kalenderblättern usw. abgebildet. 

• Bücherwahn im Sinne unbedingten Besitzenmüssens hat 
ähnlich wie bei Philatelisten (I) schon oft genug zu kriminellen 
Handlungen geführt. So machte sich beispielsweise - wie aus 
einem Artikel im Heft 3/1985 der bereits erwähnten „Margina¬ 
lien" nachzulesen ist - Anfang des 19. Jahrhunderts ein Pfarrer 
vieler Diebstähle und des Mordes schuldig, um Mittel für seine 
Kaufwut zu erlangen (vgl. hierzu auch von Räth-Vegh „Die Ko¬ 
mödie des Buches", Corvina Verlag, Budapest 1967ff.). — Fas¬ 
sen wir mit Goethe zusammen, der feststellte: Ein Blick ins 
Buch und zwei ins Leben, das wird dem Geist die rechte Form 
schon geben. 

Stellenleiter: Vor Jahren las ich (s. dDP, Heft 5/1981, S. 238) ei¬ 
nen Beitrag unter der Überschrift „Habent sua fata libelli", was 
auf deutsch „Bücher haben ihre Schicksale" heißt. Da erinnerte 
ich mich an die barbarischen Bücherverbrennungen durch die 
braunen Machthaber am 10. Mai. 1933. Es soll hierzu ein ergrei¬ 
fendes Gedicht von Bertolt Brecht geben. Haben Sie es zur 
Hand? 

Leiter des Amtes: Ihrem Wunsche will ich gern nachkommen. 


Großgemeinschafts¬ 
antennenanlagen - 
Kabelrundfunk¬ 
empfangsanlagen 

(3/1986, S. 101) 


Student: Im Gesetz über das Post- und Fernmeldewesen (GBl. I 
1985 Nr. 31, S. 345) das am 1. Mai 1986 in Kraft trat, ist im § 12 
die Genehmigpngspflicht im Fernmeldeverkphr und für Fern¬ 
meldeanlagen fiäert. Wer erteilt die Genehmigung für Großge¬ 
meinschaftsantennenanlagen? 

Fachschullehrer: Im Gesetz über das Post- und Fernmeldewe- 
sen und in der Durchführungsverordnung vom 29. November 
1985 (GBl. I 1985 Nr. 31, S. 354) sind die Genehmigung und das 
Genehmigungsverfahren festgelegt. Dort heißt es: 

§ 3 (2) Eine Genehmigung ist für Empfangsantennenanlagen er¬ 
forderlich, wenn sie als 

a) Gemeinschaftsantennenanlagen 

b) Großgemeinschaftsantennenanlagen 

c) Kabelrundfunkempfangsanlagen 

d) Satellitenrundfunkempfangsanlagen 
betrieben werden. 

Student: Wer ist berechtigt, dafür den Antrag zu stellen, und 
wer erteilt die Genehmigung? 

Fachschullehrer: Den Antrag auf Errichten und Betreiben von 
Empfangsantennenanlagen können Bürger, Staatsorgane und 
Betriebe bei der Deutschen Post stellen. Die Genehmigung für 
Großgemeinschaftsantennenanlagen erteilt die Bezirksdirek¬ 
tion der Deutschen Post, in deren Bezirk eine solche errichtet 
oder betrieben werden soll. Die Genehmigungen können mit 
Auflagen verbunden werden. Von allen Genehmigungsinhabern 
sind je nach Genehmigungstatbestand z. B. die „Richtlinie der 
Deutschen Post für das Herstellen, Projektieren, Errichten und 


Betreiben von Empfangsantennen- und Verteilanlagen für den 
Hör- und Fernseh-Rundfunk" einzuhalten. Die Genehmigung 
kann t. B. widerrufen werden, wenn Auflagen vom Genehmi¬ 
gungsinhaber nicht erfüllt werden. 

Student: Wodurch unterscheidet sich eine Großgemein¬ 
schaftsantennenanlage (GGA) von einer Gemeinschaftsanten¬ 
nenahlage (GAA)? 

Fachschullehrer: Grundsätzliches zu Gemeinschaftsantennen¬ 
ahlagen können Sie in dDP, Heft 1/1985, S. 17, nachlesen. Eine 
Großgemeinschaftsantennenanlage (GGA) besteht aus Anten¬ 
nen und dem Antennenverstärker mit zwei oder dreistufigem 
Verteilnetz zur Versorgung von mehreren Gebäuden eines 
Wohngebietes oder eines gesamten Wohngebietes mit den 
Programmen des Hör- und Fernseh-Rundfunks der DDR. Die 
Unterschiede liegen nicht in der Anlagengröße oder der Anzahl 
der Teilnehmer, sondern in der Struktur des Signalverteilnet¬ 
zes. GGA verfügen über weitere Verstärker, die an definierten 
Stellen im Netz angeordnet sind und deren Aufgaben es ist, Ka¬ 
bel- und Verteilverluste auszugleichen. Wir sprechen von einer 
Gemeinschaftsantennenanlage GAA, wenn ein Antennenver¬ 
stärker z. B. über 100 Wohnungen eines Wohnhochhauses ver¬ 
sorgt. Wir sprechen von einer GGA, wenn z. B. 30 Häuser einer 
Ortschaft, die 1000 m und mehr auseinanderliegen, über meh¬ 
rere Leitungsverstärker versorgt werden. 

Student: An die GGA müßten demnach sehr hohe Forderungen 
gestellt werden? 

Fachschullehrer: Allein die Wünsche, die die angeschlossenen 
Teilnehmer an die GGA stellen, gehen oft weit über das hinaus, 
was Einzelantennenanlagen leisten können. An GGA werden 
höchste Forderungen an Antennenstandort und Antennenauf¬ 
wand (z. B. Gruppenantennen, Gewinn,. Richtwirkung, gegen¬ 
seitige Beeinflussung, notwendige Verstärkung, Rauscharmut, 
normgerechter Empfänger-Eingangspegel, Signalverteilung, 
Entkopplung, Verteilnetz, Sclyrmung) gestellt. Deshalb wird es 
notwendig, eine fachgerechte Projektierung, fachmännische Er¬ 
richtung, meßtechnische Überprüfung, sachgemäße Abnahme 
und regelmäßige Wartung zu fordern. Bedenken wir, daß in ei- 
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zumal auch heute noch für die verschiedensten Länder unserer 
Erde gilt, was Brecht im Jahre 1941 im Epilog zu seinem „Arturo 
Ui" ausrief: „Der Schoß ist fruchtbar noch, aus dem das kroch" 
Dieses Datum bildet die Grundlage für den jährlich in der DDR 
begangenen „Tag des freien Buches" Das Gedicht ist leider 
wenig bekannt. Es lautet: 

Die Bücherverbrennung 

Als das Regime befahl, Bücher mit schädlichem Wissen 

öffentlich zu verbrennen, und allenthalben 

Ochsen gezwungen wurden, Karren mit Büchern 

Zu den Scheiterhaufen zu ziehen, entdeckte 

Ein verjagter Dichter, einer der besten, die Liste der 

Verbrannten studierend, entsetzt, daß seine 

Bücher vergessen waren. Er eilte zum Schreibtisch 

Zornbeflügelt, und schrieb einen Brief an die Machthaber. 

Verbrennt mich! schrieb er mit fliegender Feder, verbrennt 

mich! 

Tut mir das nicht anl Laßt mich nicht übrig! Habe ich nicht 
Immer die Wahrheit berichtet in meinen Büöhern? 

Und jetzt 

Werd' ich von euch wie ein Lügner behandelt! Ich befehle 
euch: 

Verbrennt mich! 

(zitiert in Knobloch: Rund um das Buch, Verlag für die Frau, 
Leipzig 1973, S. 116) 

Stellenleiter: Was versteht man eigentlich unter Triviallitera¬ 
tur? 

Leiter des Amtes: Davon wird auch in unserer Republik in letz-' 
ter Zeit öfters gesprochen. Es ist nämlich notwendig, diese Art 
von Büchern aus unserer marxistischen Sicht einzuordnen, auf 
ihr Positives aufmerksam zu machen und das Negative bloßzü- 
stellen. Das um so mehr, als gerade, die Trivialliteratur überall 
hohe Auflagen erreichte und z. T. heute noch erreicht, also eine 
weite Verbreitung findet. Im „Sachwörterbuch für den Literatur¬ 
unterricht [der] Klassen 9 bis 12", Volk und Wissen, Volkseige¬ 
ner Verlag, Berlin 1983, S. 1981, lesen wir u. a.: „Als Triviallite¬ 


ratur (lat. trivial = platt, abgedroschen) gelten literarische 
Werke, in denen geistige Anspruchslosigkeit, Oberflächlichkeit 
und Vordergründigkeit, banaler Inhalt und schematische Form 
[sprich: Schwarz-Weiß-Darstellung, d. h. z. B., daß der gute 
Held immer gut und prinzipiell erfolgreich ist, während der 
schlechte Akteur immer schlecht, meistens sogar ein Böse¬ 
wicht bleibt, sich also die Personen im Laufe ihres Lebens cha¬ 
rakterlich nicht-entwickeln und die Verhaltensnuancen weitge¬ 
hend fehlen] dominieren... Ein weiteres Merkmal... ist in sehr 
vielen Fällen die in ihr ^der Trivialliteratur] enthaltene Provoka¬ 
tion intensiver Gefühlserregung, die Manipulation der Gefühle 
des für derartige Werke anfälligen Lesers..." Hierher gehören 
beispielsweise die Romane der Marlitt, der Courths-Mahler, 
des Horace Walpole. Wer sich fÜF diese interessante Problema¬ 
tik näher interessiert, möge sich mit der „Illustrierten Ge¬ 
schichte der Trivialliteratur", die 1983 erstmals in der DDR beim 
Verlag Edition Leipzig herauskam, beschäftigen. In dem großen 
Abschnitt „Die Entwicklungsgeschichte" finden wir z. B. fol¬ 
gende Untergruppen: Empfindsame, heroisierend-pathetische, 
erotische, komische, schauervolle Trivialliteratur bzw. triviale 
Kriminal- und Detektiv-, Geheimbund-, Geister- und Wunder-, 
Science-Fiction- (weit in der BRD und in Österreich verbreitet) 
und Wildwest-Literatur. Zweifellos gehört auch der erfolgreiche 
Karl May (1842-1912) mit seinen Indianerromanen usw. zu die¬ 
ser Literaturgattung. Gerade in jüngster Zeit ist in Tageszeitun¬ 
gen usw. vieles Für und Wider über ihn und sein Werk geschrie¬ 
ben bzw. über das Fernsehen der DDR ausgestrahlt worden 
(vgl. auch die Wiedereröffnung des weltbekannten „Karl-May- 
Museums" in Radebeul). Lassen wir es dabei bewenden. 
Stellenleiter: Zu Büchern gehören Bibliotheken - schon seit 
Jahrhunderten. Gibt es darüber Literatur? 

Leiter des Amtes: In diesem Zusammenhang kann ich Ihnen 
insbesondere den hervorragend aüsgestatteten Bildband von 
Winfried Löschburg „Alte Bibliotheken in Europa", Verlag Edi¬ 
tion, Leipzig 1974H, zum Preise Von 23,50 M empfehlen. 

(H. Weis) 


ner GGA das Leitungsnetz nicht nur die Antenne über Verstär¬ 
ker mit den Abnehmern verbindet, sondern daß über das Lei¬ 
tungsnetz ganze Gruppen von Teilnehmern verbunden sind. 
Student: Kann es zu gegenseitigen Störungen kommen? 
Fachschullehrer: Ja, es ist notwendig, Maßnahmen zu ergrei¬ 
fen, ujn gegenseitige Störungen angeschlossener Empfangsge¬ 
räte zu vermeiden. Solche Störungen gehen von den Empfän¬ 
ger-Eingangsteilen aus, wenn ein Teil der Oszillatorleistung 
über die Antennenbuchse des Empfängers in das Leitungsnetz 
der GGA gelangt und wenn diese Frequenz mit einer Frequenz 
der in der Anlage übertragenen Programme übereinstimmt. Die 


Hausanschlußverstärker für GGA HAV 230.40 (VEB Elektronische Geräte Burg¬ 
städt) 



so entstehende Überlagerung von Nutz- und Störsignal zeigt 
sich im Empfangsgerät als Moire im Bild und als Zwitschern im 
Ton. Deshalb ist es wichtig, die geforderte Entkopplung zwi¬ 
schen den Teilnehmer-Anschlüssen von a > 46 dB einzuhalten. 
Bei einem solchen. Dämpfungswert wird der am Empfangsein¬ 
gang des störenden Gerätes maximal wirksame Störpegel des 
Oszillators von p < 55 dB p V auf p < 10 dB p V am gestörten 
Empfangsgerät verringert. Er hätte dann den gleichen Wert wie 
das Eigenrauschen. 

Student: Wodurch lassen sich solche Werte erreichen? 
Fachschullehrer: In GAA haben sich folgende Signalvertei¬ 
lungsprinzipien herausgebildet: 

1. Verteiler-Prinzip 

2. Stichleitungs-Prinzip 

3. Durchschleif-Prinzip 

Beim Durchschleifsystem wird in den Durchschleifdosen das 
Richtkoppler-Prinzip angewendet. Hier wird eine gute Teilneh- 
mer-Teilnehmer-Entkopplung von etwa 50 dB erreicht. Da alle 
Dosen in Kette geschaltet an einer Stammleitung liegen, hat 
sich diese Installationsart besonders in Neubauten bewährt. 
Student: Was ist eine Kabelrundfunkempfangsanlage? 
Fachschullehrer: Kabelrundfunkempfangsanlagen dienen zur 
Versorgung großer oder mehrerer Wohngebiete mit den Pro¬ 
grammen des Hör- und Fernseh^Rundfunks sowie für die Über¬ 
tragung zusätzlicher Nachrichten und Daten unter Verwendung 
zentraler Empfangs- und Signalaufbereitungsanlagen. Sie be¬ 
stehen aus einer Empfangsantennen- und Verteilanlage mit 
dreistufigem oder größerem Verteilnetz und sind demzufolge 
sehr große GGA, die ggf. durch die Übertragungsmöglichkeiten 
zusätzlicher Informationen erweitert sind. Kopfstationen berei¬ 
ten die von den Empfangsantennen aufgenommenen Hör- und 
Fernseh-Rundfunksignale auf und speisen sie ins Verteilnetz 
ein. Ein solches besteht aus Magistralnetz, Submagistralnetz 
und Hausverteilnetz. Oft werden diese auch als Primär- und Se- 
kundär-Netz oder Strecken- und Liniennetz bezeichnet, wäh¬ 
rend Hausverteilnetze auch Stammleitungs-Netze heißen. 

(R. Ludwig) 
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Atlas Weltverkehr, 
neuer DUDEN... 


(3/1986. S. 103) 



Leiter des Amtes: Der VEB Hermann Haack Geographisch-Kar¬ 
tographische Anstalt Gotha brachte in ansprechender Form die 
erste Auflage eines Weltatlasses des Transport- und Nachrich¬ 
tenwesens heraus. Er wurde von einem größeren Autorenkol¬ 
lektiv aus Angehörigen der Hochschule für Verkehrswesen 
„Friedrich List", der Ingenieurschule „Rosa Luxemburg" der DP 
und anderer Institutionen erarbeitet. Im Vorwort heißt es: „In 
dieser Komplexität ist das Transport- und Nachrichtenwesen 
erstmalig in einem thematischen Weltatlas bearbeitet worden. 
Der Verlag hofft daher, daß der Atlas die Informationsbedürf¬ 
nisse sowohl der Fachleute als auch der vielen allgemein am 
Verkehr auf der Erde Interessierten zu befriedigen vermag." 
Stellenleiter: Gehen Sie bitte etwas näher auf die inhaltliche 
Gestaltung dieses Wissensspeichers ein. 

Leiter des Amtes: Lassen Sie mich folgende Gesichtspunkte 
herausheben: 

# Den 57 überwiegend doppelseitigen Karten, die durch viele 
Nebenkarten, Diagramme und Graphiken ergänzt werden, ge¬ 
hen thematische Erläuterungen voraus. So .erfahren wir bei¬ 
spielsweise aus dem Kapitel „Entwicklung der Arbeitsteilung im 
Verkehr", daß der moderne Personenverkehr (nach Weltlei¬ 
stungsanteilen), bezogen auf Pkm (= Personenkilometer, d. h. 
Personen mal Transportentfernung in km), gegenwärtig zu rd. 
60 Prozent vom individuellen und zu rd. 20 Prozent vom öffentli¬ 
chen Kraftverkehr sowie zu rd. 12 Prozent vom Eisenbahnver¬ 
kehr und zu rd. 8 Prozent vom Luftverkehr bestimmt wird, wäh¬ 


rend Binnen- und Seeschiffahrt nur sehr geringe Anteile errei¬ 
chen. Das Kapitel „Zweigspezifische Entwicklungen" beschäf¬ 
tigt sich mit dem Eisenbahn- und dem Kraftverkehr, der See- 
und der Binnenschiffahrt, dem Rohrleitungstransport und 
schließlich mit dem Nachrichtenwesen. Sehr aufschlußreich 
und Ausdruck der z. T. unterschiedlich gerichteten Dynamik der 
Infrastrukturen der einzelnen sozialistischen bzw. kapitalisti¬ 
schen Staaten ist die Tabelle 7 über die Entwicklung der Lei¬ 
stungsproportionen für Briefsendungen, die man einmal näher 
studieren sollte. Die Legenden (Zeichenerklärungen) aller 
Hauptkarten befinden sich ebenfalls vor dem Kartenteil und ge¬ 
ben in deutsch, englisch, französisch, spanisch und russisch 
entsprechende Auskunft. 

• Die Karten enthalten z. B. Angaben über das Eisenbahn¬ 
grundnetz, gekoppelt mit aufgetragenen Säulendiagrammen, 
die über die jeweiligen Transportproportionen informieren. Aus 
anderen Karten lassen sich bedeutende interkontinentale und 
transkontinentale Fluglinien ablesen. Unser Interesse dürften 
auch die Karten „Rohrleitungstransport" finden, da wir dort 
z. B. das Rohrleitungsnetz, aber in einem beigegebenen Dia¬ 
gramm auch Angaben über die Förderungs-Verarbeitungs-Pro- 
portionen für Erdgas und Erdöl finden. Schließlich sei auf die 
sieben speziellen Karten „Nachrichtenwesen" aufmerksam ge¬ 
macht, da wir dort für uns Postler besonders wissenswerte In¬ 
formationen über die jeweiligen Zentren des Nachrichtenwe¬ 
sens sowie den Umfang und die Verteilung des Post- und des 
Fernmeldeverkehrs erhalten. 

• Wenn sich den Atlas sicher auch nicht jeder Postler kaufen 
wird (jener kostet immerhin 68,— M), so sollte dieses Nach¬ 
schlagewerk doch in allen Ämtern und Dienststellen unseres 
Wirtschaftszweiges u. a. wegen der engen Kooperation mit den 
Bereichen des Transportwesens vorhanden sein und recht oft 
ausgeliehen werden! 

Stellenleiter: Wie ich in meiner Volksbuchhandlung erfuhr, 
liegt seit einiger Zeit die von Ihnen in unserem letzten diesbe¬ 
züglichen Gespräch (vgl. dDP, Heft 1/1986, S. 15) angekündigte 


Beendigung 

von Sparkontoverträgen 
zu Postsparkonten (II) 


(3/1986. S. 103) 


Mitarbeiterin: Ist ein Sparer verstorben, entsteht oft für die An¬ 
gehörigen oder andere Personen, die sich um die Bestattung 
kümmern, ein Geldbedarf, der aus der Spareinlage des Post- 
sparköntos des Verstorbenen gedeckt werden soll. Wie kann 
das kurzfristig geschehen? 

Stellenleiter: An volljährige Personen, die sich durch Vorlage 
ihres Personaldokuments ausweisen und das Postsparbuch, die 
zugehörige Ausweiskarte sowie einen Rückzahlungsschein 
vorlegen, dürfen täglich bis zu 100 M ausgezahlt werden (§ 5 
Abs. 3 der Postsparkassenordnung [PSpO] vom 31. Oktober 
1983 - GBl. I Nr. 38 S. 429). Solche Rückzahlungen können ver¬ 
weigert werden, wenn angenommen werden muß, daß der Vor¬ 
leger nicht berechtigt ist, Abhebungen von der Spareinlage ei¬ 
nes verstorbenen Sparers vorzunehmen (§ 11 Abs. 1 der PSpO). 
In diesem Fall sind das Postsparbuch und die Ausweiskarte ge¬ 
gen Ausstellung eines Zwischenscheins einzubehalten. Die Un¬ 
terlagen sind dann mit einer kurzen Darstellung des Sachver¬ 
halts an das Postsparkassenamt Berlin (PSpA) einzusenden. 
Mitarbeiterin: Wird ein höherer Betrag (z. B. für die Bestatt 
tung) benötigt, ist die etappenweise Abhebung von 100 M je 
Tag recht aufwendig. Gibt es eine andere Lösung? 
Stellenleiter: Dazu enthält die PSpO im § 5 Abs. 4 eine Rege¬ 
lung. Zum Begleichen von Aufwendungen, die mit dem Tod des 
Sparers unmittelbar Zusammenhängen, können Beträge ausge¬ 
zahlt werden, die nicht der Begrenzung auf 100 M je Tag unter¬ 
liegen. Voraussetzung für eine solche Auszahlung ist, daß ne¬ 
ben den bereits genannten Unterlagen (vgl. dDP Heft 2/1986, 


S. 75) - Postsparbuch, Ausweiskarte, Rückzahlungsschein, 
Ausweis des Vorlegers - die Sterbeurkunde für den Sparer und 
Nachweise (Rechnungen und andere Belege) über die Aufwen¬ 
dungen vorzulegen sind. 

Mitarbeiterin: Wofür können Zahlungen im allgemeinen gelei¬ 
stet werden? 

Stellenleiter: Im Zivilgesetzbuch der DDR (ZGB) vom 19. Juni 
1975 (GBl. I Nr. 27 S. 465) ist in den §§ 409 bis 412 die Erfüllung 
von Nachlaßverbindlichkeften geregelt. § 410 enthält die Rei¬ 
henfolge dieser Verbindlffhkeiten: 

1. Bestattungskosten 

2. Kosten des Nachlaßverfahrens 

3. Zahlungsverpflichtungen des Erblassers einschließlich der Er¬ 
stattung von Aufwendungen für die Betreuung des Erblassers 

4. familienrechtliche Ausgleichsansprüche 

5. Pflichtteilsansprüche 

6. Vermächtnisse und Auflagen. 

Mitarbeiterin: Die Richtigkeit dieser Ansprüche kann vom Mit¬ 
arbeiter des Postbetriebsdienstes nicht beurteilt werden. Wel¬ 
che Anhaltspunkte gibt es dafür? 

Stellenleiter: Es muß sich um Aufwendungen handeln, die den 
Punkten 1. bis 3; entsprechen. Wichtig ist, daß die Beträge Auf¬ 
wendungen dienen, die unmittelbar mit dem Tod des Sparers 
Zusammenhängen. Neben den Bestattungskosten können auch 
Belege für die fällige Miete, Energie- und Wasserversorgung, 
Kosten der Wohnungsräumung sowie der Einlagerung der 
Wohnungseinrichtung zur späteren Verwertung durch Erben 
anerkannt werden. 

Mitarbeiterin: Wie ist es, wenn Trauergäste im Anschluß an die 
Beisetzung in eine Gaststätte eingeladen und bewirtet werden? 
Stellenleiter: Auch eine solche Ausgabe aus der Spareinlage 
des Verstorbenen ist möglich. Bestehen Zweifel an der Aner¬ 
kennung der vorgelegten Unterlagen, hat der Leiter des Amtes 
über die Auszahlung der jeweiligen Beträge nach Prüfung aller 
Zusammenhänge verantwortungsbewußt und bürgerfreundlich 
zu entscheiden. 

Mitarbeiterin: Kann nach Auszahlung dieser Beträge für die 
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1. Auflage der 18. Neubearbeitung unseres Standardwörterbu¬ 
che? und Leitfadens der deutschen Rechtschreibung zum 
selben Preis wie bisher von 9,80 M vor. Wie präsentiert sich 
„Der Große Duden" nunmehr? 

Leiter des Amtes: Zunächst einmal äußerlich ansprechend in 
einem haltbaren roten Lederineinband. Der Aufbau ist - von 
geringfügigen Abweichungen abgesehen - der gleiche wie bis¬ 
her. Was den „Leitfaden..." betrifft, so enthält das Inhaltsver¬ 
zeichnis nur noch die bekannten Hauptgruppen, z. B. „Zur 
Rechtschreibung", während die Untergliederungen, beispiels¬ 
weise „Komma... S. 681", nicht mehr angegeben sind. Deshalb 
muß künftig noch öfter das umfangreiche Register zum „Leitfa¬ 
den" benutzt werden. Um sich andererseits dort schneller zu¬ 
recht zu finden, sind darin jetzt die jeweils wichtigsten Kenn¬ 
zahlen (z. B. „K 399-451" für das Komma) durch halbfetten 
Druck hervorgehoben. Nach Auskunft des Lektorates Deutsche 
Sprache am Bibliographischen Institut Leipzig enthält der DU¬ 
DEN rd. 70 000 Stichwörter. Ungefähr 5000 Wörter wurden ge¬ 
strichen, während genauso viele neu hinzukamen. Das ist be¬ 
redter Ausdruck dafür, daß unsere deutsche Sprache „lebt" Ins 
Abkürzungsverzeichnis wurden wiederum nur die geläufigsten 
Abbreviaturen usw. aufgenommen. Unentbehrliche Ergänzung 
auf diesem Gebiet bildet der KOBLISCHKE mit seinen rd. 35 000 
Abkürzungen (vgl. dDP, Heft 1/1986, S. 15). So finden wir bei¬ 
spielsweise die vorn erläuterte Abkürzung „Pkm" nur dort. Auf 
ausgewählte inhaltliche Veränderungen, z. B. im Zusammen¬ 
hang mit der Getrennt- und Zusammenschreibung (K 130), ge¬ 
hen wir gelegentlich in unseren germanistischen Fachgesprä¬ 
chen näher ein. 

Stellenleiter: Während der nächsten Jahre soll in der DDR ein 
neues Universallexikon herauskommen. Was ist Ihnen darüber 
bekannt? 

Leiter des Amtes: Im Rahmen unseres „Lexikonservice" inner¬ 
halb der Fachgesprächsreihe „Arbeitspsychologie" lernten wir 
das vierbändige Meyers Universallexikon (jeweils 1. Auflage 
zwischen 1978 und 1980) kennen. In den Jahren 1985 bis 1987 


bringt der VEB Bibliographisches Institut Leipzig das Bl-Univer- 
sallexikon in fünf Bänden heraus. Dabei handelt es sich um eine 
völlig neu bearbeitete und erweiterte Ausgabe. Diese Bücher 
sind ansprechend in Kunstleder gebunden und kosten je 
41,- M. Format und Anordnung der Kolumnen (Druckspalten) - 
bisher: zwei, neu: drei nebeneinander je Seite - haben sich ge¬ 
ändert. 

Stellenleiter: Demnach liegt der erste Band bereits vor. 

Leiter des Amtes: Ja, aber er ist nur in Fortsetzungsbezug er¬ 
hältlich. Behandelt werden die Stichwörter „A/Dolu" Unter 
Nutzung des vorderen und des hinteren Einbandes sind je dop¬ 
pelseitige Karten der DDR, nördlicher und mittlerer bzw. mittle¬ 
rer und südlicher Teil, beigegeben. Da es sich um einen von 
Auswahl und Inhalt des Wortgutes her aktualisierten Wissens¬ 
speicher handelt, sollte man sich diese Edition nicht entgehen 
lassen. 

Stellenleiter: Was gibt es weiterhin Interessantes auf dem Le¬ 
xikonmarkt? 

Leiter des Amtes: Dazu in der gebotenen Kürze folgendes: 

• Von Strich/Hossfeld erschien im VEB Bibliographischen Insti¬ 
tut Leipzig das hervorragend gestaltete Nachschlagewerk „Wis¬ 
senschaft im Zitat" zum Preise von 9,80 M. Das Schlagwortver¬ 
zeichnis enthält 24 Stichwortgruppen. Aus dem Gebiet „Mei¬ 
nungsstreit" eine Kostprobe: „Es ist ein großes Unglück, nicht 
genug Geist zu besitzen, um gut zu sprechen, noch Verstand 
genug, um zu schweigen." des La Bruyere (1645-1696). Oder 
aus dem Gebiet „Geist": „Wer seine Ansicht mit anderen Waf¬ 
fen als denen des Geistes verteidigt, von dem muß ich voraus¬ 
setzen, daß ihm die Waffen des Geistes ausgegangen sind." 
des Otto von Bismarck (1815-1898). 

• Der Union Verlag Berlin brachte ein ebenfalls gut ausgestat¬ 
tetes Büchlein mit Sprichwörtern aus den Niederlanden unter 
dem Titel „Tür zu, die Heiden kommen" (Preis 10,80 M) heraus. 
Für jeden Monat finden wir darin eine Reihe überdenkenswer¬ 
ter Lebensweisheiten. 

(H. Weis) 


Deutsche Post oder den Mitarbeitern eine materielle Verant¬ 
wortlichkeit entstehen, weil sich Erben benachteiligt fühlen? 
Stellenleiter: § 13 Abs. 3 der PSpO legt fest, daß die Deutsche 
Post für Verfügungen über die Spareinlage nicht verantwortlich 
ist, wenn bei Auszahlungen gemäß § 5 Abs. 4 der PSpO erb¬ 
rechtliche Bestimmungen nicht beachtet wurden. Das gilt 
auch für die Mitarbeiter. In solchen Fällen müssen sich die Er¬ 
ben - gegebenenfalls auch gerichtlich - mit dem Empfänger 
der Beträge auseinandersetzen. 

Mitarbeiterin: Wie werden diese Auszahlungen im Postspar¬ 
buch und auf den vorgelegten Unterlagen gekennzeichnet? 
Stellenleiter: Im Postsparbuch ist in der ersten Spalte zusätz¬ 
lich zum Datum „Rückzahlung nach §5(4) der PSpO" anzuge¬ 
ben. Der gleiche Vermerk ist auf den Unterlagen anzubringen 
und mit dem Abdruck des Tagesstempels zu bestätigen. 
Mitarbeiterin: Können Kontoauflösungen nach dem Tod des 
Sparers auch ohne Vorlage eines Erbscheins oder eines nota¬ 
riellen Testaments veranlaßt werden? 

Stellenleiter: Beträgt die im Postsparbuch eingetragene Spar¬ 
einlage weniger als 100 M oder verbleibt nach einer Rückzah¬ 
lung für Bestattungskosten usw. nur ein solcher Betrag, kann 
dieser auf Wunsch des Vorlegers ohne besonderen Nachweis 
mit ausgezahlt werden. Zur Auszahlung des Zinsbetrages ist im 
Kündigungsvordruck (vgl. dDP Heft 2/1986, S. 75) die Anschrift 
des Vorlegers oder dessen Kontonummer einzutragen. Auf der 


[ PoetSparkonten. Guthaben. Ein- 

und Rückzahlungen 1970 

bis 1985 (1970 = 1Ö01 


1975 

1980 

1985 

Zahl der PostSparkonten 

101,5 

100,8 

97,7 

Gesamtguthaben * ^ 

140,0 

176,2 

193,7 

durchschnittliches Guthaben 
je Konto 

138,5 

175,7 

198,8 

Zahl der Einzahlungen 

81,1 

60,7 

38,6 

Zahl der Rückzahlungen 

71,4 

51,5 

28,5 


Rückseite des Vordrucks sind die Register-Nummer, das Jahr 
und das ausfertigende Standesamt der vorgelegten Sterbeur¬ 
kunde zu vermerken. Für die einbehaltenen Unterlagen (Post¬ 
sparbuch, Ausweiskarte) ist ein Zwischenschein auszustellen. 
Die Unterlagen sind an das PSpA einzusenden. 

Mitarbeiterin: Wer darf außer den Erben noch über die Spar¬ 
einlage eines verstorbenen Sparers verfügen? 

Stellenleiter: Das kann ein Testamentsvollstrecker sein, der ge¬ 
mäß § 371 Abs. 3 des ZGB vom Erblasser (dem verstorbenen 
Sparer) eingesetzt wurde. Das Staatliche Notariat kann einen 
Nachlaßpfleger (§ 415 Abs. 2 des ZGB) oder einen Nachlaßver¬ 
walter (§ 420 Abs. 1 des ZGB) bestellen. In allen Fällen müssen 
sich diese Bürger durch eine entsprechende Bescheinigung des 
Staatlichen Notariats ausweisen. 

Mitarbeiterin: Wann kommt es zum Einsatz eines Nachlaßpfle¬ 
gers oder -Verwalters? 

Stellenleiter: Darüber entscheidet das Staatliche Notariat, 
wenn Personen als Erben nicht bekannt oder nicht vorhanden 
oder wenn Erben zeitweilig oder ständig nicht in der Lage sind, 
selbst die Nachlaßverwaltung oder -auflösung vorzunehmen. 
Mitarbeiterin: Warum sind in der PSpO von 1983 neue Festle¬ 
gungen zur Beendigung von Sparkontoverträgen nach dem Tod 
eines Sparers getroffen worden? 

Stellenleiter: Die Bestimmungen des ZGB zum Erbrecht, die 
dem Schutz des persönlichen Eigentums der Bürger dienen, 
waren zu berücksichtigen. Das ist auch deshalb von Bedeu¬ 
tung, weil als Ausdruck und Auswirkung der besonders seit 
dem VIII. Parteitag der Sozialistischen Einheitspartei Deutsch¬ 
lands praktizierten und auf das Wohl des Volkes gerichteten 
Wirtschafts- und Sozialpolitik in der DDR Postsparkonten und 
Sparkonten mit Sparbuch bei den Geld- und Kreditinstituten in 
zunehmendem Maße zur Ansammlung von Spareinlagen ge¬ 
nutzt werden. Bei einer annähernd gleichgebliebenen Zahl von 
Konten haben sich die Guthaben seit 1970 fast verdoppelt, wäh¬ 
rend die Zahl der Guthabenveränderungen (Ein- und Rückzah¬ 
lungen) erheblich zurückgegangen ist (Tabelle). 

(W. Reball) 
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Drucksachen im 

internationalen 

Postverkehr 


(3/1986. S. 106) 


Lehrling: Welcher Unterschied besteht zwischen „Drucksa¬ 
chen" und „Drucksachen zu ermäßigter Gebühr" im internatio¬ 
nalen Postverkehr? 

Lehrfacharbeiter: Er besteht einerseits in der unterschiedlichen 
Gebührenerhebung und andererseits in der Zulässigkeit des In¬ 
halts. Für Drucksachen wird die allgemeine Drucksachenge¬ 
bühr erhoben, für Drucksachen zu ermäßigter Gebühr hinge¬ 
gen. wie aus der Bezeichnung hervorgeht, entsprechend weni¬ 
ger. Die Ermäßigung beträgt in allen Gewichtsstufen 50 Prozent 
der allgemeinen Drucksachengebühr, wobei Pfennig-Beträge 
auf 5 oder 10 Pfennig abgerundet sind. Hinsichtlich der Zuläs 
sigkeit des Inhalts sind die Bestimmungen für Drucksachen zu 
ermäßigter Gebühr wesentlich enger gefaßt als für Drucksa¬ 
chen. 

Lehrling: Welche Druckerzeugnisse sind zu ermäßigter Gebühr 
zugelassen? 

Lehrfacharbeiter: Das betrifft Bücher, Broschüren (Druck¬ 
hefte), Musiknoten und Landkarten, aber auch in der DDR her¬ 
ausgegebene Zeitungen und Zeitschriften. 

Lehrling: Warum führen Sie diese Druckerzeugnisse in zwei 
Gruppen auf? 

Lehrfacharbeiter: Sie haben die absichtliche Unterteilung gut 
herausgehört. Sie ergibt sich aus der Zulässigkeit der Versen¬ 
derkreise. Bücher, Broschüren, Musiknoten und Landkarten 
sind zugelassen für 
- Absender der Bevölkerung 

Einführung eines neuen 
Territorialzuordners 
im EDW des PZV 


(3/1986. S. 106) 


Stellenleiter: Anläßlich einer Dienstbesprechung und durch 
den Beitrag „Wie soll es mit der Anwendung der EDV im Post¬ 
zeitungsvertrieb weitergehen? (s. dDP, Heft 2/1986, S. 53) wur¬ 
den wir informiert, daß auch weiterhin an der- Vervollkomm¬ 
nung und Rationalisierung des komplexen EDW im PZV gear¬ 
beitet wird. Können Sie hierzu noch nähere Angaben machen? 
Abteilungsleiter: Auf Grund der Weiterentwicklung der Daten¬ 
verarbeitungstechnik und vieler verfahrenstechnologischer Ge¬ 
sichtspunkte wird in den kommenden Jahren das bisherige 
EDW im PZV durch das Nachfolgeverfahren PZV OS ersetzt. 
Da nicht alle Verfahrensteile gleichzeitig übergeleitet werden 
können, ist eine schrittweise Umstellung unumgänglich. 
Stellenleiter: Welche Auswirkungen hat das für den PZV? 
Abteilungsleiter: In der ersten Etappe der Überführung wird ab 
Juni 1986 eine neue rechentechnische Lösung zur Aktualisie¬ 
rung der Zuordnung der Empfangsstellen zum Zustellbezirk ein¬ 
geführt. Neben den bisherigen Daten enthält der künftige Zu¬ 
ordner noch andere territoriale Einheiten, die für die komplexe 
Nutzung in allen Verfahrensteilen des EDW bestimmt sind. 
Durch die vorgesehene schrittweise Einführung der einzelnen 
Teile des Verfahrens werden aber noch nicht alle perspekti¬ 
visch geplanten Zuordnungen benötigt. Für die maschinelle Er¬ 
fassung der Daten mußte aus rechentechnischen Gründen je¬ 
doch ein neues Datenerfassungsprogramm entwickelt werden, 
das ab Juni 1986 zum Einsatz kommt. Daher kann der bisherige 
Vordruck „Zuordnung ZustBz/EmpfSt" (KK 34) nicht mehr ver¬ 
wendet werden. Er wird durch den Vordruck „Neuaufnahme/ 


- Genossenschaften des Handwerks, Produktionsgenossen¬ 
schaften werktätiger See- und Küstenfischer, private Hand¬ 
werker und Gewerbetreibende, private Betriebe sowie selb¬ 
ständig Tätige 

- Einrichtungen der Religionsgemeinschaften 

- diplomatische Missionen, Handelsvertretungen sowie auslän¬ 
dische Bürger. 

Zeitungen und Zeitschriften dürfen in dieser Weise nur von pri¬ 
vaten Verlagen versandt werden. 

Lehrling: Andere Absender -dürfen demnach Drucksachen zu 
ermäßigter Gebühr nicht versenden? 

Lehrfacharbeiter: So ist es! Staats- und wirtschaftsleitende Or¬ 
gane, volkseigene Betriebe und Kombinate, Institutionen und 
wissenschaftliche Einrichtungen, Parteien und Massenorgani¬ 
sationen einschließlich der organisationseigenen Verlage und 
Betriebe z. B. dürfen nur Drucksachen zur allgemeinen Gebühr 
versenden. 

Lehrling: Wie sind Drucksachen zu kennzeichnen? 
Lehrfacharbeiter: Sie erhalten den zweisprachigen Vermerk 
„Drucksache - Imprime" bzw. Drucksache zu ermäßigter Ge¬ 
bühr - Imprime ä taxe reduite" Er ist auf der Aufschriftseite, 
soweit als möglich in der linken oberen Ecke, ggf. unter der Ab- 
sendftrangabe, anzubringen. Das gilt auch für Vermerke über 
Zusatzleistungen und dienstliche Klebezettel (Bild). 

Lehrling: Ist für Drucksachen nach anderen Ländern die Zusatz¬ 
leistung Einschreiben zugelassen? 

Lehrfacharbeiter: Ja, und zwar sowohl für Drucksachen als 
auch für Drucksachen zu ermäßigter Gebühr. 

Lehrling: Es gibt also bei dieser Zusatzleistung keinerlei Ein¬ 
schränkungen für Drucksachen nach anderen Ländern? 
Lehrfacharbeiter: Nein! Im Gegensatz zum DDR-Verkehr, wo 
die Zusatzleistung Einschreiben für Drucksachen nur zugelas¬ 
sen ist, wenn es sich um solche in Kartenform handelt, können 
im internationalen Verkehr alle Drucksachen unter Einschreiben 
versandt werden. 

Lehrling: Sind für Drucksachen Zollzettel erforderlich? 


Wegfall/Änderung von territorialen Zuordnungen" (KK 34) er¬ 
setzt und kurz als Territorialzuordner bezeichnet (Bild). 
Stellenleiter: Für welche territorialen Zuordnungen wurde der 
neue Vordruck vorgesehen? 

Abteilungsleiter: Er ist vorerst nur im Falle von 

- Neuaufnahme von Empfangsstellenzuordnungen in den Terri¬ 
torialzuordner bei Einrichtung neuer Zustellbezirke 

- Wegfällen von Empfangsstellenzuordnungen bei Auflösung 
von Zustellbezirken 

- Änderungen in der Zuordnung der Empfangsstellen zu beste¬ 
henden Zustellbezirken 

auszufertigen. Unter dem Begriff „Zustellbezirk" sind wie bisher 
bei der Zuordnung auch Schalter, Verkaufsstellen des PZV und 
Poststellen zu verstehen. 

Stellenleiter: Welche Termine müssen beachtet werden? 
Abteilungsleiter; Im laufenden Verfahren sind die Belege vom 
PZV am 10. des Monats an die BDP zu senden, die die Angaben 
prüft und die Belege bis zum 15. des Monats an das ZVA weiter¬ 
leitet. Bei ordnungsgemäßer Vorlage beim ZVA werden Neuauf¬ 
nahmen ab 1. des dritten Monats danach wirksam (Beispiel: 
Vorlage ZVA 15. 7., Realisierung ab 1. 10.). Die IN-Listen für die 
neuen Zustellbezirke werden automatisch ausgedruckt. Weg¬ 
fälle und Änderungen der Zuordnung werden ab 1. des über¬ 
nächsten Monats berücksichtigt (Beispiel: Vorlage ZVA 15. 7., 
Realisierung ab 1.9.). 

Stellenleiter: Welche Ausfüllvorschriften gelten? 
Abteilungsleiter: Für jeden neu einzurichtenden Zustellbezirk 
ist ein Vordruck Territorialzuordner zu fertigen. Dabei sind die 
Felder 1, 2, 4-7 auszufüllen. Die gegenwärtige Zuordnung der 
Zustell bezirke und Empfangsstellen wird mit Hilfe eines Son¬ 
derprogramms in das neue Verfahren übernommen. Die Zuord¬ 
nung betrifft natürlich auch die Empfangsstelle selbst. Wird 
dem Zustellbezirk eine neue Empfangsstelle (die bisher noch 
nicht bestand oder die für die Artikelnummerngruppe bisher 
nicht empfangsberechtigt war) für eine Artikelnummerngruppe 
zugeordnet, muß vorher durch die BDP mit dom ZVA eine ent¬ 
sprechende Vereinbarung über das Einrichten der neuen Emp- 
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Lehrfacharbeiter: Zollzettel sind nur erforderlich, wenn Druck¬ 
sachen im Bestimmungsland zollpflichtig sind (hierüber ist ggf. 
im Briefpostbuch, Abt. C, Sp. 13, ein Hinweis angebracht) oder 
wenn sie als Geschenksendung versandt werden. 

Lehrling: Wie denn - eine Drucksache kann auch als Ge¬ 
schenksendung laufen? 

Lehrfacharbeiter: Außer in Paketen und Päckchen dürfen Ge¬ 
schenke, sofern sie den Drucksachenbestimmungen entspre¬ 
chen, durchaus als Drucksache oder Drucksache zu ermäßigter 
Gebühr versandt werden. Sie müssen aber nach den zollgesetz¬ 
lichen Bestimmungen der DDR ebenso wie Pakete und Päck¬ 
chen vom Absender neben der Anschrift mit dem Vermerk „Ge¬ 
schenksendung, keine Handelsware" versehen werden. Der Ab¬ 
sender hat den Vorteil, die gegenüber Paketen, und Päckchen 
wesentlich niedrigere Drucksachengebühr in Anspruch nehmen 
zu können. 

Lehrling: Sagen Sie noch etwas zum Zollzettel! 
Lehrfacharbeiter: In der Regel ist der große Zollzettel zu ver¬ 
wenden und vom Absender auszufüllen. Dieser kann der Druck¬ 
sache aber auch Zollinhaltserklärungen in der vom Bestim¬ 
mungsland verlangten Anzahl beifügen. Dann ist der kleine Zoll¬ 
zettel auf die Drucksache aufzukleben. 

Lehrling: Zollinhaltserklärungen sind also für Drucksachen in 
keinem Fall zwingend verlangt? 

Lehrfacharbeiter: So absolut kann man das nicht sagen. Nach 
dem Weltpostvertrag werden Zollinhaltserklärungen verlangt, 
wenn der Inhaltswert 670 M übersteigt. Das trifft auf Geschenk¬ 
sendungen nicht zu. Also ist für diese der große Zollzettel zu 
verwenden, sofern nicht der Absender auf eigenen Wunsch 
Zollinhaltserklärungen beifügt. Bei Drucksachen mit Handels¬ 
ware z. B. kann der Inhalt auch mal 670 M übersteigen, bei¬ 
spielsweise bei Fachbüchern, zumal Bücher bis zu fünf kg zuge¬ 
lassen sind. In diesem Falle sind Zollinhaltserklärungen und 
kleine Zollzettel zu verwenden, jedoch eben nur bei Drucksa¬ 
chen, die im Bestimmungsland zollpflichtig sind. 

Lehrling: Was ist bei der Verpackung zu beachten? 
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Lehrfacharbeiter: Drucksachen müssen so beschaffen sein, 
daß ihr Inhalt ausreichend geschützt ist, ohne daß eine schnelle 
und leichte Prüfung der Einhaltung der Drucksachenbestim¬ 
mungen behindert wird. Unzulässig ist daher ein Verschluß mit 
Klebestreifen, der zur Inhaltsprüfung zerstört werden muß oder 
nicht mehr verwendet werden kann. Adhäsionsstreifen, die sich 
mehrmals ablösen lassen, sind hingegen zulässig; gleicherma¬ 
ßen eine Umschnürung aus Bindfaden, wenn er zu einem leicht 
zu lösenden Knoten gebunden ist. Für Drucksachen (einschließ¬ 
lich Drucksachen zu ermäßigter Gebühr), die Bücher enthalten, 
gilt eine Ausnahme. Sie dürfen wie Päckchen verschlossen und 
verschnürt sein. Diese Regelung gilt seit dem 1. Januar 1986 
(Inkrafttreten des Weltpostvertrages von Hamburg 1984). 

(G. Sternberg) 
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Bild links: Vordruck .Territorialzuordner" 


fangsstelle oder das Erweitern der Empfangsstellenberechti¬ 
gung getroffen werden. Soll ein Zustellbezirk oder sollen alle 
Zustellbezirke eines PLZ-Bereichs im Territorialzuordner ge¬ 
löscht werden, ist ebenfalls ein Vordruck auszufertigen. Auszu¬ 
füllen sind hier aber nur die Felder 1 und 2. Für den Fall, daß 
alle Zustellbezirke der gleichen PLZ zu löschen sind, werden im 
Feld 2 die PLZ und vier Nullen eingetragen. Bei der Änderung 
der Zuordnung der Empfangsstellen für einen bzw. für alle Zu¬ 
stellbezirke der gleichen PLZ ist erneut ein Vordruck zu verwen¬ 
den, und die Felder 1, 2, 4-7 für sich ändernde Daten sind aus¬ 
zufüllen. Sind alle Zustellbezirke der gleichen PLZ von der Än¬ 
derung betroffen, werden im Feld 2 die PLZ und vier Nullen 
eingesetzt. Im übrigen enthält die Rückseite des Vordrucks ent¬ 
sprechende Hinweise. 

Stellenleiter: Ist der Vordruck auch beim W Spremberg zu be¬ 
stellen? 

Abteilungsleiter: Nein! Der Vordruck wurde als Sonderdruck 
hergestellt und über die BDP an die Ämter verteilt, zumal der 
laufende Bedarf im allgemeinen gering ist. Restbestähde befin¬ 
den sich noch beim BfM Leipzig und werden später benötigt, 
wenn die anderen Daten, die der Vordruck vorsieht, erfaßt wer¬ 
den müssen. 

Stellenleiter: Gibt es weitere Neuerungen im Zusammenhang 
mit der Einführung des Territorialzuordners? 

Abteilungsleiter: Um dem PZV einen ständigen Überblick der 
Zuordnungen seines Bereichs zu ermöglichen, werden künftig 
entsprechende Drucklisten hergestellt. Grundlage hierzu bildet 
die Druckliste „Territorialzuordner 2", die die Zuordnungen 
nach dem Stand vom 1. Juli 1986 enthält. Hat der PZV Änderun¬ 
gen veranlaßt, wird er über die BDP nach der monatlichen Aktu¬ 
alisierung des Territorialzuordners mit einem „Änderungsproto¬ 
koll zur Liste Territorialzuordner 2" informiert. An Hand dieses 
Änderungsprotokolls ist der „Territorialzuordner 2" mit den aus¬ 
gedruckten Anderungsdaten zu berichtigen. 

(R. Klar) 
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Neue Rechtsvorschriften über den Postscheckdienst 
und den Postspargirodienst 

Von Oberrat Diplomwirtschaftler WOLFGANG REBALL, MPF, Berlin 


Am 1. Mai 1986 ist das von der Volkskammer der Deutschen 
Demokratischen Republik beschlossene Gesetz vom ^9. No¬ 
vember 1985 über das Post- und Fernmeldewesen (im folgen¬ 
den GPF genannt) in Kraft getreten. Es ist im Gesetzblatt Teil I 
Nr. 31 S. 345 abgedruckt. Gemäß § 37 des GPF wurden außer¬ 
dem Folgebestimmungen veröffentlicht, die ebenfalls ab 1. Mai 
1986 gelten. Dazu gehören die Anordnungen vom 28. Februar 
1986 über den 

- Postscheckdienst - Postscheck-Anordnung - 

- Postspargirödienst - Postspargiro-Anordnung -. 


GPF und andere Rechtsvorschriften 

Zu den Aufgaben der Deutschen Post gehören die geldwirt¬ 
schaftlichen Dienstleistungen. Im § 4 Abs. 2 des GPF wird der 
„Postzahlungsverkehr" als Teil des öffentlichen Post- und Fern¬ 
meldeverkehrs genannt und in der Anlage „Begriffsbestimmun¬ 
gen" definiert. Dabei handelt es sich um die Zahlungsbeziehun¬ 
gen, die die Deutsche Post mit Geldübermittlungssendungen 
(Postanweisungen, Zahlungsanweisungen, Zahlkarten, Einzah¬ 
lungsaufträgen) vermittelt. Die Bestimmungen über Geldüber¬ 
mittlungssendungen enthält die Post-Anordnung vom 28. Fe¬ 
bruar 1986 (§§ 21 bis 24). 

Im § 4 Abs. 6 des GPF ist festgelegt, daß die Deutsche Post Lei¬ 
stungen des Zahlungs- und Sparverkehrs in der DDR ausführt. 
Zum Zahlungs- und Sparverkehr gehören folgende Dienste und 
Leistungen: 

- Postscheckdienst 

- Postspargirodienst 

- Postsparkassendienst 

- Scheckverkehr 

- Freizügigkeitsverkehr (mit Sparbüchern der Geld- oder Kre¬ 
ditinstitute). 

Während der Scheckverkehr und der Freizügigkeitsverkehr bei 
den Ämtern auf der Grundlage von Rechtsvorschriften stattfin¬ 
det, die der Präsident der Staatsbank der DDR erlassen hat (An¬ 
ordnung vom 25. November 1975 über den Scheckverkehr 
[GBl. I Nr. 47 S. 760], Anordnung vom 28. Oktober 1975 über 
den Sparverkehr bei den Geld- und Kreditinstituten der DDR 
[GBl. I Nr. 43 S. 705]), beruhen der Postscheckdienst, der Post¬ 
spargirodienst und der Postsparkassendienst auf Anordnungen 
des Ministers für Post- und Fernmeldewesen. Djp Anordnung 
vom 31. Oktober 1983 über den Postsparkassendienst - Post¬ 
sparkassenordnung - (GBl. I Nr. 38 S. 429), die seit dem 1. Ja¬ 
nuar 1984 in Kraft ist, bleibt weiterhin gültig. 

Die Trennung in Postzahlungs- sowie Zahlungs- und Sparver¬ 
kehr zeigt sich auch im Abschnitt VII des GPF (Materielle Ver¬ 
antwortlichkeit). Für den Postzahlungsverkehr (Geldübermitt¬ 
lungsdienst) enthält das GPF Festlegungen (§ 28 Abs. 4), die in 
der Post-Anordnung exakt ausgestaltet worden sind. Im Zah¬ 
lungs- und Sparverkehr leistet die Deutsche Post Schadener¬ 
satz nach den Bestimmungen des Zivil- oder Wirtschaftsrechts 
(S 28 Abs. 6 des GPF). 


Postscheck-Anordnung und Postspargiro-Anordnung 

Bei der Ausarbeitung der neuen Rechtsvorschriften wurden die 
Veränderungen berücksichtigt, die in den letzten Jahren beson¬ 
ders durch die EDV-Verfahren bei den Postscheckämtern einge¬ 
treten sind. Außerdem sind einige Regelungen und Begriffe, 
die die Grundlage der Führung von Konten bei den Geld- oder 
Kreditinstituten bilden, übernommen worden (z. B. Lastschrift- 
und Abbuchungsaufträge anstelle von Einziehungsaufträgen). 
Andererseits blieben Besonderheiten erhalten, die sich aus der 


zentralisierten Kontoführung bei den Postscheckämtern erge¬ 
ben. Ein wesentlicher Unterschied zur bisher geltenden Post¬ 
scheckordnung von 1968 besteht darin, daß aus rechtstheoreti¬ 
schen Gründen eine Aufteilung in zwei Anordnungen notwen¬ 
dig wurde. Für alle Anordnungen, die als Folgebestimmungen 
zum GPF erlassen wurden, sind besondere Gebührenanordnun¬ 
gen entfallen, weil die Gebühren in einer Anlage zur jeweiligen 
Anordnung stehen. 

Da bei den fünf Postscheckämtern in der DDR sowohl Post¬ 
scheckkonten als auch Postspargirokonten geführt werden, und 
die Kontoführung weitgehend unter gleichen technologischen 
Bedingungen geschieht, enthalten beide Anordnungen eine 
große Anzahl gleichartiger Festlegungen. Das drückt sich in 
einheitlichen Überschriften zu den Paragraphen und einer weit¬ 
gehend übereinstimmenden Gliederung beider Rechtsvorschrif¬ 
ten aus. Auf einige grundlegende Bestimmungen wird nachste¬ 
hend eingegangen, wobei sich Angaben zu Paragraphen auf die 
jeweilige Anordnung beziehen. 


Postscheck-Anordnung 

Postscheckkonten werden für Kontoinhaber geführt, die als 
kontoführungspflichtige oder nichtkontoführungspflichtige Be¬ 
triebe den Bestimmungen der Zahlungsverkehrs-Verordnung 
(ZWO) vom 13. Oktober 1983 (GBl. I Nr. 30 S. 293) unterliegen. 
Kontoverträge für Postscheckkonten sind deshalb dem Wirt¬ 
schaftsrecht zuzuordnen. 

Aufgabe der Deutschen Post ist es, im Postscheckdienst Giro¬ 
konten für Betriebe unterschiedlicher Eigentumsformen (VEB, 
Genossenschaften, Handwerker und andere Gewerbetrei¬ 
bende), staatliche Organe und deren Einrichtungen, gesell¬ 
schaftliche Organisationen, Vereinigungen ohne wirtschaftliche 
Tätigkeit und Gemeinschaften von Bürgern zu führen. Die im 
S 1 Abs. 2 als Inhaber von Postscheckkonten und Vertragspart¬ 
ner der Deutschen Post benannten Kontoinhaber sind im § 2 
Abs. 1 definiert. Für kontoführungspflichtige Betriebe gemäß 
§ 5 Abs. 1 der ZWO werden Postscheckkonten als Nebenkon¬ 
ten eingerichtet. Postscheckkonten für nichtkontoführungs- 


Tabelle I. Entwicklung geldwirtschaftlicher Dienstleistungen 
an den Schaltern der Deutschen Post 1975 bla 1985 /1975 » 1007 


. 

1980 

1985 

angenommene 

Geldübenni t tlungssendungen 

100,0 

96,8 

darunter Einzahlungen zugunsten von 
Konten (Zahlkarten, Einzahlungsauf¬ 
träge) 

(102,0) 

(99,2) 

auBgezahlte Post- und Zahlungsan¬ 
weisungen 

95,7 

83,9 

Ein- und Rückzahlungen lm 
Postsparkassendienst 

73,3 

53,3 

Ein- und Rückzahlungen lm 
Freizügigkeitsverkehr mit Sparbüchern 

95,0 

80,0 

Postschecks 

82,9 

105,7 

Schecks der Geld- oder Kreditinstitute 189,9 

284,0 

geldwirtschaftliche Dienstleistungen 
insgesamt 

118,1 

135,8 


Tabelle II. Jäitwicklun« der PostSDarKirokonten 1975 bis 1985 /iQ 75 

= 1007 


1980 

1985 

Anzahl der Konten 

110,9 

112,4 

Gesamtguthaben 

163,9 

23^,5 

durchschnittliches Guthaben 
je Konto 

144,4 

205,2 
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Tabelle III. Du rt-hafttr.nng rati oneller Zahlung sformen 1982 bis 1985 
nach Einführung des EDV-Ver fahren s bei den Postscheckämtern 
- /1982 = *1007 



1983 

1984 

1985 

Integrationsverfahren (Aus¬ 
tausch maschinenlesbarer 
Datenträger) 

109,6 

122,2 

129,9 

darunter Gehaltsüberweisungen 
der Deutschen Post 

106,9 

121,6 

127,6 

Teilnehmer am Abbuchungsver¬ 
fahren 

- Postzeitungsvertrieb 

106,0 

' 112,8 

117,9 

- Dauerspiel beim V3B Ver¬ 
einigte Wettspielbetriebe 

106,7 

118,7 

126,7 


pflichtige Betriebe (§ 5 Abs. 4 der ZWO) sind Hauptkonten. 
Während Hauptkonten - oft als einziges Konto - dem gesam¬ 
ten Zahlungsverkehr des Kontoinhabers dienen, werden Neben¬ 
konten meistens nur für bestimmte Leistungen (z. B. Samm¬ 
lung von Beträgen, die mit Zahlkarten eingezahlt werden) ge¬ 
nutzt. 

Der Kontovertrag ist zwischen dem Kontoinhaber und der Deut¬ 
schen Post - kontoführendes Postscheckamt - abzuschließen 
(-§ 3 Abs. 1). Beim Abschluß und bei der Kündigung von Konto¬ 
verträgen für Postscheckkonten als Nebenkonten wird das 
Geld- oder Kreditinstitut einbezogen, das das Hauptkonto des 
Kontoinhabers führt (§ 3 Abs. 2, § 6 Absätze 1 und 2). 

Im § 4 sind die Pflichten der Partner aus dem Kontovertrag ge¬ 
regelt. Dazu gehört u. a. die Pflicht der Deutschen Post zur Be¬ 
ratung der Kontoinhaber über die effektive Nutzung der Kon¬ 
ten. Weitere Festlegungen betreffen den Abschluß von Zusatz¬ 
vereinbarungen zu Kontoverträgen (z. B. über den Austausch 
maschinenlesbarer Datenträger wie Magnetbänder oder Disket¬ 
ten), die Erhebung von Gebühren, die Verfügungsberechtigung 
über die Konten sowie die Kontobezeichnung. Nach § 4 Abs. 4 
werden Guthaben der Postscheckkonten nicht verzinst. Der § 7 
befaßt sich mit den Auftragsarten und der Erteilung von Bu- 
chungs- und Daueraufträgen. 

Postspargiro-Anordnung 

Vertragliche Beziehungen der Bürger mit der Deutschen Post 
zur Führung von Postspargirokonten beruhen auf dem Zivil- 
recht. Deshalb wird in der Präambel zur Postspargiro-Anord- 
nung auf das Zivilgesetzbuch der DDR vom 19. Juni 1975 (GBl. I 
Nr. 27 S. 465) verwiesen. Daraus ergibt sich, daß Festlegungen 
des Zivilgesetzbuches für Postspargirokonten generell gelten, 
sofern in der Postspargiro-Anordnung keine besondere Rege¬ 
lung getroffen wurde. 

Kontoverträge für Postspargirokonten werden mit Bürgern der 
DDR als Sparer abgeschlossen (§ 1). Postspargirokonten kön¬ 
nen für einen Sparer oder als gemeinschaftliche Konten für je¬ 
weils zwei Sparer eingerichtet und geführt werden (§ 2 Abs. 1). 
Jugendliche, die das 16. Lebensjahr vollendet haben, bedürfen 
zum Abschluß des Kontovertrages der vorherigen schriftlichen 
Zustimmung eines gesetzlichen Vertreters (§ 2 Abs. 2). Für Ju¬ 
gendliche unter 16 Jahren werden keine Postspargirokonten ge¬ 
führt (§ 2 Abs. 3). § 3 regelt den Abschluß des Kontovertrages, 
der von allen Postämtern vermittelt wird. 

Postspargirokonten werden für den persönlichen Zahlungsver¬ 
kehr der Sparer eingerichtet, und die Guthaben werden mit 3,25 
Prozent jährlich verzinst (§ 4 Abs. 1). Davon ist abgeleitet, daß 
für Spareinlagen der Postspargirokonten und die Zinsen daraus 
keine Steuern erhoben werden (§ 4 Abs. 3). 

Da Kontoverträge für gemeinschaftliche Konten auch von Spa¬ 
rern abgeschlossen werden können, die nicht miteinander ver¬ 
wandt sind und keine gemeinsame Wohnanschrift haben, ist im 
§ 4 Abs. 8 festgelegt,.daß beim Abschluß des Kontovertrages 
jener Sparer zu benennen ist, an den Kontoauszüge und andere 
Unterlagen zu versenden sind. Die Änderung von Kontoverträ¬ 
gen berücksichtigt auch den Eintritt eines zweiten Sparers In ei¬ 
nen bestehenden Vertrag odei» das Ausscheiden eines Sparers 
(§ 5 Abs. 2). 

§ 6 enthält Festlegungen zur Kündigung des Kontovertrages 
durch die Sparer (Abs. 1), durch die Deutsche Post (Abs. 2) und 
nach dem Tod eines Sparers auf der Grundlage eines Erb¬ 


scheins oder eines notariellen Testaments (Absätze 3 und 4). 
Die Möglichkeit der Auszahlung von Beträgen nach dem Tod 
des Sparers ohne Vorlage eines Erbscheins oder Testaments 
ergibt sich aus S 15. - Die Information der Sparer über die Gut¬ 
schrift der Zinsen ist im § 12 geregelt. 

Grundlegende Änderungen 

Neben der Beibehaltung der Kontoführung für alle Postscheck- 
und Postspargirokonten bei den Postscheckämtern und wesent¬ 
licher Grundzüge der Kontoführung (z. B. Versand der Aufträge 
an die Postscheckämter mit den gelben Postscheckbriefen und 
Information der Kontoinhaber und Sparer bei jeder Guthaben¬ 
veränderung durch kostenlosen Versand eines Kontoauszuges) 
enthalten die neuen Rechtsvorschriften auch Bestimmungen, 
die in der bisher geltenden Postscheckordnung nicht enthalten 
waren. Das betrifft z. B. 

- die Erteilung von Daueraufträgen, die jährlich nur einmal aus¬ 
zuführen sind (§ 7 Abs. 5 beider Anordnungen) 

- die Verjährung von Schadenersatzansprüchen nach zwei Jah¬ 
ren 

- die Möglichkeit der Beschwerde gegen die Berechnung von 
Gebühren 

- die Ausfertigung von Zweitschriften zu Kontoauszügen und 
Belegen sowie von Kontenbescheinigungen 

- die Behandlung deckungsloser Zahlungsaufträge und 
Schecks sowie die Erhebung von Gebühren bei groben Ver¬ 
stößen gegen die Zahlungsdisziplin. 

Dabei kommen die gleichen Gebühren zur Anwendung, die be¬ 
reits ab 1. Januar 1986 für die Kontoführung bei Geld- oder Kre¬ 
ditinstituten gelten. 


Durchsetzung der neuen Rechtsvorschriften 

Im Zusammenhang mit den neuen Rechtsvorschriften werden 
die entsprechenden Dienstanweisungen grundlegend überar¬ 
beitet und in einer Dienstanweisung für den Zahlungs- und 
Sparverkehr bei den Ämtern zusammengefaßt. Diese Dienstan¬ 
weisung ist nach Veröffentlichung bei den Ämtern durchzuar¬ 
beiten und im Dienstunterricht zu behandeln. Sie ist für Aus¬ 
künfte an die Bürger zu nutzen. Notwendig ist der schrittweise 
Ersatz bestimmter Vordrucke (z. B. des Antrags auf Abschluß 
oder Änderung eines Kontovertrages) oder die Änderung von 
Vordrucken. Spezielle Probleme, die sich aus den neuen Anord¬ 
nungen ergeben, werden in den bewährten „Kleinen Fachge¬ 
sprächen" der Zeitschrift DIE DEUTSCHE POST behandelt. 
Außerdem sind andere Formen der Öffentlichkeitsarbeit zu 
nutzen. So erhalten die Inhaber von Postscheck- und Postspar¬ 
girokonten von den Postscheckämtern entsprechendes Anlei¬ 
tungsmaterial übersandt. 


Bargeldlose 

Zahlung¬ 

rationellste 

Zahlung 
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Moderne Informationstechnik für eine effektivere 
Bildungs- und Verwaltungsökonomie 

Von Rat Dipl.-Lehrer JÜRGEN GOTTLOB, Parteisekretär an der Ingenieurschule 
der Deutschen Post „Rosa Luxemburg", Leipzig 


Parteiarbeit beim breiteren Einsatz 
moderner Informationstechnik 

Den Erfordernissen der modernen Produktivkräfte entspre¬ 
chend, hat unsere Parteiführung auf der 10. Tagung des Zentral¬ 
komitees der SED hervorgehoben: „Moderne Rechentechnik 
auf der Basis der Bürocomputer zu nutzen, ist eine Aufgabe, 
die sich auch auf anderen Gebieten in neuen Dimensionen 
stellt.... Die Mikroelektronik durchdringt nun einmal die ge¬ 
samte Volkswirtschaft, und das ist nur eine Konsequenz dar¬ 
aus. Solchen Fragen darf weder theoretisch noch praktisch aus¬ 
gewichen werden. Auf der Tagesordnung steht ihre unverzügli¬ 
che Lösung." 

Die unmittelbaren Aufgaben für das gesamte Bildungswesen 
schlugen sich folgerichtig in dem Beschluß des Zentralkomi¬ 
tees vom November 1985 zur Informatik nieder, der für das 
Fachschulwesen die Aufgabe erneuerte, mit der breiteren Ein¬ 
führung der modernen Informationstechnik das Niveau der ge¬ 
genwärtigen Ausbildung weiter zu erhöhen und gleichzeitig 
Voraussetzungen für die zukünftige Wirtschaftler- und Techni¬ 
kerausbildung zu schaffen. Des weiteren setzte der Beschluß 
des Politbüros für unsere fachwissenschaftliche Ausbildung fol¬ 
gende Prämissen: 

- Die zukünftigen Techniker und Wirtschaftler müssen mit der 
Hard und Software der Informatik vertraut gemacht werden. 

- Das Eingangsniveau unserer zu immatrikulierenden Studen- 
ten erhöht sich durch deren vorherige Ausbildung in den 
Grundlagen der Informatik. 

- Das Interesse für eine selbständige fachliche Weiterbildung 
soll durch die Handhabung der Programmiersprachen Basic 
oder Pascal auch außerunterrichtlich weiter entwickelt wer¬ 
den. 

Diese Aufgaben gewinnen an unseren Einrichtungen noch deut¬ 
licher an Gewicht, da sich unser Fachschullehrerkollektiv und 
unsere gesellschaftlichen Organisationen fachwissenschaftlich 
und gesellschaftspolitisch auf die neuen, höheren Anforderun¬ 
gen, die sich aus der Techniker- und Wirtschaftlerausbildung 
ergeben, unmittelbar vorbereiten und die moderne Informa- 
tionstechnik unserer jetzigen Ausbildung bereits ihr Gepräge 
gibt. Mit einem Bürocomputer, mehreren Geräten MC 80, K 
1520 und weiteren Kleincomputern verfügt unsere Ingenieur¬ 
schule bereits über eine gute, moderne und flexibel anwend¬ 
bare Ausstattung mit Mikrorechnern. Weitere jioch zu erwer¬ 
bende Personalcomputer und Kleincomputer sichern, daß un¬ 
sere Fachschule über eine solide materiell-technische Basis 
verfügt, die eine fachwissenschaftliche Ausbildung auf neuer 
Grundlage - entsprechend den Beschlüssen unserer Partei - 
gewährleistet. 

Die Betriebsparteiorganisation hat sich in den letzten Monaten 
mehrfach mit allen Fragen einer breitenwirksameren Anwen¬ 
dung der modernen Informationstechnik in der Lehre und der 
Verwaltung beschäftigt, nicht zuletzt, weil unsere Partei „...ihre 
unverzügliche Lösung" von jeder Parteiorganisation erwartet. 
Aus dieser Sicht lassen sich bestimmte Verallgemeinerungen 
aus der politischen Führungsarbeit treffen, die über unsere In¬ 
genieurschule hinaus Bedeutung haben. Die Parteileitung und 
die staatliche Leitung gingen davon aus, daß aber zu allererst 
der Fachschullehrer und Laboringenieur zu befähigen ist, die 
Mikroelektronik in der Lehre anzuwenden. 


Wie die Führungsarbeit der Parteileitung 
zum Effektivitätsfaktor wurde 

Rechtzeitig die herangereiften Fragen zur Lösung zu führen, 
konsequent und straff zu leiten, den Rat der Fachschullehrer 


und Angestellten herauszufordern und die Fähigkeit der Mas¬ 
senmobilisierung erwiesen sich als Kettenglieder einer zügigen 
und breiteren Anwendung moderner Mikroelektronik in der 
Lehre und der Verwaltung. Deshalb galt es, auch die gesell¬ 
schaftlichen Organisationen auf jene Kampfposition vorzuberei¬ 
ten, die für die Durchsetzung des Informatikbeschlusses unse¬ 
res Zentralkomitees notwendig ist. Besondere Aufmerksamkeit 
schenkte die Parteileitung dabei dem Wirken der FDJ, der Ge¬ 
werkschaftsorganisation und der KDT. 

Im Verlauf der breiten Aussprache der Parteimitglieder mit al¬ 
len parteilosen Fachschullehrern, Studenten und Angestellten 
zeigte sich, daß es nicht wenige psychologische und ideologi¬ 
sche Barrieren zu überwinden galt. Dabei traten ideologische 
Positionen auf, die die Mikroelektronik sowohl über- als auch 
unterschätzten. Mitunter waren solche Haltungen mit durchaus 
verständlichen psychologischen Barrieren verflochten. Schließ¬ 
lich stellt die sozialistische Gesellschaft mit der Mikroelektronik 
an jeden Beschäftigten einen hohen Anspruch, der mit ein¬ 
schneidender Veränderung im Charakter der Arbeit verbunden 
ist. In der Lösung dieser und anderer Widersprüche zeigte die 
Parteiorganisation die Fähigkeit, wie die Vorzüge des Sozialis¬ 
mus mit der wissenschaftlich-technischen Revolution im Inter¬ 
esse des Werktätigen verbunden werden können. 

Diese Bandbreite der ideologischen und ' psychologischen 
Hemmnisse galt es im Konzept der Parteiorganisation zur Um¬ 
setzung des Informatikbeschlusses zu berücksichtigen, um bei 
den Fachschullehrern, Laboringenieuren und Angestellten für 
das ökonomisch Notwendige wissenschaftliches Interesse zu 
finden. Die Parteileitung konzentrierte sich deshalb in ihrer Füh¬ 
rungsarbeit auf bestimmte ideologische Schwerpunkte, die in 
allen Formen der Parteiarbeit integriert wurden. So galt es, al¬ 
len Genossen deutlich zu machen, daß der Stellenwert der Mi¬ 
kroelektronik für die Lehre, Ausbildung, Weiterbildung und Ver¬ 
waltung so bedeutungsvoll ist, daß sie nicht nur Angelegenheit 
von technischen Abteilungen, technischen Fachdirektoren und 
Fachschullehrern bleiben darf. Die Mikroelektronik reicht be¬ 
kanntlich bis in die Gesellschaftswissenschaften hinein, verän¬ 
dert den Inhalt der ingenieurtechnischen Ausbildung und 
macht auch um den Verwaltungsbereich keinen Bogen. 

Für die Parteiarbeit leitete unsere Parteiorganisation die 
Schlußfolgerung ab, den Stil der massenpolitischen Arbeit so 


Oberrat Necke beim Ausarbeiten eines Computerprogramms 
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Mitglieder des Computerklubs der In¬ 
genieurschule .Rosa Luxemburg' ler¬ 
nen, die Programmiersprache .Ba¬ 
sic' zu beherrschen. Oberrat Necke 
leitet sie an. (2 Aufn. Leipnitz, Leip- 
zig) 


konkret zu gestalten, daß Sachlichkeit durch Sachkenntnis ge¬ 
fördert wird. Deshalb wendete die Parteileitung solche Formen 
der Parteiarbeit wie thematische Parteileitungssitzungen und 
thematische Gesamtmitgliederversammlungen an. Das Partei¬ 
lehrjahr und die gesamte wissenschaftlich-technische Propa¬ 
ganda unterstützten das Anliegen der Parteiorganisation. Dies 
war und ist keine konfliktlose Entscheidung. Ein Umdenkprozeß 
setzte ein, in dem hemmende Einflüsse überwunden werden 
mußten, bevor sich Neues durchzusetzen vermochte. 


Pädagogische Aspekte 

Die Parteileitung legte besonderen Wert auf die Erkenntnis, 
daß die Mikroelektronik enorme pädagogische Potenzen freizu¬ 
setzen vermag, jedoch die pädagogisch-erzieherische und lei¬ 
tende Funktion des Fachschullehrers und Laboringenieurs na¬ 
türlich nicht ersetzen kann, sondern sie vielmehr auf neue Art 
herausfordert. Die Hauptproduktivkraft ist und bleibt der 
Mensch, auch unter den Bedingungen moderner Produktivkraft¬ 
entwicklung. Die Parteileitung lenkte demzufolge das Kollektiv 
der Fachschullehrer auf die Frage, welche pädagogischen Ein¬ 
flüsse die Mikroelektronik zu mobilisieren vermag und wie mo¬ 
derne Informationstechnik in hohe Bildungs- und Verwaltungs¬ 
ökonomie umzusetzen ist. Zweifelsohne ist dieser Erkenntnis¬ 
prozeß noch nicht abgeschlossen und bedarf weiterer Durch¬ 
dringung. In den Fachschullehrerkonferenzen, Fachgruppen- 
und Abteilungsberatungen ist dafür der richtige Platz. 

Darüber hinaus machte die Parteileitung auf die Komplexität al¬ 
ler Aufgaben aufmerksam, die aus der Anwendung der Informa¬ 
tik resultieren. Dies beginnt mit einer differenzierten Eigenaus¬ 
bildung der Fachschullehrer und der Angestellten und hört bei 
materiell-technischen Fragen auf. Bildungsökonomische Pro¬ 
bleme sind mit psychologischen Barrieren verflochten, und die¬ 
se wiederum hängen von Wertvorstellungen ab, die sich aus 
dem Verhältnis Mensch-Maschine ergeben. Das Verhältnis von 
Ökonomie-Politik-Ideologie äußert sich also gebündelt beim 
breiteren Anwenden moderner Rechen- und Informationstech¬ 
nik. 

Auf die Einstellung kommt es an - eine Frage der Ideologie 

Bei all den genannten vielfältigen Aufgaben war sich die Partei¬ 
organisation bewußt, daß nur der Stil der ideologischen Arbeit 


den gordischen Knoten zu lösen vermag. Deshalb galt es, das 
breite Spektrum der ideologischen Massenarbeit differenziert 
unter Studenten, Fachschullehrern und Angestellten anzuwen¬ 
den. Unsere Studenten zeigten ein Verhalten, das durch Inter¬ 
esse, Unvoreingenommenheit und Aufgeschlossenheit gegen¬ 
über der Informationstechnik gekennzeichnet ist. Neugier als 
treibendes Moment der ideologischen Einstellung führte sehr 
schnell dazu, daß die jungen Menschen von der neuen Technik 
Besitz ergriffen. Die Kammer der Technik förderte diese ideolo¬ 
gische Motivation durch die Gründung eines „Computerclubs", 
der auf die selbständige Weiterbildung und Anwendung des be¬ 
reits erworbenen Wissens unserer Studenten zielt. 

Im Kollektiv der Fachschullehrer zeigte sich demgegenüber ein 
differenziertes Verhalten. Die Masse der Lehrkräfte - beson¬ 
ders der technischen Disziplinen - erkennt durchaus, daß die 
Informatik die Kreativität des Lehrens fördert und ungeahnte 
pädagogische Möglichkeiten freizusetzen vermag. Zugleich 
sind sich unsere Pädagogen auch bewußt, daß die moderne In¬ 
formationstechnik eine sehr genaue Organisiertheit ihrer Ar¬ 
beit, eine starke Algorithmierung ihrer Gedanken und zur Zeit 
einen hohen Vorbereitungsaufwand für eine Unterrichtseinheit 
erfordert. Um diese Problematik zu meistern, orientierte die 
Parteileitung auf das differenzierte Aneignen der Programmier¬ 
sprache und der Bedienung der Computer durch das Fach¬ 
schullehrerkollektiv, auf die Pflege des Erfahrungsaustausches 
mit anderen Ingenieurschulen (der sich wiederum im Lenin- 
• sehen Sinne als billigste Investition bewährt) und auf die inter¬ 
disziplinäre Arbeit zwischen den Fachgruppen und Sektoren. 
Die Kraft des Beispiels und die Vermittlung bereits gewonnener 
Erfahrungen durch unsere mit der Informatik am engsten ver¬ 
bundenen und am weitesten fortgeschrittenen Fachschullehrer 
sollte diese Seite der ideologischen Arbeit wirksam unterstüt¬ 
zen. 

Die nächsten Wochen und Monate werden erneut die Wirksam¬ 
keit der massenpolitischen Arbeit der Parteiorganisation zur 
breiteren Anwendung der Informatik verdeutlichen und die Fä¬ 
higkeit der Schulparteiorganisätion zur politischen Führung al¬ 
ler pädagogischen und gesellschaftlichen Aufgaben beweisen. 
Schon jetzt bestätigt die Arbeit der Parteiorganisation die Er¬ 
fahrung der 10. Tagung des Zentralkomitees, daß „letztendlich 
die Ausbildung der Menschen und das Niveau der Leitungstä¬ 
tigkeit darüber (entscheiden), wie es gelingt, moderne Technik 
in hohe Ökonomie umzusetzen." 
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APA-RBI - eine teilautomatisierte Programmabwicklungs¬ 
anlage für Radio Berlin International 

Von Rat Dr.-Ing. KLAUS-PETER SCHOLZ und Rat Dipl.-Ing. WOLFGANG HOEG, 
wiss.-techn. Mitarbeiter im RFZ, Berlin 


GESTELLFRONT 



„Hier ist Radio Berlin International, die Stimme der Deutschen 
Demokratischen Republik!" So kann es der Interessierte täglich 
in Deutsch, Englisch, Französisch, Italienisch, Dänisch, Schwe¬ 
disch, Spanisch, Portugiesisch, Arabisch, Suaheli und Hindi hö¬ 
ren. Vorzugsweise im Kurzwellenbereich senden die Auslands¬ 
redaktionen des DDR-Rundfunks 70 Stunden Informationspro¬ 
gramm am Tag in alle Teile der Welt, nach Afrika, Latein- und 
Nordamerika, Nord- und Westeuropa, in den arabischen Raum, 
nach Südostasien und in den Fernen Osten. Zeitweilig werden 
bis zu sechs Programme gleichzeitig abgestrahlt. Das stellt 
hohe Anforderungen an die Mitarbeiter der Studiotechnik 
Rundfunk der Deutschen Post, die mit der technischen Sende¬ 
abwicklung betraut sind. Um diesen Auftrag rationell erfüllen 
zu können, wurde vor mehr als zehn Jahren ein teilautomatisier¬ 
tes Sendezentrum geschaffen, mit dessen Hilfe drei Rundfunk¬ 
programme von einer Bedienperson betreut werden konn¬ 
ten [1]. Diese Lösung hatte sich seitdem bewährt. 

Nach einer derartig langen Betriebszeit rund um die Uhr setzen 
jedoch Verschleißerscheinungen ein, die eine Erneuerung der 
Anlagentechnik erforderten. Hierbei waren selbstverständlich 
alle mit der bisherigen Technik gesammelten Erfahrungen aus¬ 
zuwerten. Es sollte eine Lösung geschaffen werden, die neue¬ 
ste betriebstechnologische Erkenntnisse, ergonomische Anfor¬ 
derungen und die Möglichkeiten der modernen Mikroelektronik 
miteinander verbindet. Weiterhin sollten die räumlich verteilten 
Anlagen zentralisiert und eine weitere Verringerung von Routi¬ 
netätigkeiten angestrebt werden. Unter Berücksichtigung die¬ 
ser Anforderungen wurde im Rundfunk- und Fernsehtechni- 
schen Zentralamt der Deutschen Post (RFZ) ein neues Anlagen- 
System für die Abwicklung internationaler Rundfunkprogramme 
entwickelt. Mit ihm stieg gleichzeitig der Anteil der Mikrore¬ 
chentechnik in den studiotechnischen Einrichtungen des Funk¬ 
hauses Berlin. Zahlreiche Funktionseinheiten erhielten durch 


Bild 1 (oben) Übersicht über die im 
Studioraum für die APA-RBI vorhan¬ 
denen Geräte (schematisch) 


Bild 2 Tonspeicher-Arbeitsplatz 
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Bild 3 Sprecherraum für live-Beiträge (2 Aufn. RFZ, Berlin) 


Mikrorechner eine eigene Intelligenz, die den Bediener von 
Routinearbeiten entlastet und es außerdem ermöglicht, in den 
Betriebsprozeß vielfältige Prüf- und Selbstdiagnoseschritte ein* 
zubauen. Dadurch werden Unregelmäßigkeiten rechtzeitig er¬ 
kannt und Fehler vermieden. Das alles erhöht letztendlich die 
Sendesicherheit. Gleichzeitig führen verbesserte technische 
Parameter des Tonsignals zu einer stabileren Versorgung der 
Hörer mit den Programmen von RBL 

Nicht unerwähnt soll bleiben, daß mit der neuen Programmab¬ 
wicklungsanlage auch erhebliche ökonomische Nutzeffekte ver¬ 
bunden sind. Die im Funkhaus Berlin installierte Anlage ist ein 
Prototyp und ermöglicht die gleichzeitige Abwicklung von 
drei internationalen Hörrundfunkprogrammen. In der nächsten 
Zeit werden zwei weitere gleichartige Komplexe in Betrieb ge¬ 
nommen, so daß im Endausbau, einschließlich der erforderli¬ 
chen Reserve, neun Programme zur Verfügung stehen werden. 
Eine Sendung von RBI dauert in der Regel 30 bis 45 Minuten. 
Sie beginnt grundsätzlich zu einer festgelegten Zeit (dem soge¬ 
nannten Zeitstart für bestimmte Beiträge) und endet ebenso 
streng zeitlich reglementiert. Sie besteht aus mehreren Beiträ¬ 
gen (zwischen vier und acht), von denen einige Standardbei¬ 
träge sind (Pausenzeichen, Vorspann, Abspann, National¬ 
hymne), deren Inhalt langzeitig (mindestens ein halbes Jahr) 
konstant bleibt. 

Der größte Teil der Beiträge wird von den einzelnen Redaktio¬ 
nen von RBI vorproduziert (d. h. auf Band aufgezeichnet), mit 
Ausnahme von Nachrichtenbeiträgen, die live aus einem Spre¬ 
cherstudio gesendet werden. 

Die Kontrolle der Vollständigkeit der einzelnen Sendungen ob¬ 
liegt dem Sendefahrer, der die Bänder rechtzeitig an die Pro¬ 
grammabwicklung zu übergeben hat. Für die technische Ab¬ 
wicklung der Sendungen ist ein Techniker (Facharbeiter) ver¬ 
antwortlich, der z. Z. gleichzeitig bis zu drei Programme parallel 
zu betreuen hat. (Dies stellt international gesehen bereits ein 
sehr hohes Niveau dar.) Iji Abhängigkeit von der Programmge¬ 
staltung kann nach dem Endausbau von APA-RBI ein Techniker 
dann sogar fünf bis sechs Programme parallel abwickeln. 

Der Prototyp APA-RBI (Automatisierte Programmabwicklung 
für Radio Berlin International) ist in einem Studioraum unterge¬ 
bracht. Er besteht aus einem Kontrollpult, einer Gestellfront 
und den einzelnen Tonsignalquellen (Bild 1). Das Bedienpult 
enthält die Bedien- und Anzeigegeräte, die zur Verbindung zwi¬ 


schen Bediener und Anlage erforderlich sind. Es besteht aus 
drei gleichartig aufgebauten Sektionen (Abwicklungsfeldern), 
mit allen für Bedienung, Anzeige und Überwachung je eines 
Programms erforderlichen Elementen sowie einem gemeinsa¬ 
men Kommunikationsfeld für Abhörkontrolle, Wechselspre¬ 
chen, Fernsprechen u. a. Die konstruktive Gestaltung des Kon- 
trollpultes basiert auf den Systemmaßen des neuen einheitli¬ 
chen Gefäßsystems EGS 834 entsprechend RGW-Standard 834, 
verbunden mit neuen Lösungen der Oberflächen- und Farbge¬ 
staltung. 

Die Vorbereitung des Programmablaufes, der einem langfristig 
gültigen (Grob-)Schema mit täglich wiederkehrendem Zeit¬ 
rhythmus folgt, geschieht durch Eingabe der Beitragsfolge über 
eine funktionsbezogene Eingabetastatur an den Steuerrechner 
der jeweiligen Abwicklungseinheit. Diese Ablaufprogrammie¬ 
rung geht im Dialogbetrieb mit dem Rechner vonstatten, wobei 
alle eingegebenen Daten wie auch die Reaktionen des Systems 
auf einem Datenmonitor angezeigt werden. 

Zu den Dialogfunktionen gehören neben der Unterstützung der 
Ablaufprogrammierung durch „syntaktische Kontrolle" (Kon¬ 
trolle der richtigen Reihenfolge) der eingegebeneh Daten bzw. 
Entlastung durch selbständig generierte Daten (z. B. aus dem 
Tagesdatum bzw. der aktuellen Uhrzeit abgeleitete Teildaten) 
auch Fehleranzeigen mit Textkommentar bei automatisch fest¬ 
gestellten Fehlerzuständen im System. Hinzu kommen zusätzli¬ 
che (wählbare) Informationsdarstellungen, wie 

- Anzeige des langfristigen Sendeschemas 

- Anzeige und Auslösung bestimmter Service-Funktionen 

- Anzeige des Fehlerprotokolls. 

Auf dem gleichen Bildschirm wird außerdem die Aussteuerung 
des Tonsignals an vier wichtigen Punkten des Tonkanals ange¬ 
zeigt. 

Durch zyklisches Weiterschalten der Bildschirmdarstellung bei 
jedem Beitragswechsel wird eine ständige Aktualisierung der 
angezeigten Programmablaufdarstellung gewährleistet, d. h., in 
der obersten Zeile steht stets der jeweils „auf Sendung" befind¬ 
liche Beitrag, darunter die jeweils nächstfolgenden. 

Nach der Programmierung des aktuellen Sendungsablaufs 
übernimmt die in der Gestellfront untergebrachte Rechner¬ 
steuerung die weitere Behandlung der Sendung. Der Rechner 
bringt die vorbereiteten Beiträge entsprechend dem program¬ 
mierten Ablauf zur Sendung. Der Bediener sorgt für das Aufle¬ 
gen der richtigen Tonbänder auf die Studiomagnettongeräte 
und überwacht die Arbeit des Systems, um im Falle von Abwei¬ 
chungen vom regulären Ablauf eingreifen zu können. Das Titel¬ 
bild zeigt eine Bedienerin am Kontrollpult. 

Wichtigster Informationsträger des Rundfunkprogramms ist 
das Magnetband. Magnetbaridbeiträge werden von Tonspei¬ 
cher-Arbeitsplätzen (Bild 2) gesendet. Ein solcher Arbeitsplatz 
enthält ein Studio-Magnettongerät, das durch eine Mikrorech¬ 
nersteuerung zu einer „intelligenten Funktionseinheit" erweitert 
worden ist. Das ermöglicht den automatisierten Betrieb. Durch 
den Programmablauf gesteuert, meldet sich der jeweilige Ar¬ 
beitsplatz durch Lichtsignale und Textausschriften und fordert 
das Auflegen eines Magnetbandes an. Nach dem Auflegen 
sucht das Magnettongerät selbsttätig den Anfang des Tonsig¬ 
nals und stellt sich automatisch auf den richtigen Startpunkt 
ein. Danach meldet sich der Arbeitsplatz als „sendebereit" 
Wenn die Startzeit erreicht ist, wird das Magnettongerät auto¬ 
matisch gestartet und bringt den vorgesehenen Beitrag zur 
Sendung. Das Ende des Beitrages wird automatisch erkannt. 
Dadurch Startet der nächste vorgesehene Beitrag. Außerdem 
wird das automatische Rückwickeln des Magnetbandes be¬ 
wirkt. 

Auf dem Magnetband kann eine magnetische Kodeaufzeich¬ 
nung (Bandnummer) aufgebracht sein. Sie kennzeichnet den 
Inhalt des Magnetbandbeitrages und kann benutzt werden, um 
das Band zu identifizieren und Verwechslungen zu vermeiden. 
Wehn eine derartige Bandnummer vorhanden ist, wird sie er¬ 
kannt und mit der angeforderten verglichen. Stimmen beide 
nicht überein, wird das als falsch identifizierte Band zurückge¬ 
wiesen. 

Eine weitere Neuerung ist der Laufbandbetrieb. Ein Laufband 
ist ein Magnetband, das aus mehreren Einzelbeiträgen besteht, 
die durch weiße Kennbänder voneinander getrennt sind. Ist 
durch den Sendeabläuf Laufbandbetrieb angewiesen, wird das 
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Band nach dem Ende des ersten Beitrages gleich auf den Ton¬ 
signalanfang des folgenden Beitrages eingestellt. Erst nach¬ 
dem die vereinbarte Anzahl Beiträge gesendet worden ist, wird 
das Band automatisch zurückgewickelt. 

Eine weitere wichtige Tonprogrammquelle ist der Motivspei¬ 
cher. In einem Doppelgestell sind 64 Kassettengeräte unterge¬ 
bracht. Jedes von ihnen ist mit einer Endlos-Kassette bestückt. 
Auf ihr können bis zu vier verschiedene Motive untergebracht 
.sein. Es handelt sich hier um Beiträge, die über längere Zeit¬ 
räume gleichbleibend gesendet werden. Das sind beispiels¬ 
weise Nationalhymne, Pausenzeichen, Sendungsanfang (Vor¬ 
spann) und Absage (Abspann). Die Laufzeit einer Endlos-Kas- 
sette kann eine Minute bzw. vier Minuten betragen. Der Motiv¬ 
speicher ist für alle Programme nur einmal vorhanden. Eine Mi¬ 
krorechnersteuerung sorgt dafür, daß jedem Programm zum 
richtigen Zeitpunkt das geforderte Motiv angeboten wird. Das 
Aufsuchen des richtigen Motivs und die Sendevorbereitung ge¬ 
hen automatisch vor sich. Defekte Kassetten bzw. Geräte wer¬ 
den selbständig erkannt und gemeldet. Als weitere Signalquel¬ 
len können Sprecherräume für live-Beiträge (Bild 3) und Über¬ 
tragungsleitungen programmiert werden. 

Für den Fall einer Störung sind verschiedenste automatische 
sowie manuell bedienbare Ersatzschaltungsmöglichkeiten vor¬ 
gesehen, wie 

- Ersatzschaltung des Tonkanals auf einen kompletten Reser¬ 
veweg 

- Umschaltung der Steuerung auf handbedienten Havariebe¬ 
trieb 

- batteriegestützte RAM-Speicher der Rechner sowie ausfall¬ 
zeitabhängige Wiederanlaufroutinen bei Netzausfällen. 

Mit dem Prototyp APA-RBI wurde erstmals im Funkwesen eine 
Anlagentechnik eingeführt, bei der zahlreiche Mikrorechner in 
einem hierarchischen System miteinander gekoppelt sind und 


miteinander kooperieren. Das brachte eine Anzahl Probleme 
bei der Entwicklung der Gerätetechnik (hardware) und auch der 
Rechnerprogramme (Software) mit sich. Für die Geräte- und 
Anlagenentwicklung waren nur 24 Monate vorgesehen - für ein 
solch kompliziertes System eine sehr kurze Zeit. In dieser Situa¬ 
tion bewährte sich die enge Zusammenarbeit mit dem Auftrag¬ 
geber und späteren Nutzer der Anlage. Nahezu vom ersten Tag 
an waren Mitarbeiter der Studiotechnik Rundfunk an der Ent¬ 
wicklung beteiligt. So lernten sie die neue Technik von Grund 
auf kennen und - was das Wichtigste ist - brachten ihre Be¬ 
triebserfahrungen direkt und kontinuierlich mit ein. Die Anlage 
wurde im RFZ gebaut und in Betrieb gesetzt. Als sie in ihren 
Grundfunktionen betriebsfähig war, wurde sie ins Funkhaus 
Berlin in das vorbereitete Studio umgesetzt. Nach einer vier- 
zehntägigen Wiederinbetriebsetzungsphase begann dann ein 
sechsmonatiger Probebetrieb durch die späteren Bediener. Par¬ 
allel zur Ausbildung wurde die Anlage getestet. Dies geschah 
rund um die Uhr in drei Schichten. Durch diese intensive Erpro¬ 
bung wurden verdeckte Fehler und konzeptionelle Mängel 
schnell erkannt. Nach der geplanten sechsmonatigen Betriebs¬ 
erprobung, während der auch angenommene Havariefälle ge¬ 
probt wurden, hatte die Anlage eine Stabilität erreicht, die den 
für den 1. Dezember 1985 vorgesehenen Beginn des regulären 
Sendebetriebs rechtfertigte. Auch die Bediener hatten sich ge¬ 
genseitig so gut ausgebildet, daß eine ganze Mannschaft zur 
Verfügung stand. 
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10 Jahre bezirkliche Datenerfassungsstellen 

Von Rat Ing.-Ök. GERHARD BÖNING, Organisator im ORZ, Berlin 


Eine wesentliche Entscheidung wird gefällt 

Mit einer Verfügung des MPF, daß durch die BDP und einige 
Zentrale Ämter (ZÄ) Datenerfassungsstellen einzurichten bzw. 
bestehende Dienststellen mit Datenerfassungsgeräten (DEG) 
auszurüsten sind / wurde eine wesentliche Entscheidung für die 
weitere Organisation und Entwicklung der Datenerfassung im 
Zuge der verstärkten Einführung der EDV in allen Dienstzwei¬ 
gen der Deutschen Post getroffen. Dabei ging das MPF vom 


seinerzeitigen Stand sowie von der konzipierten Entwicklung 
der EDV im Wirtschaftszweig aus, bei der die Verantwortung 
der BDP und ausgewählter ZÄ speziell bei der Datensammlung 
und -erfassung erhöht werden sollte. Nach nunmehr zehn Jah¬ 
ren praktischer Erprobung muß festgestellt werden, daß sich 
die Richtigkeit dieser frühzeitigen Entscheidung bestätigt hat. 
Die ständige Weiterentwicklung der elektronischen Datenverar¬ 
beitungsanlagen (EDVA) ermöglichten 
- schnellere Operationsgeschwindigkeiten 


Bild 1 Teilansicht einer mit Datener¬ 
fassungsgeräten daro 1370 ausgerü¬ 
steten DSESt B der Deutschen Post 
(Aufn. Osik, Berlin) 
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- eine erhöhte Leistungsfähigkeit der Gerätetechnik und der 
Betriebssysteme 

- die Parallelverarbeitung mehrerer Programme. 

Dadurch wurde eine .Verarbeitung großer Datenmengen in ver¬ 
hältnismäßig kurzer Zeit erreicht. Diese»Datenmengen müssen 
von den Datenerfassungsstellen in höchster Qualität und mit 
größter Termintreue in maschinenlesbarer Form geliefert wer¬ 
den. Somit entstand eine Ausgangssituation für alle Beteilig¬ 
ten, die nur durch gemeinsames und zielstrebiges Handeln zu 
einem Ziel mit hohem Niveau führen konnte. 

Vor einem schweren Beginn 

Fehlende materielle, personelle und räumliche Voraussetzun¬ 
gen und Erfahrungen zur Einrichtung von bezirklichen DESt so¬ 
wie die hohen Anforderungen an Qualität und Termine bei stän¬ 
dig steigender Datenmenge bildeten den Ausgangspunkt bei 
der Verwirklichung der MPF-Verfügung. Außerdem bestand ein 
Zeitdruck, da neue EDVA mit einem höheren Leistungsvermö¬ 
gen bereits installiert wurden und sich mehrere EDV-Verfahren 
(EDW) in der Entwicklung befanden, deren maschinenlesbare 
Datenerfassung in den zu bildenden DESt vor sich gehen sollte. 
Daß die ersten DESt im Jahre 1975 die Arbeit erfolgreich auf¬ 
nehmen konnten, war das Ergebnis des guten Zusammenwir¬ 
kens aller BDP, des HPSchA und des ZfM mit dem ORZ sowie 
dem Arbeitswissenschaftlichen Zentrum beim IPF. Durch das 
ORZ wurden u. a. die Beschaffung der Erfassungstechnik und 
deren Programmierung organisiert sowie eine einheitliche 
Technologie erarbeitet; die BDP und ZÄ hatten u. a. die erfor¬ 
derlichen Räume bereitzustellen und auszustatten, die benötig¬ 
ten Mitarbeiter zu werben und zu qualifizieren sowie die Be¬ 
schaffung des Materials in ausreichender Menge und im vollen 
Sortiment vorzunehmen — alles Aufgaben, die den vollen Ein¬ 
satz der verantwortlichen Mitarbeiter sowie eine enge Zusam¬ 
menarbeit zwischen BDP, ZÄ und ORZ erforderlich machten. 
Unter Verantwortung der BDP wurden mit großer Initiative und 
hohem Einsatz die räumlichen Voraussetzungen geschaffen 
und Mitarbeiter in benötigter Zahl gewonnen, so daß im April 
1975 - beginnend in der DESt B Schwerin - der Versuchsbe¬ 
trieb mit dem EDW PZV BA aufgenommen werden konnte. In 
allen Direktionen wurden Mitarbeiter benannt - überwiegend 
war dies der Wissenschaftliche Mitarbeiter des Leiters der 
BDP -, die diese Aufgaben verantwortlich bewältigten. 

Schaffung der Grundlagen für eine 
bezirkliche Datenerfassung 

Da für die Schaffung eines neuen Tätigkeitsbereiches und einer 
neuen Technologie umfangreiche Erfahrungen gesammelt wer¬ 
den mußten, erhielt zuerst die BDP Halle/Saale bei dem Aufbau 


ihrer DESt mit Sitz in Sangerhausen verstärkte Unterstützung, 
da in dieser DESt mit der laufenden Datenerfassung für meh¬ 
rere EDW auf Geräten der Typen Ascota 071 und daro 1320 
(RANDEP) begonnen werden sollte. So konnten die erste Ty¬ 
penlösung sowie eine E(J>V-Organisationsanweisung für die Ein¬ 
richtung von bezirklichen DESt und eine Richtlinie für eine ein¬ 
heitliche Technologie in der Datenerfassung erarbeitet und den 
anderen Bezirken als Hilfsmittel zur. Verfügung gestellt werden. 
Diese Dienstwerke wurden in der Folgezeit entsprechend den 
gewonnenen Erkenntnissen überarbeitet, erweitert und durch 
neue ergänzt. Somit stehen den BDP, ZÄ und Dienststellen 
heute eine Reihe von verbindlichen Arbeitsunterlagen für die 
Einrichtung und Umrüstung von DESt sowie den ordnungsge¬ 
mäßen Arbeitsablauf in der Datenerfassung und für den Daten¬ 
trägertransport zur Verfügung. 

In den zehn Jahren des Bestehens von bezirklichen DESt gab 
es auch eine ständige Entwicklung und Vervollkommnung auf 
solch wichtigen Gebieten wie der Kapazitäts- und Terminpla¬ 
nung, des Neuererwesens, der Qualifizierung, der Anwendung 
der Schwedter initiative, der Leistungsrechnung oder der Quali¬ 
tätssicherung. Hierbei traten beachtliche Erfolge ein, die sich 
durchaus sehen lassen können, wenn man die personelle 
Stärke der DESt in Betracht zieht. Zwischenzeitlich sind diese 
Schwerpunkte zum festen Bestandteil der Leitungstätigkeit bei 
den Leitern von DESt geworden. Einer der ersten Höhepunkte 
in der zehnjährigen Geschichte der bezirklichen Datenerfas¬ 
sung war der 2. Oktober 1975. Aus Anlaß des 26. Jahrestages 
der DDR und in Vorbereitung neuer Wettbewerbsinitiativen 
zum IX. Parteitag der SED wurde an diesem Tag die DESt San¬ 
gerhausen durch den Leiter der BDP Halle/Saale ihrer Bestim¬ 
mung übergeben. Dazu fand eine kleine Feier statt, wobei den 
Gästen die Möglichkeit zu einer Information über die Aufgaben 
und die Funktionsweise der bezirklichen DESt geboten wurde. 


Die erforderliche Qualifizierung 

Da zum Zeitpunkt der Einrichtung von DESt in den Bezirken und 
bei den ZÄ noch keine Fachkräfte der EDV und somit auch 
keine für die Datenerfassung ausgebildeten vorhanden waren, 
mußten Mitarbeiter als Leiter und als Datenerfassungskräfte 
aus anderen Dienstzweigen bzw. außerhalb der Deutschen Post 
einspringen. Somit ergab sich die Notwendigkeit, daß umfang¬ 
reiche Qualifizierungsmaßnahmen durch den VEB Robotron so¬ 
wie die Entwicklungskollektive der einzelnen EDW, das ORZ 
und das IPF veranlaßt werden mußten. Außerdem war es erfor¬ 
derlich, daß sich die Leiter der DESt in Weiterbildungslehrgän¬ 
gen, Konsultationen und Erfahrungsaustauschen, aber euch au¬ 
todidaktisch neben Kenntnissen in den Grundlagen der Lei¬ 
tungstätigkeit solche in der EDV, in der Bedienung und Funk¬ 
tionsweise der eingesetzten Erfassungstechnik sowie der abzu- 



Eingesetite Erfassungstechnik mit Ausgabe auf MBK 



1975 1978 1979 1980 1982 198h 

^ Aniahl der DESt B(DEStB) 

— Aniahl der eingesetzten 


Datenerfassungskräfte 


Bild 2 Entwicklung des Bestandes 
an produktiver Erfassungstechnik in 
den DESt B (DSESt B) sowie Anzahl 
dar produktiv wirksamen DESt B 
(DSESt B) und der eingesetzten Er¬ 
fassungskräfte in VbE im Zeitraum 
1975 bis 1985 
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Bild 3 Beziehungen zwischen Da- 
tenerfassung und Datenverarbei¬ 
tung (DDT - Dezentrale Datentech- 
nik; ein Erzeugnisprogramm des VEB 
Kombinat Robotron) 
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arbeitenden EDW aneigneten. Heute verfügen die Leiter von 
DESt auf ihrem Gdbiet über ein hohes Fachwissen, und sie ha¬ 
ben es verstanden, feste Kollektive hervorragender Fachkräfte 
in der Datenerfassung zu bilden. In den Jahren hat sich über¬ 
dies ein festes System für die unterschiedlichsten Weiterbil¬ 
dungsmaßnahmen der Leiter und Mitarbeiter von DESt heraus¬ 
gebildet. Dabei rücken der Leistungsvergleich, der Erfahrungs¬ 
austausch sowie die Bestenermittlung immer weiter in den Mi#^ 
telpunkt. 

Einsatz von Erfassungstechnik 

Die neu gebildeten DESt wurden mit den numerischen DEG 
KBL 071 (später daro 1353) und zum Teil zusätzlich mit dem 
rechnenden alpha numerischen Datenerfassungsplatz (RAN- 
DEP) daro 1320, die alle Lochbänder als maschinenlesbare Da¬ 
tenträger erzeugten, ausgestattet. In den letzten Jahren folgte 
die schrittweise Umrüstung auf das alpha numerische DEG 
daro 1370 (Bild 1), das überwiegend mit der Magnetbandkas¬ 
sette (MBK) als maschinenlesbarer Datenträger arbeitet (Bild 
2). Beim Einsatz der MBK findet mit dem Konverter robotron 
1255 außerdem in den DESt die Umsetzung der Daten von der 
1/8-Zoll-MBK-auf 1/2-Zoll-Magnetband statt. 

Durch den Einsatz dieser Erfassungstechnik ergab sich.in tech¬ 
nischer Hinsicht eine Modernisierung sowie eine wesentliche 
Verbesserung der Arbeitsbedingungen. Waren zuerst vorwie¬ 
gend die EDW „Postzeitungsvertrieb - Betrieb und Abrech¬ 
nung" (PZVABA) und „Kostenplanung, Kostenrechnung, Ko¬ 
stenanalyse" (KOPRAN) bestimmend für den Arbeitsanfall in 
den DESt, werden gegenwärtig bereits Daten für 26 EDW (zum 
Teil in mehreren Verfahrensteilen) in den bezirklichen DESt be¬ 
arbeitet. Damit darf die Entwicklung aber keinesfalls schon als 
abgeschlossen betrachtet werden. 

Die Entwicklung des Einsatzes von Arbeitskräften für die Daten¬ 
erfassung und die jährlich erbrachten produktiven Stunden in 
den DESt B zeigten seit 1975 eine steigende Tendenz, die mit 
der Einrichtung weiterer DESt B sowie der Übernahme weiterer 
EDW zu begründen ist. Erst durch den verstärkten Einsatz der 
MBK-Erfassung ab 1983 ist wieder ein Rückgang bei der Zahl 
der eingesetzten Erfassungskräfte und der benötigten produkti¬ 
ven Stunden bei»steigenden Kapazitätsanforderungen zu ver¬ 
zeichnen. Mit der vollen Umstellung auf MBK im Jahre 1984 
wird gleichbleibender Arbeitskräfteansatz bei ständiger Quali¬ 
tätsverbesserung ausgewiesen. Aus diesem Trend ist eine Stei¬ 
gerung der Arbeitsproduktivität eindeutig abzuleiten. Das 
Neuererwesen sowie Rationalisierungsmaßnahmen trugen 
ebenfalls zu dieser positiven Entwicklung bei. 

Ein Ausblick 

In den kommenden Jahren werden die 

- verstärkte Verlagerung von Datenerfassungsleistungen in 
den Anwenderbereich 

- Dezentralisierung der zentralisierten Massendatenerfassung 


- Einrichtung und Inbetriebnahme von Bezirksrechenstationen 
zur Verwirklichung des Prinzips der verteilten Datenverarbei¬ 
tung 

- Erreichung der Echtzeitverarbeitung und damit die schritt¬ 
weise Zusammenführung der Datenerfassung mit dem Pro¬ 
zeß der Verarbeitung 

- verstärkte Nutzung der DFÜ- und DFV-Möglichkeiten für den 
Transport von Daten und Informationen 

- arbeitsplatznahe Datenbereitstellung in den BDP und ZÄ so¬ 
wie die Möglichkeit der Informationsbereitstellung für zen¬ 
trale Aufbereitungen durch den Einsatz von Geräten der De¬ 
zentralen Datentechnik (DDT) 

den Entwicklungstrend bestimmen. Von dieser Grundorientie¬ 
rung leiten sich u. a. auch das zukünftige Aufgaben profil der 
bezirklichen Datenerfassung ab. In Bild 3 werden die möglichen 
Beziehungen zwischen Datenerfassung und Datenverarbeitung 
sowie deren Entwicklung seit 1975 dargestellt. Die zum 1. Ja¬ 
nuar 1984 stattgefundene Zusammenlegung der Datenerfas¬ 
sungsstellen B mit den Datensammelstellen B des PZV zu Da- 
tensammel- und -erfassungsstellen B (DSESt B) bildete feinen 
ersten Schritt zur Konzentration bezirklicher Dienststellen, die 
EDV-Funktionen wahrnehmen. Durch die Einrichtung von Be¬ 
zirksrechenstationen (BRSt) wird die Eigenverantwortung der 
BDP in der Frage der EDV wesentlich erhöht; denn es werden 
die Daten solch wichtiger EDW wie z. B. „Geldwirtschaftliche 
Prozesse", „Postzeitungsvertrieb", „Finanzrechnung", „Dialog¬ 
betrieb für das bezirkliche Instandsetzungszentrum (BIZ)", 
„Kraftfahrwesen" sowie rechnergestützte bezirkliche Informa¬ 
tionssysteme zur Abarbeitung kommen. 

Angesichts der geschilderten Entwicklung ist eine weitere Kon¬ 
zentration-, d. h. eine leitungsmäßige und räumliche Integration 
von DSESt B und BRSt anzustreben. Dieser Gesichtspunkt muß 
bei der Konzipierung der Einrichtung von BRSt unbedingt be¬ 
achtet werden, wenn seine Verwirklichung auch nicht problem¬ 
los ist - besonders dann, wenn sich die DSESt B nicht in der 
Bezirksstadt (Standort der BRSt) befindet. 

Dieser o. g. Entwicklungstrend wird noch höhere Anforderun¬ 
gen an die Arbeitsweise der DSESt B stellen; denn in ihr wird 
gegenwärtig schon der größte Teil der im Bezirk aufkommen¬ 
den Daten auf maschinenlesbaren Datenträgern erfaßt, und die¬ 
ser Anteil wird sich zwangsläufig weiter erhöhen und künftig 
auch verstärkt im Bezirk verarbeitet werden. Somit hängt be¬ 
reits vom Arbeitsergebnis der DSESt B wesentlich die spätere 
Qualität der bereitzustellenden Aufbereitungsunterlagen für die 
einzelnen EDW - auch mit allen eventuellen negativen Auswir¬ 
kungen im eigenen Bezirk (einschließlich der bevölkerungswirk¬ 
samen Auswirkungen) - ab. Nur die konsequente Durchset¬ 
zung des Prinzips der fehlerfreien und termingerechten Arbeit 
in den DSESt B bietet mit die Gewähr, daß durch den Einsatz 
der EDV qualitätsgerechte Bearbeitungsergebnisse erzielt und 
zur Weiterverwendung bereitgestellt werden können. Das setzt 
jedoch auch voraus, daß die Belange der Sekundärdatenerfas¬ 
sung wichtiger Bestandteil der Anleitung und Kontrolle aller zu¬ 
ständigen Leiter in den HPÄ/PFÄ werden muß. 
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Modernisierung und 
Werterhaltung 
der Grundfonds steigern 
die Leistungen und 
stabilisieren die Versorgung^ 

Von Direktor Oberingenieur Dipl.-Ing.-ök. WERNER BOLDT, 
Stellvertreter des Leiters der BDP Berlin 


In der gesamten Volkswirtschaft - und somit auch im Post- und 
Fernmelde'wesen der DDR - hat sich der seit dem 
VIII. Parteitag der SED angewandte Reproduktionstyp der In¬ 
tensivierung der Produktion als richtig erwiesen. Unsere Partei 
lehrt, die Intensivierung bei der weiterem Gestaltung der soziali¬ 
stischen Gesellschaft optimal wirksam zu machen, die soziali¬ 
stische Rationalisierung als Hauptweg durchzusetzen und da¬ 
bei den wissenschaftlich-technischen Fortschritt zu beschleuni¬ 
gen. Die Planung dieses Prozesses ist stets eine politische Ent¬ 
scheidung von hohem Rang. Einmal deshalb, weil es sich um 
den Einsatz hoher materieller und finanzieller Fonds handelt, 
und zum anderen deshalb, weil es um weitreichende Wirkun¬ 
gen geht. Das zeigt sich an der vorrangigen Aufgabe, in der 
Hauptstadt im laufenden Fünf jahrplan mindestens 100 000 Fern¬ 
sprechhauptanschlüsse einzurichten, oder daran, bis zum 
XI. Parteitag der SED das CAD/CAM-Vorhaben „Einsatz von 
Schalterterminals im Annahmedienst" mit 236 Schaltertermi¬ 
nals in 92 Postämtern zu verwirklichen. Dazu kommen Prioritä¬ 
ten, die sich aus der bisher einmaligen Beschleunigung des 
komplexen Wohnungsbaus, der Modernisierung des vorhande¬ 
nen Wohnungsbestands und der stadttechnischen Entwicklung 
für die Deutsche Post ergeben. Das verlangt in der Regel Auf¬ 
wendungen für Folgemaßnahmen und Baufreiheitsbedingun¬ 
gen. Deshalb bedarf es eines ständigen und planmäßigen Kon¬ 
taktes zwischen den Beteiligten im Territorium und der Deut¬ 
schen Post; denn nur über den Weg des Austausches gegensei¬ 
tiger aktueller Informationen ist die konzeptionelle Arbeit effek¬ 
tiv gestaltbar. 

Hierbei sind in Berlin schon zahllose gute Beispiele geschaffen 
worden. So wurde begonnen, große und mittlere Ortsvermitt¬ 
lungsstellen, die noch mit älteren Systemen der Vermittlungs¬ 
technik ausgerüstet waren, gegen neue Systeme auszuwech¬ 
seln. In allen diesen Fällen spielte der bautechnische Teil eine 
besondere Rolle, was sich insbesondere bei der Sicherung sta¬ 
tischer Momente am Gebäude zeigte. Speziell bei älteren Ge¬ 
bäuden ist der Aufwand durch unvorhergesehene Ereignisse in 
der Anfangsphase noch relativ hoch. Hinzu kommt, daß in der 
Vorbereitungsphase oft noch keine Baubetriebe mitgewirkt hat¬ 
ten. Das traf dann zu, wenn die Baubilanz noch nicht ausge¬ 
reicht worden war bzw. wenn der Investitionsauftraggeber das 
bautechnische Projekt nicht rechtzeitig an den Baubetrieb aus¬ 
geliefert hatte. Ein Projekt ist deshalb zwingend vorauszuset¬ 
zen, damit vom Baubetrieb die Mitwirkung und rechtzeitige 
Vorbereitung verlangt werden können. 

Eine Modernisierungsmaßnahme verdient diese Bezeichnung 
nur dann, wenn sie für die Werktätigen verbesserte Arbeits¬ 
und Lebensbedingungen zur Folge hat. Neben dieser grund¬ 
sätzlichen Vorbedingung ist aber auch besonders zu beachten, 
daß der Bau in der Regel ohne Unterbrechung des Betriebsab¬ 
laufes vonstatten gehen muß. Dabei läßt sich nicht immer ver¬ 


hindern, daß trotz vieler vorbeugender Maßnahmen Behinde¬ 
rungen eintreten. Die Mitwirkung der Werktätigen ist deshalb 
hier besonders sorgfältig vorzubereiten und umfassend zu si¬ 
chern. Gleichermaßen gilt es, rechtzeitig und vorausschauend 
mit allen anderen Nutzern des Gebäudes Kontakt aufzuneh¬ 
men, um deren Betriebsabläufe so wenig wie möglich zu stö¬ 
ren. Das ist besonders dann wichtig, wenn die Nutzer nicht zum 
eigenen Verantwortungsbereich gehören. 

Erwähnenswert ist ferner die Tatsache, daß Modernisierungs¬ 
maßnahmen dieser Art und dieses Umfanges in der Regel ohne 
einen Hauptauftragnehmer stattfihden müssen. Das bringt es 
mit sich, daß der Investitionsauftraggeber - die BDP - selbst 
alle Koordinierungsfragen zu klären hat. Damit tritt eine relativ 
hohe Belastung für den Bauleiter der Bezirksdirektion ein. Einen 
geeigneten Komplexbauleiter, unterstützt durch fachspezifi¬ 
sche Bauleiter, einzusetzen, ist hier wohl die zweckmäßigste 
Lösung. Sie ist jedoch bei mehreren Vorhaben dieser Art zu 
gleicher Zeit nicht unproblematisch und verlangt besondere 
Aufmerksamkeit. 

Die Modernisierung einer Ortsvermittlungsstelle ohne Maßnah¬ 
men im Anschlußkabelnetz wäre unvollständig; denn die erwar¬ 
tete Verbesserung der Versorgungslage und der Qualität bliebe 
weitgehend aus. Die Praxis fordert, daß dieser Teil als Rekon¬ 
struktion zumindest gleichzeitig oder besser möglichst schon 
vorher abgeschlossen wird. Nur dann läßt sich der geplante 
Nutzen sichern. 

Ein anderes breites Anwendungsgebiet der Modernisierung bie¬ 
tet sich bei einer Vielzahl von Postämtern. In Berlin sind alle 
Postämter zu modernisieren bzw. zu rekonstruieren, eine Maß¬ 
nahme, die von hoher öffentlichkeitspolitischer Bedeutung ist 
und vielfache Möglichkeiten bietet, Arbeits- und Lebensbedin¬ 
gungen zu verbessern. Für Berlin galt der Grundsatz, in die Mo¬ 
dernisierung den Einsatz von Schalterterminals für den Annah¬ 
medienst vorzusehen und davon auszugehen, daß dabei die 
Kundenbetreuung nicht geschmälert wird. Dies wurde von der 
Bevölkerung begrüßt. Auch die postalische Versorgung durch 
fahrbare Postämter bzw. durch Ausweichobjekte wurde im In¬ 
teresse der Sache gutgeheißen. Bei der Lösung der Rekon¬ 
struktion von Postämtern liegen nunmehr vielseitige Erfahrun¬ 
gen vor. Sie reduzieren sich auf folgende grundsätzliche Fest¬ 
stellungen: 

- Die Forderungsprogramme der Nutzer müssen sich verwirkli¬ 
chen lassen. 

- Die Abhängigkeiten zu bautechnischen und gebäudetechni¬ 
schen Maßnahmen sind rechtzeitig zu ermitteln; über ihre 
Aufnahme in das Projekt muß vorher entschieden werden. 

- Es muß davon ausgegangen werden, daß grundsätzlich ein 
bautechnisches und technologisches Projekt einschließlich 
der Maßnahmen für die Sicherungstechnik zu erarbeiten ist. 

- Die Mitwirkung der Arbeitskollektive und die Verteidigung 
der Projekte vor ihnen ist zu gewährleisten. 

- Das Territorium ist rechtzeitig von den beabsichtigten Re¬ 
konstruktionsmaßnahmen zu infprmieren. 

- Die Aufnahme in den Volkswirtschaftsplan der Stadt bzw. 
des Stadtbezirkes ist aus Gründen der Absicherung von Bau¬ 
bilanzen zu empfehlen. 

- Die Bereitstellung eigener Kapazitäten ist vorzubereiten, da 
die gewerkegerechte Sicherung der Bauwirtschaftsleistun¬ 
gen differenziert und nicht durchgängig im Umfang der Ter¬ 
mine des Bauablaufplanes geschieht. 

- Die Bauabläufe sind regelmäßig zu kontrollieren, damit 

rechtzeitig auf Engpässe usw. Einfluß genommen werden 
kann. m 

Insgesamt ist es erforderlich, nach dem Abschluß von Rekon¬ 
struktionsmaßnahmen bereits in einem neuen langfristigen Do¬ 
kument den Rhythmus neuer Zustandsanalysen festzulegen, 
um eine Konzentration von Rekonstruktionsmaßnahmen inner¬ 
halb eines kurzen Zeitraumes zu verhindern. Modernisierung 
und Werterhaltung sind somit immer als Einheit zu sehen, und 
zwar mit Vorrang gerichtet auf 

- eine Leistungssteigerung 

- eine höhere Qualität der Leistungen 

- bessere Arbeits- und Lebensbedingungen der Werktätigen. 
Alles in allem darf sich die Modernisierung nie als eine einma¬ 
lige Aufgabe darstellen, sondern sie ist als eine stetige Entwick¬ 
lung zu immer höheren Stufen zu betrachten und einzuordnen. 
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Zum Entwicklungsprozeß sozialistischer 
Arbeitskollektive im HPA Berlin-Marzahn 

Von Direktor Dr. oec. ROBERT DIETTRICH, Bereichsleiter, und 

Oberinspektor Diplomsoziologe ANTJE RÖBER, wiss. Mitarbeiter im ISW PF, Berlin 



Jedes Amt ist so stark wie seine Arbeitskollektive 

Diesem Gedanken folgend wurden im HPA Berlin-Marzahn ziel¬ 
strebig Anstrengungen zur Umsetzung der bezirklichen Schluß¬ 
folgerungen für die weitere Förderung des Kampfes der Ar¬ 
beitskollektive um den Ehrentitel „Kollektiv der sozialistischen 
Arbeit" im Post- und Fernmeldewesen unternommen und kon¬ 
krete Maßnahmen festgelegt. Dabei wurde deutlich: 

• Erstens: Es gibt einen Zusammenhang zwischen dem er¬ 
reichten Niveau des Kollektivs in seiner Entwicklung zum poli¬ 
tisch und sozial gefestigten sozialistischen Arbeitskollektiv und 
dem Leistungsverhalten. 

• Zweitens: Um eine fehlerfreie Arbeit im sozialistischen Wett¬ 
bewerb zu sichern, muß verstärkt auf die Herausbildung der in¬ 
nerkollektiven Leistungsbedingungen und damit auf die Erzie¬ 
hung und Selbsterziehung der Kollektive zum sozialistischen 
Arbeitskollektiv Einfluß genommen werden. 

Gezielte Einflußnahme setzt eine genauere Kenntnis des sozia¬ 
len Bedingungsgefüges hoher kollektiver Arbeitsleistungen vor¬ 
aus. Deshalb unterstützten die leitenden Mitarbeiter und die ge¬ 
sellschaftlichen Organisationen des HPA Berlin-Marzahn sehr 
interessiert eine soziologische Untersuchung des Instituts für 
sozialistische Wirtschaftsführung im Post- und Fernmeldewe¬ 
sen (ISW PF) zur Aufhellung sozialer Ursachen für Niveauunter¬ 
schiede zwischen Arbeitskollektiven. 

Jedes Kollektiv hat wie jeder Mensch seine eigene, unverwech¬ 
selbare Einmaligkeit, aber zugleich auch typische Verhaltens¬ 
weisen, die einem bestimmten Leistungs- und Entwicklungs¬ 
stand entsprechen. Zum Erforschen der Einflußfaktoren auf die 
Herausbildung gruppentypischer Verhaltensweisen machte 
sich deshalb eine Gruppierung der für die Untersuchung ausge¬ 
wählten Kollektive erforderlich. In Auswertung 

- von Aussagen der Mitarbeiter ausgewählter Kollektive 

- der Wettbewerbsabrechnungsbögen 

- der Titelverteidigungen 

- der Gespräche mit Leitern verschiedener Ebenen und gesell¬ 
schaftlichen Funktionären 

kam es zu einer Einteilung der untersuchten Kollektive in drei 
Gruppen mit folgenden Charakteristiken: 

Gruppe A = fortgeschrittene Kollektive 
Diese Kollektive entsprechen den Anforderungen, die an ein so¬ 
zialistisches Arbeitskollektiv gestellt werden, in allen Punkten. 
Sie haben ihre Wettbewerbsziele in beispielhafter Qualität er¬ 
füllt und wirken als Initiativkollektive vorbildlich auf die übrigen 

Bild 1 Übersicht über den Streubereich des Ausprägungsgrades ausgewählter 
sozialistischer Kollektivmerkmale (0 - im Durchschnitt) für die drei Gruppen. 
Einbezogene Kollektivmerkmeie: 

- Leistungsstreben 

- Kollektivbeziehungen 

- geistig-kulturelles Leben 

- gesellschaftliche Aktivität 

- Kritik und Selbstkritik 
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ein. Aufgrund ihrer Leistungen im Wettbewerb und der Verwirk¬ 
lichung der Vorhaben im Kultur- und Bildungsplan wurden sie 
mit dem Titel „Kollektiv der sozialistischen Arbeit" ausgezeich¬ 
net. 

Gruppe B = entwickelte Kollektive 

Sie sind durch allgemein gute und stabile Leistungen und har¬ 
monische Kollektivbeziehungen gekennzeichnet. Wegen Nicht¬ 
erfüllung einzelner Aufgaben im Laufe des Planjahres konnten 
sie aber nicht mit dem Ehrentitel ausgezeichnet werden, sind 
aber nach Überwindung dieser Schwächen potentielle Titelträ¬ 
ger. 

Gruppe C = zu festigende Kollektive 
Sie erfüllen ihre Wettbewerbsziele nur mit Einschränkungen 
und weisen auch keine stabilen sozialistischen Kollektivmerk¬ 
male auf. Es handelt sich meist um neugebildete Kollektive 
bzw. um solche mit häufigem Wechsel der Kollektivleiter. 

Bild 1 vermittelt einen Überblick über den durchschnittlichen 
Ausprägungsgrad charakteristischer Kollektivmerkmale in jeder 
Gruppe. Dabei zeigten sich in den Gruppen folgende grundsätz¬ 
lichen Zusammenhänge zum Leistungsverhalten: 

• Gruppe A: Der Erfolg der Titelträger ist kein Zufall. 

Er steht im Zusammenhang mit einer hohen politischen und so¬ 
zialen Stabilität der Kollektive sowie starker kollektiver Lei¬ 
stungsorientierung . 

• Gruppe B: Der kleine Unterschied macht's. 

Die Differenz zum Entwicklungsniveau der Titelträger der 
Gruppe A ist gering, aber sie ist vorhanden. Ein gutes Kollektiv 
zu sein reicht offensichtlich nicht aus, um stabil sehr gute Ar¬ 
beitsleistungen zu erzielen. Überdurchschnittliches kollektives 
Engagement ist erforderlich. 

• Gruppe C: Kollektive Leistungen setzen kollektive Motivatio¬ 
nen voraus. 

Instabile Kollektive sind - wie die Praxis zeigt - kaum in der 
Lage, den kollektiven Arbeitserfolg im sozialistischen Wettbe¬ 
werb zu sichern. Sie bedürfen im besonderen Maße der Unter¬ 
stützung und Förderung. Wichtig ist vor allem eine stabile 
Wahrnehmung, der Leiterfunktion. 

Im folgenden« soll gezeigt werden, welche Unterschiede zwi¬ 
schen den Kollektiven im einzelnen bestehen und wodurch 
diese Unterschiede bedingt sind. Dabei ist von besonderem In¬ 
teresse, wodurch sich die fortgeschrittenen Kollektive der 
Gruppe A als Träger kollektiver Bestleistungen von anderen Kol¬ 
lektiven unterscheiden. 


Untersuchungen der Leistungsmotivation der Kollektive 

Die Untersuchung des Leistungsverhaltens bei den drei Grup¬ 
pen verdeutlicht, daß sich die Gruppen A und B qualitativ von 
der Gruppe C abheben: 

- Die Wettbewerbsatmosphäre ist reger und der Grad der Akti¬ 
vität der einzelnen Mitglieder bei der Ausarbeitung des Wett- 
bewerbsprogramms in den Gruppen A und B höher als in C. 

- Die Gründe für das Streben nach guten Arbeitsleistungen 
unterscheiden sich bei den Mitgliedern der verschiedenen 
Gruppen. Bei den Kollektiven der Gruppe A und B sind die 
kollektivorientierten Gründe, wie z. .B. „um die Erfüllung der 
Kollektivaufgaben zu sichern" oder „um das Ansehen meines 
Amtes (bzw. der Deutschen Post) nicht zu gefährden" und 
das Pflichtbewußtsein sehr stark ausgeprägt. Dagegen ste¬ 
hen bei den Mitgliedern der Gruppe C stärker personenorien¬ 
tierte Motive, wie „weil Lohn und Prämie davon abhängen" 
und „weil ich im Kollektiv anerkannt sein möchte" obenan. 
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BHd 2 Unterschiede in der Ausprä¬ 
gung des Kollektivklimss in den 
Gruppen A. B und C (in Prozent) 


- Die Einstellungen und Haltungen der Mitglieder der Gruppe 
A sind stabiler ausgeprägt und einheitlicher als in den Grup¬ 
pen B und C; der Einfluß des Kollektivs mit seinen gefestig¬ 
ten positiven Normen auf die Mitglieder ist hier stärker. 

- Die Auseinandersetzung mit unzureichenden Leistungen 
zum Erreichen anspruchsvoller kollektiver Wettbewerbsziele 
wird in der Gruppe A am konsequentesten geführt. Die ten¬ 
denziell überwiegende Inkonsequenz gegenüber Leistungs¬ 
zurückhaltungen in der Gruppe C spiegelt sich in unzurei¬ 
chenden kollektiven Leistungen wider. 


Untersuchung der 
Kollektivbeziehungen 

Individuelles Leistungsverhalten wird maßgeblich durch das 
Kollektiv beeinflußt und gesteuert. Vom Niveau der sozialen Be¬ 
ziehungen im Kollektiv hängt es wesentlich ab, mit welcher 
Qualität das Kollektiv seine produktiven Aufgaben erfüllt. Ziel 
ist ein leistungsförderndes, kritisches und harmonisches Kollek¬ 
tivklima für die gemeinsame Arbeit. Die Untersuchung verdeut¬ 
lichte: 

- In den Gruppen A und B ist die gesellschaftliche Aktivität re¬ 
ger und der Anteil der Funktionsträger höher als in der 
Gruppe C. 

- Die Kollektive der Gruppen A und B, die sich auch durch ge¬ 
meinsame kulturelle Veranstaltungen zusammenfanden und 
als Kollektiv festigten, haben ein stärkeres Verantwortungs¬ 
gefühl entwickelt als die Kollektive der Gruppe C, die kaum 
gemeinsame Veranstaltungen zu Wege brachten und so eine 
Möglichkeit verschenkten, kollektives Zusammengehörig¬ 
keitsgefühl herauszubilden. 

- Die geringere Ausprägung von gegenseitiger Hilfe, kamerad¬ 
schaftlicher Zusammenarbeit und Engagement fürs Kollektiv 
bei den Mitgliedern der Gruppe C geht einher mit Verhal¬ 
tensweisen, die stärker auf die eigene Person orientiert sind 
und dadurch die Erfüllung der Aufgaben des Kollektivs als 
persönlich nicht so bedeutsam in den Hintergrund treten las¬ 
sen (geringeres Kollektivbewußtsein). 

Unterschiede im Ausprägungsgrad des Kollektivklimas gehen 
äus Bild 2 hervor. Durch den unmittelbaren Einfluß auf das kol¬ 
lektive Leistungsverhalten kommt der Wettbewerbsatmosphäre 
besondere Bedeutung zu. Die Leiter tragen dabei in engem Zu¬ 
sammenwirken mit den gewerkschaftlichen Funktionären eine 
besondere Verantwortung für die Weckung eines Klimas des 
Wetteiferns in den Kollektiven, um eine hohe bevölkerungswirk¬ 
same Leistungsqualität unbedingt zu sichern. 


Auch auf den Leiter kommt es an 

Die Leistungsfähigkeit der Kollektive ist in sehr hohem Maße 
abhängig von der Qualität der Leitungstätigkeit. Häufiger Lei¬ 
terwechsel unterbricht die Herausbildung kollektiver Leistungs¬ 
voraussetzungen. Das erwies sich als eine Hauptursache für 
das Zurückbleiben der Arbeitskollektive in der Gruppe C. Aus 
der Untersuchung ergab sich, daß alle Leiter - in geringer Dif¬ 
ferenzierung - hohe Anforderungen an die Qualität der Arbeit 
stellen (Prinzip der fehlerfreien Arbeit). Doch trotz dieser allge¬ 
mein hohen Anforderungen unterscheiden sich die Kollektive in 
ihren Leistungen stark voneinander. Erfolgreiche Leiter haben 
durch ein ausgesprochenes Vertrauensverhältnis zum Kollektiv 
und eine hohe Vorbildwirkung einen unvergleichlich stärkeren 
Einfluß auf die kollektive Arbeit als Leiter, die diese Qualitäten 
noch nicht genügend ausgebildet haben. Die Leiter der fortge¬ 
schrittenen Arbeitskollektive der Gruppe A verstanden es vor al¬ 
lem, 

- das Leistungsprinzip bei Entlohnung und Prämiierung konse¬ 
quent durchzusetzen 

- regelmäßig offene und differenzierte Leistungseinschätzun¬ 
gen vor dem Kollektiv nicht zu scheuen 

- die Arbeit des Kollektivs hervorragend zu organisieren und 
zu koordinieren. 


Alle Kollektive - auch die besten - verfügen 
noch über LeistungsreservenI 

Es geht nicht schlechthin um die Beseitigung von ungerechtfer¬ 
tigten Niveauunterschieden. Differenzierte Forderungen und 
Förderungen sind notwendig, damit alle Kollektive auf stets 
wachsendem Niveau ihre kollektiven Leistungspotenzen entwik- 
keln und nutzen. Zugleich erwächst daraus ein Anspruch an die 
Leiter, durch qualifiziertes Wirken und gute Arbeitsorganisation 
die Voraussetzungen hoher kollektiver Arbeitsleistungen zu 
schaffen. Das gilt besonders für die gezielte Unterstützung der 
zu festigenden Arbeitskollektive der Gruppe C. 

Die Ergebnisse vergleichender Untersuchungen zum Zusam¬ 
menhang zwischen dem Leistungsverhalten und dem Entwick¬ 
lungsstand der Arbeitskollektive wurden beim Hauptpostamt 
Berlin-Marzahn ausgewertet und vor allem dafür genutzt, die 
politische Führung des sozialistischen Wettbewerbs als Kern¬ 
stück deß Kampfes der Kollektive um den Ehrentitel stärker aus¬ 
zuprägen. Im bewährten gemeinsamen Zusammenwirken zwi¬ 
schen Betriebsparteiorganisation der SED, Betriebsgewerk¬ 
schaftsleitung und Leitung des Amtes haben Untersuchungser¬ 
gebnisse und Schlußfolgerungen ihren Niederschlag in einem 
gemeinsamen Maßnahmeplan, im neuen Wettbewerbs be- 
schluß und in den Kollektivprogrammen 1986 gefunden. 
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KLEINE FACHGESPRÄCHE 


Entlüften und 
Abdichten von 
Kabelkanalanlagen 


(3/1986. S. 119) 



Mitarbeiter: Mir ist beim Kabelziehen aufgefallen, daß ein Teil 
der Kanalzüge mit Stopfen verschlossen ist. Nach dem Kabel¬ 
ziehen dichteten wir den Raum zwischen der Wand dieser Ka¬ 
nalzüge und dem Kabel mit Abdichtschalen, Strick und Man- 
gana-Flächenkitt ab. Warum werden bestimmte Kabelkanal¬ 
züge verschlossen? 

Meister: Aus schadhaften Rohrleitungen, aus Abwasserkanä¬ 
len oder aus Bauten können Gase (Stadtgas, Erdgas, Industrie¬ 
gase oder Dämpfe brennbarer Flüssigkeiten) entweichen. Es 
gibt auch Bodengase, die im Boden entstanden oder vorhanden 
sind. In den Kabelkanalanlagen, die Hohlräume im Straßenkör¬ 
per darstellen, können sich diese Gase sammeln und für den 
Menschen durch Vergiftung, Erstickung, Reizung sowie Verlet¬ 
zungen infolge von Verbrennungen, Verpuffung oder Explosion 
gefährlich werden. 

Mitarbeiter: Deshalb wird vor Betreten der Kabelschächte eine 
Prüfung auf Gase nach VDP 472 04/02 vorgenommen - so ist es 
doch? 

Meister: Richtig! Das ist eine Maßnahme zum Schutz der Mit¬ 
arbeiter vor Unfällen. Um die Ausbreitung von eingedrungenen 
Gasen zu verhindern, werden Kabelkanalabschnitte gemäß VDP 
476 42 abgedichtet. Zum Abdichten dienen Stopfen, Wickel¬ 
dichtungen und die von Ihnen genannte Preßdichtung mit Ab¬ 
dichtschalen nach VDP 472 16/07. 

Mitarbeiter: Sind Gebäudeeinführungen auch abzudichten? 
Meister: Ja! Solche Einführungen in Wohnbauten, Kabelauftei¬ 


lungsräume und andere Bauwerke müssen sogar besonders 
sorgfältig abgedichtet werden (Bilder 1 und 2). 

Mitarbeiter: V^as passiert nun mit den in Kabelkanalabschnit¬ 
ten eingeschlossenen Gasen? 

Meister: Die eingedrungenen Gase werden nicht eingeschlos¬ 
sen, sondern durch selbständig wirksame Entlüftungseinrich¬ 
tungen aus der Kabelkanalanlage entfernt. Am häufigsten fin¬ 
det die Entlüftung durch Öffnungen im Schachtdeckel statt. Bei 
alten Kabelkanalanlagen besitzt gemäß VDP 476 42 etwa jeder 
dritte, und bei neuen Anlagen jeder Kabelschacht eine Abdek- 
kung mit Entlüftungsöffnungen. Unter diesen Öffnungen hän¬ 
gen Schmutzfänger (Bild 3). 



B 


Der Mikroprozessor (I) 


(3/1986, S. 119) 


Lehrling: Was versteht man unter einem Mikroprozessor? 
Lehrkraft: Ein Mikroprozessor ist ein programmierbarer, hoch- 
integrierter Schaltkreis zur sequentiellen (d. h. in Folge, zeitlich 
nacheinander stattfindenden) Ausführung einer Vielzahl 
arithmetischer, logischer sowie Transport- und Verschiebeope¬ 
rationen. Man kann ihn mit der Zentralen Verarbeitungseinheit 
einer EDV-Anlage vergleichen. Der Mikroprozessor ist der wich¬ 
tigste Bestandteil eines Mikrorechners. Er wird jedoch erst ar¬ 
beitsfähig, wenn man ihn durch zusätzliche Baugruppen, wie 
den Programm- und den Arbeitsspeicher sowie Ein- und Ausga¬ 
beeinheiten ergänzt. Dazu ist noch das vom Menschen erarbei¬ 
tete Programm, eine Folge von „Befehlsworten", erforderlich, 
das den Mikroprozessor veranlaßt, die notwendigen Steuer- 
und Rechenoperationen auszuführen. Das Besondere besteht 
darin, daß der Mikroprozessor allein durch Verändern des Pro¬ 
gramms, also ohne schaltungstechnische Umrüstung, völlig an¬ 
dere Steuer- und Rechenaufgaben lösen kann. - Wichtige Mei¬ 
lensteine in der Rechentechnik und Elektronik waren die Ent¬ 
wicklung des Prinzips der Programmspeicherung ohne Verdrah¬ 
tungsänderungen durch John v. Neumann 1944 sowie die Her¬ 
stellung des ersten Transistors 1948 und des ersten integrierten 
Schaltkreises 1958. Inzwischen werden hochintegrierte Schalt¬ 
kreise mit Tausenden Transistoren auf Chips produziert, die nur 
wenige Millimeter Kantenlänge besitzen. Die Halbleiterindustrie 
strebt immer höhere Integrationsgrade an, um die Vorteile der 
Mikroelektronik noch besser ausnutzen zu können. Sie sieht 
sich aber mit dem Problem konfrontiert, daß der Entwicklungs¬ 


aufwand und die Kosten für die Fertigungsvorbereitung sehr 
hoch sind. Andererseits nimmt bei zunehmender Spezialisie¬ 
rung eines Schaltkreises die benötigte und absetzbare Stück¬ 
zahl ab. Ausgenommen von diesem Problem sind lediglich Kun¬ 
denwunschschaltkreise und Einsatzfälle der Konsumgüterindu¬ 
strie (Uhrenschaltkreise, Taschenrechner usw.). Eine Lösung 
dieses objektiven Widerspruchs gelang mit dem 1971 erstmals 
hergestellten Mikroprozessor. Bei diesem Baustein entscheidet 
der Anwender durch Programmierung über den jeweiligen Ein- 
satzfall. 

Lehrling: Welche Bestandteile besitzt ein Mikroprozessor? 
Lehrkraft: Jeder Mikroprozessor (Bild) besteht au£ Registern, 
einer Arithmetik-Logik-Einheit (abgekürzt ALU, abgeleitet von 
den englischen Worten arithmetic logic unit) und aus Steuer¬ 
schaltungen. Die Arithmetik-Logik-Einheit ist der wichtigste Be¬ 
standteil. Sie ist der Teil, der arithmetische und logische Opera¬ 
tionen mit den über den internen Datenbus zugeführten binären 
Daten ausführt. Die ALU kann unter anderem addieren, subtra- 

Vereinfachtes Blockschaltbild eines Mikroprozessors 


Datenbus 



Steuersignale Adreßbus 
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Mitarbeiter: Wenn aus den Entlüftungsöffnungen hochexplo¬ 
sive Gase austreten, müßten doch in der Nähe der Kabel¬ 
schächte das Rauchen und der Umgang mit offenem Feuer ver¬ 
boten werden. 

Meister: Im Normalfall treten keine oder nur geringe Mengen 
Gas aus, so daß keine Gefahr besteht. Sollte jedoch auf Grund 
einer Havarie einmal soviel Gas anfallen, daß man es wahrneh¬ 
men kann, so sind gleich der zuständige Energieversorgungsbe¬ 
trieb und das nächste Post- und Fernmeldeamt zu informieren. 
Mitarbeiter: Werden die Abdichtstellen und Entlüftungen auch 
in den Planunterlagen dargestellt? 

Meister: Abdichtstelle und Entlüftungen sind in das Kabel- 
kanal-Netzschema einzutragen. Bei Entlüftungsstellen geschieht 
das durch Diagonalstriche (Andreaskreuz) im Sinnbild der Ka¬ 
belschachtabdeckung und bei Abdichtstellen durch Querstri¬ 
che vor dem Kabelschachtsinnbild. Das Kabelkanal-Netz^ 
Schema ist Bestandteil des Projektes bzw. der Unterlagen zum 
Bauauftrag. Es ist zusammen mit den anderen für den Bau er¬ 
forderlichen Unterlagen vor Baubeginn dem Bauausführenden 
zu übergeben. 

Mitarbeiter: Wann müssen bei neu errichteten oder erweiter¬ 
ten Kabelkanalarilagen die Abdichtstellen hergestellt werden? 
Meister: An den im Netzschema festgelegten Stellen sind gern. 
VDP 476 42 sofort nach der Errichtung des Kabelkanalabschnit¬ 
tes alle Kabelkanalzüge abzudichten. Zu diesem Zeitpunkt muß 
die Entlüftung des Kabelkanalabschnittes sichergestellt sein. 
Mitarbeiter: Beim Kabelziehen stören aber die Abdichtungen 
und müssen wieder entfernt werden... 

Meister: Wenn Kabel eingezogen wird, sind die Abdichtungen 
erst unmittelbar vor dem Kabelziehen aus den zu belegenden 
Kanalzügen zu entfernen. Sofort nach dem Einziehen des Ka¬ 
bels ist die. Abdichtung wieder herzustellen. Eine stets wirk¬ 
same Abdichtung und Entlüftung sorgen mit für die Betriebssi¬ 
cherheit der Kabelkanalanlage. Bei der Güteprüfung und der 
Abnahme der Bauvorhaben bildet daher die Kontrolle der 
Schutzmaßnahmen gegen Gaszudrang einen Schwerpunkt. 


hieren und logische Verknüpfungen UND bzw. ODER bilden. 
Die Datenregister des Mikroprozessors dienen zur vorüberge¬ 
henden Speicherung von Daten. Eine Sonderstellung unter den 
Registern nimmt das A-Register (Akkumulator) ein. Der Akku¬ 
mulator ist an vielen arithmetischen und logischen Operationen 
beteiligt. Er speichert einen Operanden, der in der ALU verar¬ 
beitet werden, soll. Nach Ausführung der Operation enthält er 
deren Ergebnis. Wenn zum Beispiel im Programm zwei Binär¬ 
zahlen zu addieren sind, muß zunächst durch eine Transport¬ 
operation ein Summand in das Register A gebracht werden. Der 
zweite Summand kann in einem der anderen Register oder ei¬ 
nem Speicherplatz des Arbeitsspeichers (RAM) gespeichert 
sein. Nach der Addition wird die Summe in den Akkumulator 
gebracht. Man schreibt: A = A + B und meint, der (neue) In¬ 
halt des Registers A ergibt sich aus dem (alten) Inhalt des Regi¬ 
sters A plus dem Inhalt des Registers B. 

Lehrling: Was geschieht hach Ablauf dieser Operation? 
Lehrkraft: Nunmehr ist es in vielen Fällen wichtig festzustellen* 
ob das Ergebnis Null geworden ist, ob ein Übertrag aufgetreten 
ist oder das Ergebnis negativ wurde. Dazu ist an die ALU ein 
Bedienungsregister angeschlossen. Dieses spezielle Register 
enthält sogenannte Flag-Flipflops (flag, engl. Flagge, Fahne). 
Die Flags signalisieren und speichern die nach einer Operation 
im Akkumulator entstandenen Bedingungen. So wird es mög¬ 
lich, in Abhängigkeit von Rechenergebnissen den Programmab¬ 
lauf zu steuern. - Ein weiteres wichtiges Register ist der Pro¬ 
grammzähler, auch Befehlszähler genannt. Die Befehle, aus de¬ 
nen ein Programm besteht, sind im Speicher des Mikrorech¬ 
ners abgespeichert. Jeder Speicherplatz besitzt eine Nummer, 
die man Adresse nennt. Der Programmzähler des Mikroprozes¬ 
sors enthält ein Zählregister, das. stets die Adresse des näch¬ 
sten Befehls enthält. Wurde ein Befehl in den Mikroprozessor 
geholt, so wird danach automatisch der Befehlszähler erhöht. 
Der Befehl gelangt in das Befehlsregister. Komplizierter aufge¬ 
baute Befehle werden zeitlich nacheinander in den Mikropro¬ 
zessor geholt. Alle Befehle sind im Binärkode gespeichert und 
werden im Befehlsdekoder entschlüsselt. 



Bild 3 Zweiteilige Kabelschachtabdeckung mit Entlüftungsöffnung 


Mitarbeiter: Wie läßt sich gewährleisten, daß die Abdichtun¬ 
gen und Entlüftungsöffnungen immer funktionstüchtig sind? 
Meister: Alle zwei Jahre hat nach VDP 476 52 bei Kabelschäch¬ 
ten und Abzweigkästen eine Revision stattzufinden. Dabei sind 
u. a. die Schmutzfänger zu entleeren, die Abdeckungen zu kon¬ 
trollieren, die Abdichtungen der Kanalzüge und Hauseinführun¬ 
gen zu überprüfen und entdeckte Mängel sofort zu beseitigen. 
Bei diesen Arbeiten ist zu beachten, daß gemäß TGL 30 515 
festsitzende Deckel und verstopfte Entlüftungsschlitze nicht 
mit funkenreißenden Werkzeugen und nicht mit offener 
Flamme bearbeitet werden dürfen. 

Mitarbeiter: Sind das Abdichten und Entlüften die einzigen 
Maßnahmen zum Verhindern des Eindringens von Gasen in die 
Kabelkanalanlagen? 

Meister: Nein! Neue Kabelkanalanlagen werden vorzugsweise 
aus PVC-Rohr hergestellt. Bei fachgerechter Verarbeitung sind 
diese Rohre druckwasser- und gasdicht, was das Eindringen 
von Gasen ausschließt. Dennoch ist auch bei diesen Anlagen 
vor Betreten der Kabelschächte der Gastest unerläßlich. Auch 
sind Kabelkanalabschnitte und Bauwerkseinführungen abzu¬ 
dichten und zu entlüften. (M. Schlaffke) 


Lehrling: Im Bild erkenne ich ein Steuerwerk... 

Lehrkraft: Es steuert mit Hilfe von Taktsignalen den exakten 
zeitlichen Ablauf der Befehle und sorgt dafür, daß auf dem Mi¬ 
kroprozessorchip die benötigten Datenwege freigegeben wer¬ 
den. Das Steuerwerk ist auch in der Lage, auf Steuersignale 
von außen zu reagieren. So kann zum Beispiel der Mikroprozes¬ 
sor über einen WAIT-Eingang in den Wartezustand versetzt 
werden. Das ist häufig erforderlich, wenn die angeschlossenen 
Speicher oder Ein /Ausgabegeräte langsamer als der Prozessor 
sind. — Mit Hilfe des Interrupt-Einganges INT (interrupt, engl/ 
Unterbrechung) läßt sich die Programmabarbeitung des Mikro¬ 
prozessors vorübergehend unterbrechen. Das ist beispiels¬ 
weise notwendig, wenn zusätzlich zum eigentlichen Hauptpro¬ 
gramm die Informationen der Uhrzeit auf dem Bildschirm dar¬ 
gestellt werden sollen. Aller Sekunden muß in diesem Fall eine 
Programmunterbrechung stattfinden. Der Mikroprozessor führt 
dann ein besonderes Unterprogramm aus, das hier die neue 
Uhrzeit ermittelt und zur Anzeige bringt. Anschließend kehrt 
der Mikroprozessor automatisch zum Hauptprogramm zurück. 
Mit dem Aufruf des Unterprogramms und der Rückkehr in das 
Hauptprogramm ist ein wichtiges Problem verbunden: Da der 
Zeitpunkt der Programmunterbrechung nicht vorhersehbar ist, 
muß es möglich sein, eine beliebige Fortsetzungsadresse des 
Hauptprogramms aufzubewahren. Diese Adresse wird in der 
Regel in einem speziell reservierten Speicherbereich des RAM, 
dem Stapelspeicher (engl, stack), abgelegt. Dort lassen sich 
auch Registerinhalte abspeichern. Der Mikroprozessor besitzt 
ein Zeiger-Register (engl. Stack-Pointer), das stets die zuletzt 
benutzte Adresse des Stapelspeicher? enthält, so daß dort die 
benötigte Rückkehradresse zum Hauptprogramrh aufgerufen 
werden kann. Der Stapelspeicher speichert tatsächlich stapel¬ 
weise ab. Die zuletzt abgelegte Information muß in Zusammen¬ 
arbeit mit dem Stack-Pointer als erste wieder ausgelesen wer¬ 
den. - Damit schließlich an die Busanschlüsse möglichst viele 
äußere Einheiten anschaltbar sind, enthält der Mikroprozessor 
Daten- und Adreßpuffer. 

(W. Zill) 
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Versand von 
Wirtschaftspaketen 
durch 

Großauflieferer 

(3/1986. S. 121) 


Stellenleiter: Mit der in den letzten Jahren vollzogenen Verla¬ 
gerung der Transportprozesse hat die Zahl der Großauflieferer 
von Wirtschaftspaketen bei der Deutschen Post zugenommen. 
Bestehen Vorstellungen, den Einzelumschlag dieser z. T. in gro¬ 
ßen Mengen aufgelieferten Sendungen zu verringern und damit 
die Einlieferungsämter und Paketumschlagstellen zu entlasten? 
Leiter des Amtes: Vom Institut für Post- und Fernmeldewesen 
wurden umfangreiche Untersuchungen mit dem Ziel vorgenom¬ 
men, die Bearbeitung dieser Sendungen zu rationalisieren. In 
deren Ergebnis und auf der Grundlage der betriebspraktischen 
Erfordernisse bzw. der bereits in verschiedenen Orten ausgeüb¬ 
ten Anwendungspraxis entstand das Verfahren „Fertigen von 
durchlaufenden Transporteinheiten mit Wirtschaftspaketen 
durch Großversender" 

Stellenleiter: Wie funktioniert dieses Verfahren? 

Leiter des Amtes: Die neue Technologie bewirkt insbesondere 

- das Bereitstellen von leeren Postgutrollbehältern an die Teil¬ 
nehmer durch die Deutsche Post 

- das Fertigen von Transporteinheiten für vereinbarte Bestim¬ 
mungsstellen in den Diensträumen des Teilnehmers 

- den Transport der gefüllten Postgutrollbehälter zum zustän¬ 
digen Einlieferungsamt, von dem die unmittelbare Weiterlei¬ 
tung unter Wegfall der Einzelbearbeitung der Wirtschaftspa¬ 
kete vonstatten gehen kann. 

Stellenleiter: Können alle Großauflieferer an diesem Verfahren 
teilnehmen? 


Leiter des Amtes: An die Teilnahme sind bestimmte Bedingun¬ 
gen geknüpft. Werden sie erfüllt, steht der Aufnahme des Ver¬ 
fahrens nichts entgegen. Grundvoraussetzung ist zunächst ein¬ 
mal die Teilnahme des Versenders am Selbstbucherverfahren 
und seine Bereitschaft zur Zahlung der Durchschnittsgebühr. 
Eine weitere Bedingung ist ein ausreichend großes Sendungs¬ 
aufkommen. Es muß das regelmäßige Fertigen von Orts- oder 
Bereichsausscheidungen als Voraussetzung für lohnende 
Transporteinheiten gewährleisten. Nicht zuletzt müssen beim 
Versender die räumlichen und technischen Voraussetzungen 
für den Umgang mit Postgutrollbehältern vorhanden sein. Dazu 
gehören genügend große Abstellflächen für leere und gefüllte 
-Behälter, Ladebühnen und -brücken, Hebegeräte und für den 
Behältertransport geeignete und mit Sicherungselementen ver¬ 
sehene Fahrzeuge. 

' Stellenleiter: Ist daraus abzuleiten, daß der Postkunde für den 
Transport zuständig ist? 

Leiter des Amtes: Der Teilnehmer übernimmt grundsätzlich 
das Abholen leerer und den Transport beladener Behälter von 
und zum Einlieferungsamt mit seinen Fahrzeugen. Die Einliefe¬ 
rung kann selbstverständlich nur bei einem Postamt mit Behäl¬ 
terverkehr geschehen. 

Stellenleiter: Fertigt der Teilnehmer die Ausscheidungen nach 
eigenem Ermessen? 

Leiter des Amtes: Zwischen der Deutschen Post und dem Ver¬ 
sender wird vor der Aufnahme des Verfahrens eine Vereinba¬ 
rung abgeschlossen, in der die Aufgaben beider Vertragspart¬ 
ner fixiert sind. Dazu gehört auch die Festlegung, welche Aus¬ 
scheidungen regelmäßig gefertigt werden. Ihre Anzahl richtet 
sich nach dem Sendungsaufkommen und den örtlichen Mög¬ 
lichkeiten des Absenders. Bei den Verhandlungen mit den 
Großauflieferern sollte angestrebt werden, Behälterausschei¬ 
dungen für die Paketumschlagstellen sowie die größten Kno¬ 
tenleitpostämter vorzusehen. Dafür hat die Deutsche Post dem 
Versender übersichtliche Verteilunterlagen und vorbereitete 
Behälterzettel zu übergeben. 




Gütertransport 
für Bürger (I) 


(3/1986, S. 121) 


Mitarbeiter: Als ich neulich einige Baustoffe in der BHG kaufte, 
bat ich die Verkäuferin um Anlieferung. Sie antwortete mir, daß 
bei Baustoffen keine Anlieferungspflicht bestände und ich mich 
folglich um den Abtransport vom Lager selbst kümmern müsse. 
Sind nicht aber Baustoffe schwerlastige Güter, die angeliefert 
werden müssen? 

Justitiar: Leider deuten viele Bürger den § 140 ZGB so wie Sie 
und bestehen auf Anlieferung der Baustoffe. Der § 140 ZGB 
meint aber nicht ausschließlich alle Güter, die man als Bürger 
kaufen kann. Es gibt da schon noch einige Spezialbestimmun¬ 
gen, die man beachten muß. Der § 140 ZGB trifft auf alle typi¬ 
schen Konsumgüter zu, die man im Einzelhandel erwerben 
kann. Das wären z. B. Waschmaschinen, Fernsehgeräte, Kühl¬ 
schränke usw. Baustoffe dagegen fallen unter die Bestimmung 
der Preisanordnung Nr. 204, wonach beim Lagergeschäft der 
Endverbraucherpreis ab Lager, transportsicher verpackt und 
verladen, gilt. Diese Spezialbestimmung hat hier den Vorrang. 
Bei den vorher genannten typischen Konsumgütern ist im End¬ 
verbraucherpreis die Anlieferung pauschal mitkalkuliert, so daß 
bei Selbstabholung dem Kunden dieser Betrag vergütet wird. 
Bei Baustoffen wurde die Anlieferung nicht mitkalkuliert. 
Mitarbeiter: Es gibt aber auch Baustoffhandlungen, die Bau¬ 
stoffe anliefern. Muß dies dann bezahlt werden? 

Justitiar: Ja, diese Anlieferung geschieht dann im Rahmen des 
Kundendienstes und muß bezahlt werden. 

Mitarbeiter: Wo soll man denn aber einen Lastkraftwagen für 
den Baustofftransport herbekommen? 


Justitiar: Sie können mit Ihren Wünschen zu dem Kraftver¬ 
kehrsbetrieb gehen, der territorial am besten geeignet ist, Ihre 
Wünsche bezüglich des Gütertransports zu erfüllen. Die Kraft¬ 
verkehrsbetriebe sind gesetzlich verpflichtet, entsprechend ih¬ 
ren Aufgaben eine bedarfsgerechte Erfüllung der Transporte 
für die Bürger zu gewährleisten. Dabei müssen die Kraftver¬ 
kehrsbetriebe den Bürgern Einsicht in die Verkehrsbestimmun¬ 
gen und Tarife gewähren, ihnen Auskunft auf alle Fragen im Zu¬ 
sammenhang mit dem Ladungstransport erteilen und Unter¬ 
stützung geben. Insbesondere sind die Bürger dabei über die 
zweckmäßigste Leistungsart und die sich aus dem Ladungs¬ 
transport ergebenden Rechte und Pflichten zu beraten. 
Mitarbeiter: Das hört sich gut an. Welche rechtliche Grundlage 
existiert auf diesem Gebiet? 

Justitiar: Die rechtliche Grundlage ist die Anordnung über den 
öffentlichen Ladungstransport des Kraftverkehrs für Bürger 
(LTOK) vom 16. Juni 1976 (GBl. I Nr. 26 S. 353; Ber. Nr. 35 S. 
428). 

Mitarbeiter: Was versteht man unter dem soeben genannten 
öffentlichen Ladungstransport? 

Justitiar: Der öffentliche Ladungstransport umfaßt 

a) den speziellen Ladungstransport, der in Anspruch genom¬ 
men wird, wenn Bürger für den Transport von Gütern unter Ein¬ 
haltung der Bestellfrist (Nahverkehr mindestens 24 Stunden 
und Fernverkehr mindestens 48 Stunden vor Beginn der Bela¬ 
dung) ein Straßenfahrzeug bestellen, falls der Transport auf 
Grund der Eigenart der Güter kein spezieller Ladungstransport 
gern. Buchstabe b) bis d) ist 

b) den Gütertaxitransport 

c) den Möbeltransport 

d) den Schwertransport. 

Mitarbeiter: Was ist Nah- und was ist Fernverkehr? 

Justitiar: Nahverkehr sind Gütertransportleistungen im 50 km- 
Luftlinienumkreis, gerechnet vom Mittelpunkt des Ortes der Be¬ 
ladestelle bis zum Mittelpunkt des Ortes der Entladestelle. 
Fernverkehr sind dann die Gütertransportleistungen, die über 
den Nahverkehrsbereich hinausgehem 
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Stellenleiter: Was muß der Versender beim Fertigen der Trans¬ 
porteinheiten beachten? 

Leiter des Amtes: Wichtig ist, daß in die durchlaufenden Post¬ 
gutrollbehälter nur bandfähige Wirtschaftspakete, die als Min¬ 
destmaß die Ausdehnungen 100 x 100 x 40 mm, als Höchst¬ 
maß die Ausdehnungen 700 x 600 x 600 mm haben, aufgenom¬ 
men werden. Sendungen, die diese Maße unter- bzw. über¬ 
schreiten, sind dem Einlieferungsamt in Sammelbehältern oder 
in loser Form zu übergeben. Des weiteren ist vom Versender zu 
gewährleisten, daß das Höchstgewicht eines beladenen Behäl¬ 
ters von 400 kg nicht überschritten wird. Nur in Ausnahmefällen 
sind 500 kg zugelassen. Bringt der Postkunde besonders schwe¬ 
res Ladegut zum Versand, wie zum Beispiel der Leipziger Kom¬ 
missions- und Großhandel und der Vordruckverlag Freiberg in 
Form von Büchern und Vordrucken, empfiehlt es sich, die Lade¬ 
höhe im Behälter festzulegen. 

Stellenleiter: Stehen der Deutschen Post Postgutrollbehälter in 
ausreichender Anzahl für das Verfahren zur Verfügung? 

Leiter des Amtes: Das neue Verfahren setzt eine sehr verant¬ 
wortungsbewußte Arbeitsweise des Einlieferungsamtes voraus. 
Vor seiner Aufnahme muß der errechnete Mehrbedarf an Be¬ 
hältern beim Zentralen Post- und Fernmeldeverkehrsamt - Be¬ 
reich Verkehrsleitung Postbeförderung - beantragt werden. 
Erst wenn die zusätzlich benötigten Behälter angeliefert wur¬ 
den, sind sie dem Versender - natürlich in technisch einwand¬ 
freiem Zustand - zu überlassen. In einem Nachweis werden die 
übergebenen Leerbehälter und später die wieder mit Postgut 
gefüllten zur Einlieferung gebrachten Behälter erfaßt, so daß je-, 
derzeit eine Übersicht über die beim Versender vorrätigen Be¬ 
hälter besteht. Aufgabe des Einlieferungsamtes ist es, zu über¬ 
wachen, daß dieser Bestand nicht ungebührlich anwächst und 
daß stets eine zügige Rückgabe stattfindet. 

Stellenleiter: Muß der Versender Gebühren für das Benutzen 
der Postgutrollbehälter entrichten? 

Leiter des Amtes: Nein, die Behälter werden dem Versender 
gebührenfrei zur Verfügung gestellt. 


Mitarbeiter: Der Kraftverkehrsbetrieb darf also meine Bestel¬ 
lung nicht einfach ablehnen, weil sich die Fahrt für ihn als nicht 
so richtig lohnend darstellt? 

Justitiar: Die Kraftverkehrsbetriebe sind zum Transport von Gü¬ 
tern dann verpflichtet, 

- wenn der Ladungstransport mit den planmäßig zur Verfü¬ 
gung stehenden Straßenfahrzeugen und Arbeitskräften in 
den zugelassenen Verkehrsverbindungen ausführbar ist 

- wenn der Ladungstransport nicht durch unabwendbare Er¬ 
eignisse verhindert wird 

- wenn die Bürger die Verkehrsbestimmungen einhalten. 
Mitarbeiter: Bitte erläutern Sie mir das! 

Justitiar: Der Kraftverkehrsbetrieb muß z. B. über das Fahr¬ 
zeug verfügen, mit dem der gewünschte Transport ausgeführt 
werden soll. Weiterhin muß der Be- oder Entladeort über eine 
Straße zu erreichen sein. Ein Ereignis ist gemäß § 343 Abs. 2 
ZGB dann unabwendbar, wenn es nicht vorauszusehen war und 
von einem Betrieb trotz aller Maßnahmen, die den gegenwärti¬ 
gen Möglichkeiten und Erfahrungen entsprechen, oder .von ei¬ 
nem Bürger trotz aller ihm zumutbaren Bemühungen nicht ver¬ 
hindert werden konnte. Verkehrsbestimmungen sind Rechts¬ 
vorschriften, Bestimmungen für den Transport gefährlicher Gü¬ 
ter sowie sonstige bekanntgemachte Bestimmungen und Vor¬ 
schriften, die für den Gütertransport gelten. So ist es z. B. nicht 
zulässig, eine menschliche Leiche mit dem Gütertaxi transpor¬ 
tieren zu lassen. 

Mitarbeiter: Welche vertraglichen Pflichten ergeben sich für 
den Kraftverkehrsbetrieb und den Bürger? 

Justitiar: Zur Vornahme des Ladungstransportes ist zwischen 
dem Kraftverkehrsbetrieb und dem Bürger als Absender ein 
Frachtvertrag abzuschließen. Dieser Frachtvertrag verpflichtet 
den Kraftverkehrsbetrieb, die übergebenen Güter von der Bela¬ 
destelle zur Entladestelle zu transportieren und an der Entlade¬ 
stelle dem Empfänger verlustlos und unbeschädigt innerhalb 
der Lieferfrist abzuliefern sowie vorgeschriebene oder verein¬ 
barte Lade- und Trageleistungen und vereinbarte verkehrstypi¬ 
sche Nebenleistungen zu erbringen. Er verpflichtet aber auch 


Stellenleiter: Worin besteht der Nutzen dieser Versandtechno¬ 
logie? 

Leiter des Amtes: Der wesentliche Nutzen, der sowohl beim 
Versender als auch bei der Deutschen Post wirksam wird, ist 
die Verringerung der körperlich schweren Arbeit - also die Ver¬ 
besserung der Arbeitsbedingungen der Mitarbeiter beider Part¬ 
ner. Beim Versender entfällt das Zwischenstapeln der Pakete 
und das manuelle Be- und Entladen der Transportmittel. Die 
Deutsche Post wiederum hat den Vorteil, daß die gefertigten 
Postgutrollbehälter ohne weitere Bearbeitung - auch das stich¬ 
probenweise Gebührenprüfen entfällt - unmittelbar für die Ab¬ 
gangsverbindungen bereitgestellt werden können. So tritt eine 
hohe Effektivität durch Einsparung an wertvoller Arbeitszeit ein, 
was auch beim Versender durch die verringerten Wartezeiten 
bei der Einlieferung spürbar wird. Ganz besonders hervorzuhe¬ 
ben ist die Verkürzung der Laufzeiten. 

Stellenleiter: In dDP, Heft 5/1982, S. 215, wurde bereits eine 
Versandtechnologie mit Postgutrollbehältern vorgestellt. Be¬ 
steht dieses Verfahren außerdem noch? 

Leiter des Amtes: Die 1982 versuchsweise beim HPA Rostock 
eingeführte und in dem Artikel beschriebene Technologie für 
den Versand der Wirtschaftspakete des VEB Jugendmode hat 
sich nicht bewährt, wurde deshalb nicht verallgemeinert und 
mit Ablauf des Jahres 1984 wieder eingestellt. 

Stellenleiter: Wo ist über das neue Verfahren noch mehr nach¬ 
zulesen? 

Leiter des Amtes: Vorgesehen ist, die Verfahrensanweisung 
über das Fertigen durchlaufender Transporteinheiten mit Wirt¬ 
schaftspaketen in der DA 2.11 Anlage 6, Beilage 6 - Besondere 
Bestimmungen für Großversender - zu veröffentlichen. 

(I. Seemann) 


den Bürger als Absender oder Empfänger, die Güter dem Kraft¬ 
verkehrsbetrieb ordnungsgemäß *u übergeben oder bereitzu¬ 
stellen, das Transportentgelt zu entrichten, Auslagen zu erstat¬ 
ten, die Güter zu übernehmen sowie deren Empfang zu bestäti¬ 
gen. Der Empfänger tritt dann in den Frachtvertrag ein, wenn 
ihm das Gut abgeliefert oder der Frachtvertrag durch Umlei¬ 
tungsverfügung des Empfängers geändert wurde. 

Mitarbeiter: Wann kommt der Frachtvertrag zustande? 
Justitiar: Der Kraftverkehrsbetrieb hat dem Besteller seinen 
Auftrag zu bestätigen. Kann der bestellte Ladungstransport 
vom Kraftverkehrsbetrieb für den geforderten Termin nicht be¬ 
stätigt werden, hat er dem Besteller einen anderen Termin für 
die Erledigung des Ladungstransports anzubieten. Ist der La¬ 
dungstransport überhaupt nicht ausführbar,, hat gemäß §7 
LTOK der Kraftverkehrsbetrieb die Ablehnung zu begründen. 
Mitarbeiter: Welche Pflichten hat der Kraftverkehrsbetrieb 
beim Bereitstellen des Straßenfahrzeugs? 

Justitiar: Das Straßenfahrzeug ist einsatzfähig und besenrein 
bereitzustellen. Die Bereitstellung ist vollzogen, wenn das Stra¬ 
ßenfahrzeug an der Beladestelle zum vereinbarten Zeitpunkt 
zur Beladung vorgefahren ist. Stellt der Absender begründet 
fest, daß das Straßenfahrzeug für die zu transportierende Gut¬ 
art nicht geeignet ist, z. B. ein Kipper für den Möbeltransport, 
dann kann er das Straßenfahrzeug zurückweisen. 

Mitarbeiter: Wann muß das Ladegut bereitstehen? 

Justitiar: Der Absender hat dafür zu sorgen, daß zum verein¬ 
barten Zeitpunkt der Bereitstellung des Straßenfahrzeugs mit 
der Lade- und Trageleistung begonnen werden kann. 
Mitarbeiter: Wer muß das Fahrzeug beladen? 

Justitiar: Der Absender oder der Empfänger ist für das Be- und 
Entladen des Straßenfahrzeugs verantwortlich. Abweichendes 
kann mit dem Kraftverkehrsbetrieb vereinbart werden. Bei Mö¬ 
beltransporten obliegt die Lade- und Trageleistung dem Kraft¬ 
verkehrsbetrieb. Gleiches gilt, wenn das Fahrzeug über spe¬ 
zielle Einrichtungen verfügt, z. B. eine Kippvorrichtung, einen 
Ladekran usw. Bei Baustoffen muß die BHG das Fahrzeug bela¬ 
den. Sie müssen sich um das Entladen kümmern. (G. Seyda) 
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Rechtliche Regelungen 
zu Hausbriefkästen 


(3/1986. S. 123) 



Dienststellenleiter: Vor einiger Zeit las ich im Gesetzblatt (GBl. 
I Nr. 35/1985, S. 398) die neue Anordnung über die stadttechni¬ 
schen Anlagen und Versorgungsnetze für den komplexen Woh¬ 
nungsbau vom 10. Dezember 1985 - eine Rechtsvorschrift, die 
auch für die Deutsche Post bei der Planung und Vorbereitung 
der post- und fernmeldemäßigen Versorgung neuer Wohnge¬ 
biete von Bedeutung ist. Dabei fiel mir eine Fußnote zum Ab¬ 
schnitt „Fernmeldetechnische und postalische Anlagen und 
Versorgungsnetze" in der Anlage zu dieser Anordnung auf, in 
der es heißt, daß Hausbriefkastenanlagen Bestandteile der 
Wohngebäude sind und nicht zu den stadttechnischen Anlagen 
und Versorgungsnetzen gehören. Das ist zwar nicht neu und 
entspricht auch der bisherigen Praxis, jedoch halte ich es für 
wichtig, daß damit die Verantwortlichkeiten auch rechtlich klar 
abgegrenzt sind. Mich würde aber interessieren, ob dies die 
einzige rechtliche Regelung zu Hausbriefkästen ist. Wenn man 
bedenkt, daß zweckmäßige und sichere Hausbriefkästen eine 
ganz wesentliche Voraussetzung für die ordnungsgemäße Er¬ 
füllung unserer Versorgungsaufgaben im Zustelldienst darstel¬ 
len, wären etwas detailliertere Bestimmungen sicher wün¬ 
schenswert. 

Technologe: Darin stimme ich mit Ihnen überein. Derartige 
Überlegungen waren auch Anlaß, beim Erarbeiten der Folgebe¬ 
stimmungen zu dem am 29. November 1985 von der Volkskam¬ 
mer der DDR beschlossenen neuen Gesetz über das Post- und 
Fernmeldewesen die Bestimmungen über Hausbriefkästen we¬ 


sentlich auszugestalten. Die gleichzeitig mit dem Gesetz am 
1. Mai 1986 in Kraft getretene neue Anordnung über den Post¬ 
dienst - Post-Anordnung - enthält im § 39, der die Aushändi¬ 
gung über Hausbriefkästen oder Zustellanlagen regelt, und in 
der dazugehörigen Anlage 9 (Bestimmungen über Hausbriefkä¬ 
sten) dazu eindeutige Anforderungen. 

Dienststellenleiter: Worauf beziehen sich diese? 

Technologe: Der § 39 regelt als erstes die Ausstattung der 
Wohngebäude mit Hausbriefkästen. Im Absatz 1 werden die 
Rechtsträger, Eigentümer und Verfügungsberechtigten von 
Wohngebäuden verpflichtet, in der Nähe der Haus- oder Grund¬ 
stückseingänge für alle Haushalte funktionstüchtige Hausbrief¬ 
kästen anzubringen. Als weitere Anforderung ist festgelegt, 
daß die Hausbriefkästen mit Namensschildern versehen sein 
müssen, auf denen die Wohnungsnummern und die Familien¬ 
namen anzugeben sind. 

Dienststellenleiter: Ist der Begriff „funktionstüchtig" für Haus¬ 
briefkästen näher definiert? 

Technologe: Ja; dazu heißt es im Absatz 2: „Funktionstüchtig 
ist ein Hausbriefkasten, wenn die in der Anlage 9 festgelegten 
Bestimmungen eingehalten sind. Darüber hinaus muß er ver¬ 
schlossen und so beschaffen sein, daß die eingelegten Postsen¬ 
dungen und Presseerzeugnisse nicht von Unberechtigten ent¬ 
nommen werden können." Die Anlage 9 verweist zunächst dar¬ 
auf, daß Hausbriefkästen aus Stahl derTGL 26 986 entsprechen 
müssen. Dieser Fachbereichstandard ist bereits seit dem 
1. April 1978 in Kraft (vgl. dazu auch das Fachgespräch „Haus¬ 
briefkästen" in dDP Heft 3/1978, S. 129). Standardisierte Haus¬ 
briefkästen, die nach den Bedingungen dieser TGL gefertigt 
werden, entsprechen voll den Anforderungen der Post- und Zei¬ 
tungszustellung. 

Dienststellenleiter: Das kann ich bestätigen. Ärger bereiten 
uns jedoch oft Hausbriefkästen aus Holz oder anderen Materia¬ 
lien, die mitunter zu klein sind, keine geeigneten Einwurfschlitze 
haben oder hinsichtlich ihrer Sicherheit zu wünschen übrig las¬ 
sen. Für diese Hausbriefkästen gilt doch die TGL 26 986 nicht! 



Elektrosicherheit 


Sicherheitsinspektor: Vor einigen Wochen traten neue gesetz¬ 
liche Bestimmungen zum Umgang mit Elektroenergie in Kraft. 
Die Besonderheit beim Umgang mit elektrischem Strom be¬ 
steht ja darin, daß er mit den menschlichen Sinnesorganen 
ohne direkten Kontakt oder ohne Prüf- bzw. Meßgeräte nicht 
wahrgenommen werden kann. Eine Vielzahl der Unfälle im Zu¬ 
sammenhang mit elektrischem Strom ereignet sich an Anlagen 
mit Spannungen bis zu 1000 V. Besonders möchte ich darauf 
hinweisen, daß gerade im Niederspannungsbereich Gefahren 
für jeden Kollegen bestehen können, da diese Leitungen be¬ 
kanntlich bis an jeden Arbeitsplatz führen. Beschädigte Steck¬ 
vorrichtungen, fehlende oder beschädigte Leitungsisolationen 
und vertauschte oder unwirksame Schutzleiter sind insbeson¬ 
dere an den ortsveränderlichen Anlagen, zu denen z. B. auch 
die elektrische Schreibmaschine, die Schreibtischleuchte und 
der Wasserkocher gehören, die Hauptürsachen für Unfälle. 
Eine wesentliche Unfallursache bildet auch das vorschriftswid¬ 
rige Arbeiten in der Nähe von und an unter Spannung stehen¬ 
den Geräten und Anlagen. Nichtfachgerechte Reparaturen, un¬ 
sachgemäße Basteleien und unberechtigte Eingriffe waren 
schon öfters Ausgangspunkte für folgenschwere Unfälle. 

Leiter des Amtes: Das Berühren spannungsführender Teile hat 
selbstverständlich Auswirkungen auf den menschlichen Körper. 
Sicherheitsinspektor: Solche Verletzungen können - abhängig 
vom Stromweg im menschlichen Körper, von der Einwirkungs¬ 
dauer, der Spannung, der Frequenz und der Stromert - starke 
Verbrennungen und innere Verkochungen des Gewebes sein. 


Leiter des Amtes: Was gilt hier für die Erste Hilfe? 
Sicherheitsinspektor: Sie verlangt schnelles, aber überlegtes 
Handeln. Grundsätzlich muß es der Helfer vermeiden, daß er 
selbst spannungführende Teile berührt. Beim Bergen des Ver¬ 
unglückten darf dieser nicht mit den bloßen Händen angefaßt 
werden. In jedem Fall - auch wenn der Geschädigte keinerlei 
Verletzungen aufweisen sollte und sich wohl fühlt - ist er ei¬ 
nem Arzt vorzustellen, um Unregelmäßigkeiten in der Herztätig¬ 
keit entgegenwirken zu können. 

Leiter des Amtes: Welche gesetzlichen Bestimmungen zum 
Schütz unserer Werktätigen sind derzeit gültig? 
Sicherheitsinspektor: An Stelle der seit 1975 geltenden Ar¬ 
beitsschutz- und Brandschutzanordnung 900/1 - Elektrotechni¬ 
sche Anlagen - mit ihren drei Änderungsanordnungen sind mit 
Wirkung vom 1. März 1986 anzuwenden: 

- TGL 200-0607 Arbeiten an elektrotechnischen Anlagen und 
Betriebsmitteln; Allgemeine Voraussetzungen 

- TGL 200-0619/03 Betreiben elektrotechnischer Anlagen; Be¬ 
rechtigungen 

- TGL 200-0619/08-; Instandhalten. 

- TGL 200-0619/10 -; Termini und Definitionen 

- Anordnung vom 29. Juli 1985 Über die Nomenklatur überwa¬ 
chungspflichtiger elektrotechnischer Anlagen (GBl. I Nr. 
22/85). 

Leiter des Amtes: Führt die Ablösung einer Anordnung durch 
fünf neue Rechtsvorschriften nicht zur Unübersichtlichkeit und 
Rechtsunsicherheit? 

Sicherheitsinspektor: Auf den ersten Blick mag dies so den 
Eindruck erwecken. Die inhaltliche Aufteilung der ABAO 900/1 
auf die von mir genannten Standards und die Anordnung soll 
der Entflechtung vielseitiger Probleme des Errichtens und Be¬ 
treibens elektrotechnischer Anlagen und Betriebsmittel dienen. 
Lassen Sie mich einige Beispiele nennen: 
e TGL 200-0607: Dieser Standard beschäftigt sich mit den all¬ 
gemeinen Voraussetzungen für Arbeiten an diesen Anlagen, 
vor allem damit, welchen Anforderungen derjenige genügen 
muß, der solche Arbeiten ausführt. Weiterhin sind die Bedin- 
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Technologe: Nein, hierfür fehlte bisher eine gesetzliche Rege¬ 
lung. Diese Lücke wird mit der neuen Post-Anordnung ge¬ 
schlossen. Die Anlage 9 bestimmt, daß Hausbriefkästen aus an¬ 
deren Werkstoffen als Stahl hinsichtlich 

- ihrer Widerstandsfähigkeit gegen mechanische Krafteinwir¬ 
kungen 

- der Mindest-Innenabmessungen 

- der Entnahmesicherung am Einwurfschlitz 

- der Schlösser 

- der Namensschilder 

den gleichen Bedingungen wie Hausbriefkästen aus Stahl ge¬ 
mäß TGL 26 986 entsprechen müssen. Ferner ist festgelegt, daß 
die Kästen keine Sichtlöcher aufweisen dürfen. Für die Einwurf¬ 
schlitze werden Mindest- und Höchstabmessungen genannt 
(mindestens 225 mm x 20 mm, höchstens 260 mm x 30 mm); 
sie dürfen nicht in senkrechter Lage ausgeführt sein. 
Dienststellenleiter: Wie wird die Einhaltung dieser Fertigungs¬ 
vorschriften, die ja nicht die Form einer TGL haben, künftig ge¬ 
sichert? 

Technologe: Dazu wurde eine Abnahmepflicht eingeführt. Zif¬ 
fer 3 der Anlage 9 legt fest, daß die Serienproduktion von Haus¬ 
briefkästen der vorherigen Abnahme eines Fertigungsmusters 
durch die zuständige wissenschaftlich-technische Einrichtung 
der Deutschen Post (das Institut für Post- und Fernmeldewe¬ 
sen) bedarf. Das gilt auch für beabsichtigte konstruktive Verän¬ 
derungen oder Materialsubstitutionen im Fertigungsprozeß. 
Dienststellenleiter: Für den Zusteller ist nicht nur die ord- 
nüngsgemäße Beschaffenheit der Hausbriefkästen, sondern 
auch deren zweckmäßige Installation am richtigen Platz von 
Wichtigkeit. Solche Standortfaktoren wie die Bedienhöhe der 
Hausbriefkastenanlage, deren Zugänglichkeit, ihre Beleuchtung 
oder der Schutz vor Zugluft beeinflussen maßgeblich die Ar¬ 
beitsbedingungen unserer Mitarbeiter und gleichermaßen die 
Nutzungsbedingungen für die Empfänger. Welche Möglichkei¬ 
ten der Einflußnahme hat die Deutsche Post in diesen Fragen? 
Technologe: Diesem legitimen Interesse der Deutschen Post 


kommt die neue Post-Anordnung insofern nach, als im § 39 Ab¬ 
satz 3 für den Neubau mehr- und vielgeschossiger Wohnge¬ 
bäude eine Abstimmungspflicht mit der Deutschen Post festge¬ 
legt ist. Die Abstimmung bezieht sich auf die Aufstellungsorte 
der Hausbriefkastenaniagen und die Anwendung standardisier¬ 
ter Hausbriefkästen bzw. Hausbriefkasteneinherten. Vorzuneh¬ 
men ist sie 

- beim Erarbeiten neuer „Erzeugnisse des mehr- und vielge¬ 
schossigen Wohnungsbaues als Serienerzeugnis" (also für 
Typenwohnhäuser) durch den Erzeugnisprojektanten in der 
Entwicklungsphase mit dem Institut für Post- und Fernmelde¬ 
wesen als der zuständigen wissenschaftlich-technischen Ein¬ 
richtung der Deutschen Post 

- beim Erarbeiten individueller Projektlösungen des mehr- und 
vielgeschossigen Wohnungsbaues durch die Projektierungs¬ 
einrichtung während der Vorbereitung der Investition mit der 
territorial zuständigen Bezirksdirektion der Deutschen Post. 

Dienststellenleiter: Warum wird im Zusammenhang mit dieser 
Abstimmung ausdrücklich von „Hausbriefkästen bzw. Haus¬ 
briefkasten einheiten" gesprochen? 

Technologe: Damit soll darauf aufmerksam gemacht werden, 
daß es nicht nur um den Einsatz standardisierter Hausbriefkä¬ 
sten schlechthin geht, sondern daß die für das jeweilige Wohn¬ 
gebäude zweckmäßigsten Fertigungseinheiten eingesetzt wer¬ 
den. So wäre es beispielsweise eine Fehlentscheidung, für viel¬ 
geschossige Wohnhäuser die Installation von Einzel-Hausbrief¬ 
kästen vorzusehen. Das würde nicht nur unnötig viel Platz bean¬ 
spruchen, sondern auch mit erheblichen Nachteilen sowohl für 
die Zusteller als auch für die Empfänger verbunden sein, weil 
dann eine Bestückung nur über die Einwurfschlitze möglich 
wäre und päckchenartige Briefsendungen nicht auf diesem 
Wege ausgehändigt werden könnten. Die Vorteile von Haus¬ 
briefkasteneinheiten - insbesondere die Bedienung mit einer 
Hauptschließung - sollen also optimal genutzt und Einzel-Haus¬ 
briefkästen nur in Häusern mit wenigen Haushalten eingesetzt 
werden. (D. Heinrich) 


gungen genannt, die ein Werktätiger zu erfüllen hat, dem die 
Verantwortung für ein qualitätsgerechtes Ausführen der Arbei¬ 
ten übertragen wurde. 

• TGL 200-0619/03: Hauptinhalt dieses Standards sind die Be¬ 
rechtigungen für das Betreiben elektrotechnischer Anlagen, 
wie z. B. die Schalt-, Schaltanweisungs- und Schlüsselberechti¬ 
gungen. 

• TGL 200-0619/10: In diesem Teil wurden sämtliche allge¬ 
meine Termini - ebenfalls für das Betreiben dieser Anlagen - 
zusammengefaßt. 

Zur Abrundung meiner Hinweise möchte ich noch einige Stan¬ 
dards nennen, die mit den neu gefaßten Bestimmungen korre¬ 
spondieren. Das betrifft die TGL 200-0619/02, TGL 200-0619/11, 
TGL 30 490, TGL 30 500/01 sowie TGL 30 500/05. Den Fachleu¬ 
ten unseres Bereiches werden wir demnächst Einzelheiten er¬ 
läutern. 

Leiter des Amtes: Mir ist bekannt, daß es im Zusammenhang 


Diese Zuleitung (s. Pfeil?) ist lebensgefährlich! (Aufn. v. d. Heiden, Berlin) 



mit den Arbeiten an elektrotechnischen Anlagen und Betriebs¬ 
mitteln für bestimmte Werktätige spezielle Anforderungen an 
ihre Ausbildung gibt. 

Sicherheitsinspektor: Eindeutiger definiert wurde der Begriff 
„Fachmann". Der in der ABAO 900/1 genannte „Fachmann für 
elektrotechnische Anlagen" war an eine Ausbildung in den Be¬ 
reichen Starkstromanlagen, BMSR-Anlagen, Bahnsicherungs¬ 
anlagen oder Fernmeldeanlagen gebunden. Da man nicht die 
gesamte Palette der in der Volkswirtschaft neu hinzugekomme¬ 
nen Berufe, die diese Ausbiidungsbedingungen erfüllen, nen¬ 
nen kann, beschränkte man sich auf die Formulierung, daß ein 
Werktätiger „eine für seine Arbeitsaufgaben zutreffende und 
abgeschlossene Ausbildung als Facharbeiter, Meister, Techni¬ 
ker oder Ingenieur besitzt und auf Grund seines Fachwissens 
sowie seiner Fertigkeiten, Erfahrungen und Kenntnis der 
Rechtsvorschriften die ihm auf seinem Fachgebiet übertrage¬ 
nen Aufgaben selbständig ausführen und die dabei möglichen 
Gefahren erkennen kann" Eine wesentliche Veränderung 
wurde beim „Verantwortlichen Fachmann" vollzogen. Es wird 
nicht mehr gefordert, daß dieser Mitarbeiter im Besitz eines Be¬ 
fähigungsnachweises auf dem Gebiet des GAB ist. Genau gese¬ 
hen stand die alte Forderung im Widerspruch zum § 213 AGB, 
da der verantwortliche Fachmann nicht in jedem Fall leitender 
Mitarbeiter gemäß S 21 AGB war und auch noch ist. Wird er al¬ 
lerdings als solcher eingesetzt, ist der Befähigungsnachweis 
GAB abzulegen. 

Leiter des Amtes: Gibt es noch einige allgemeinverbindliche 
Hinwdise zur Elektrosicherheit? 

Sicherheitsinspektor: Aber natürlich! Stete Sicherheit und 
Ordnung sind auf diesem Gebiet unerläßlich. Unter anderem 
dürfen Sicherungskästen nicht verstellt werden. Anschlußlei¬ 
tungen von ortsveränderlichen Anlagen sollten ständig über¬ 
prüft sowie Leuchten nur mit Glühlampen der angegebenen 
Leistungsaufnahme bestückt werden. Zu vermeiden ist auch 
das Überlasten der Anlage, das zum Beispiel durch zu schwach 
dimensionierte Verlängerungskabel verursacht werden kann. 

(V. Pusch) 
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RUNDSCHAU 

Erfolgreiche Betriebsfestspiele - Bilanz zum XI. Parteitag der SED 


Die Betriebsfestspiele der Frankfurter 4 mter fanden 1986 be¬ 
reits zum 15. Mal statt. Alljährlich in den Monaten Februar/März 
steht dieses kulturelle Ereignis für die Frankfurter Postler in ih¬ 
ren Kultur und Bildungsplänen ganz vorne an. In diesem Jahr 
waren sie der kulturelle Höhepunkt vor dem XI. Parteitag der 
SED. Unter der Losung: „Hohe Leistungen zum Wohl des Vol¬ 
kes und für den Frieden - Vorwärts zum XI. Parteitag der SED", 
wollten wir mit geistig-kulturellen Mitteln und Möglichkeiten 
auf die weitere Hebung des Kulturniveaus der Arbeiterklasse 
und aller Werktätigen hinwirken. Politisch-ideologische Ziele 
für unsere Betriebsfestspiöle 1986 waren unter anderem 

- die Festlegung der Einheit von Partei und Volk sowie die stär¬ 
kere, offensive Auseinandersetzung mit politischen und ideo¬ 
logischen Einflußnahmen des Imperialismus 

- die Vermittlung des unlöslichen Zusammenhangs von Frie¬ 
den und Sozialismus und das Äufdecken des aggressiven 
Wesens der gegenwärtig herrschenden Kreise in der BRD 
und des USA-Imperialismus 

- eine weitere Festigung der Freundschaft zur Sowjetunion 
und zu den sozialistischen Bruderländern sowie die noch 
stärkere Ausprägung des Solidaritätsgedankens, des soziali¬ 
stischen Patriotismus und mit diesem verbunden die Vertei¬ 
digungsbereitschaft für die sozialistische Heimat. 

Mit dem Programm haben wir versucht, auch 1986 für jeden et¬ 
was zu bringen: 

- Neben dem Puppentheater für die Jüngsten fanden zwei mi¬ 
litärpolitische Jugendforen statt, wobei der 30. Jahrestag der 
NVA eine entscheidende Rolle spielte. Hierbei ging es uns 
darum, mit Offiziersbewerbern und Soldaten auf Zeit ins Ge¬ 
spräch zu kommen. 

- Für unsere Reservisten mit ihren Ehepartnern gestalteten wir 
anläßlich des 30. Jahrestages der Gründung der NVA einen 
Klubabend, um ihnen für ihre verantwortungsvolle Tätigkeit 
zum Schutz unserer Heimat einen Dank abzustatten. 

- Auch der Internationale Frauentag fiel in den Zeitraum unse¬ 
rer Betriebsfestspiele, und aus diesem Anlaß gab es eine 
zentrale Veranstaltung zur Ehrung unserer Frauen. Außer¬ 
dem zeigten wir speziell für unsere Frauen eine Modenschau 
mit den neuesten Frühjahrs- und Sommermoden. Die Mo¬ 
delle konnten im Anschluß käuflich erworben werden. 

- Eine besondere Stellung nehmen in diesem Jahr unsere Ve¬ 
teranen ein. Zum einen wurden sie zu einer unterhaltsamen 


Veranstaltung eingeladen, wo sie kräftig das Tanzbein 
schwangen, wo ihnen aber auch der Leiter der BDP, Genosse 
Oberdirektor Willi Neumann, unter anderem etwas zum Be¬ 
triebsgeschehen der letzten Zeit vortrug. Zum anderen soll¬ 
ten die Veteranen der Partei in diesem Jahr einen besonde¬ 
ren Höhepunkt erleben: Anläßlich des 40. Jahrestages der 



BHd 2 (oben rechts)' 
Arbeiterweihe 


Bild 1 Veranstaltung „Arbeiterklasse 
und Musik“ 
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Bild 3 Familienschwimmfest 


Gründung der Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands 
wurden sie zu einer Feierstunde eingeladen. Auf dieser Feier¬ 
stunde erhielten Genossinnen und Genossen, die in diesem 
Jahr 40 Jahre Mitglied der Partei sind, eine besondere Eh¬ 
rung. Diese Veranstaltung bildete einen Höhepunkt in Vorbe¬ 
reitung auf den XI. Parteitag der SED. 

- Eine Tradition hat bei uns die Veranstaltungsreihe der Frank¬ 
furter Festtage der Musik „Arbeiterklasse und Musik" 


Nachdem in den vergangenen Jahren gemeinsam mit dem 
Komponisten Siegfried Siara Interesse für diese Musikrich¬ 
tung geweckt wurde, fand 1985 die offizielle Veranstaltung 
anläßlich der Musikfesttage in den Räumen der Deutschen 
Post am Dienstort Frankfurt/Oder statt (Bildl). Da sie bei bei¬ 
den Seiten großen Anklang fand, setzten wir in diesem Jahr 
diese Veranstaltungsreihe in Zusammenarbeit mit dem Ver¬ 
band der Komponisten und Musikwissenschaftler fort, indem 
sich das Bläserquintett des Kleisttheaters Frankfurt/Oder mit 
neuzeitlichen Werken von Komponisten des Bezirkes Frank¬ 
furt/Oder vorstellte. 

- Eine weitere Tradition entfaltete sich, als wir innerhalb der 
Betriebsfestspiele am 15. Februar die festliche Arbeiterweihe 
im erneuerten Frankfurter Kunstforum (Bild 2) gestalteten. 

- Einen breiten Raum nimmt immer wiedei\der Sport ein. Ne¬ 
ben Betriebsmeisterschaften im Kegeln und auch einmal ei¬ 
nem Preisskat ragt die Veranstaltung „Schwimmen mit Mu¬ 
sik" besonders heraus. Am Sonntag, dem 23. Februar 1986 
trafen sich bereits zum vierten Male die Frankfurter Postler 
mit ihren Familien zu Sport und Musik (Bild 3). Das ist eine 
Veranstaltung, die heute nicht mehr wegzudenken ist. 

- Nicht mehr missen möchten wir auch die kulturellen Lei¬ 
stungsvergleiche der Frankfurter Ämter. Obwohl es einigen 
von Jahr zu Jahr immer schwerer fällt, bereitet es den Mitar¬ 
beitern doch viel Spaß, sich vor ihren Kollegen, zu produzie¬ 
ren. 

Amtmann Klaus Lewinsky, .Klubleiter, Frankfurt/Oder 


Sekundärenergiengtzung in der Funkstelle Burg 


Beim Betrieb von leistungsstarken Hörrundfunksendern ent¬ 
steht physikalisch bedingt Verlustwärme. Herrschen bei den 
wassergekühlten Senderanlagen der Funkstelle Burg Wasser¬ 
temperaturen um 50 °C vor, so haben wir bei den siedegekühl¬ 
ten Senderanlagen Wasserdampf mit Temperaturen von rd. 
90 °C zur Verfügung. Über Wabenkühler und große Ventilatoren 
wird das Kühlmedium abgekühlt und dem Kreislauf wieder zu¬ 
geführt. Die entzogene Verlustwärme gelangte üblicherweise 
an die Außenluft und war damit verlustig. Neben den beschrie¬ 
benen Kühlarten wird den Sendern über Abluftanlagen noch 
weitere Wärme entzogen und an die Außenluft abgegeben, um 
die Betriebstemperatur einzuhalten. 

Verlustwärme zu nutzen, war schon das Ziel von vielen klugen 
Neuerungen, auch in der Funkstelle Burg. So wurde in der er¬ 
sten Etappe die Abluftwärme hinter den Ventilatoren der was¬ 
sergekühlten Sender dem Betriebsgebäude der Netzersatzan¬ 
lage über Kanäle zugeleitet. Obwohl diese Lösung in den 60er 
Jahren nicht optimal war, bedeutete sie doch schon einen 
Schritt in die richtige Richtung. Nachweisbar konnten dadurch 
immerhin fünf Tonnen Rohbraunkohle jährlich eingespart wer¬ 
den. Eine neuinst^llierte siedegekühlte Großsendeanlage hatte 
in den 70er Jahren bereits eine Möglichkeit zur Beheizung des 
eigenen Betriebsgebäudes. Auch damit war aber nur ein gerin¬ 
ger Teil der Wärme genutzt. Der Neuerer Alfred König fand 
eine Möglichkeit, die restliche Verlustwärme dem bestehenden 
Heizsystem des gesamten Betriebsbereiches und der drei 
Werkwohnhäuser zuzuführen. Der Erfolg war deutlich: Wurden 
bis dahin 210 Tonnen Heizöl jährlich verbraucht, waren es nun 
nur noch 60 Tonnen. Mit diesen guten Ergebnissen konnten wir 
den Energieträger Heizöl 1983 ablösen und das Heizhaus auf 
Kohlefeuerung umstellen. Durch Aufstellen eines weiteren 
Wärmetauschers, in dem die Heizenergie des Dampfes der Sie¬ 
dekühlung dem Wasser der Objektheizung zugeführt wird, 
konnten noch einmal 46 Tonnen Braunkohlenbriketts eingespart 
werden. Außerdem verringerte sich durch diese Neuerung der 
Elektröenergieverbrauch um 720 kWh und der Kühlwasserbe¬ 
darf um 10800 m 3 ’im Jahr. Somit gelang es nun, im Winter bis 
-10 °C Außentemperatur ohne Einsatz von festen Brennstoffen 
die erforderlichen Raumtemperaturen zu gewährleisten. Das 
vorhandene Kesselhaus bekam den Charakter einer Zusatz- und 
Havarieheizung. Der Verbrauch von nur mehr 20 Tonnen Braun¬ 
kohlenbriketts in den Winterperioden 1983/1984 und auch 


1984/1985 unterstreicht das. Von den ursprünglich fünf Heizern 
werden nur noch zwei zum Betrieb des Kesselhauses benötigt. 
Außerdem können durch diese Kräfte noch Betriebshandwer¬ 
kerleistungen mit übernommen werden. 

Gegenwärtig sind wir dabei, die Abluft eines Großsenders für 
die Raumbeheizung eines technischen Betriebsgebäudes einzu- 
setzep. Bis -6°C Außentemperatur wird dadurch die vorhan¬ 
dene Objektheizüng in diesem Gebäude nicht mehr benötigt. 
Als nächstes werden noch 1986 Wärmetauscher aufgestellt, um 
die Anfallwärme der wassergekühlten Sender für die Raumbe¬ 
heizung von zwei weiteren Gebäuden einzusetzen. Das Ziel ist, 
die Objektheizüng weiter zu entlasten und das Heizungsregime 
durchgängig zu stabilisieren. Durch den Einsatz von Thermo¬ 
statventilen konnte erreicht werden, daß besonders in der 
Übergangsperiode die Räume nicht überheizt werden und im 
Winter die Raumtemperatur garantiert wird. 

Bisher war nur von der Nutzung der Anfallenergie für Heizungs¬ 
zwecke in der kalten Jahreszeit das Wort. Doch im Hochsom¬ 
mer fällt ja Sekundärwärme im gleichen Maß an. Angeregt 
durch den Wettbewerb fanden die klugen Ideen der Kollektiv¬ 
mitglieder ihren Niederschlag an weiteren Neuerungen. So 
wird Anfallenergie zum Vorwärmen des Kühlwassers eines 
Großdieselmotors in einer Netzersatzanlage eingesetzt. Da¬ 
durch werden im Sommerhalbjahr 45 000 kWh Elektroenergie 
eingespart. In diesem Jahr wird über einen weiteren Wärme¬ 
tauscher auch das Motorenöl dieser Netzersatzanlage vorge- 
wärmt. Damit werden noch einmal 32 000 kWh Elektroenergie 
nicht benötigt. Die Aufbereitung von Warmwasser für die Kü¬ 
che und die Duschanlagen gehört gleichermaßen zum Einsatz¬ 
feld dieses Anwendungsbereiches von Sekundärenergie wie 
das vorbereitete Aufwärmen des Kühlwassers einer weiteren 
Netzersatzanlage im Sommerhalbjahr. 

Wenn alle Möglichkeiten verwirklicht sind, haben wir uns vor¬ 
genommen, den Automatisierungsgrad der Einspeisung von 
Anfallenergie in die Objektheizung zu erhöhen. Dadurch soll 
das Versorgungspersonal von den noch erforderlichen manuel¬ 
len Tätigkeiten entsprechend der Handlungskartei entlastet 
werden. Waren wir uns zu Beginn der sinnvollen Nutzung von 
Abwärme über die tatsächlichen Auswirkungen nicht im klaren, 
dann wissen wir heute, daß Kohle als Heizungsmaterial in unse¬ 
rem Tätigkeitsbereich immer mehr zur Ausnahme gehört. 
Amtmann Ing. Dieter Regenberg, Leiter der Funkstelle Burg 
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Als das Reichs-Postamt in 
Altenburg Braurechte übernahm 

Obwohl das alte Postamt am Markt Nr. 10 mehrfach umgebaut 
wurde, erwies es sich letzten Endes doch als für die Residenz¬ 
stadt Altenburg völlig unzureichend. Eine erhebliche Verkehrs¬ 
zunahme, die Unterbringung der Telegraphenstation (1875) und 
der Stadt-Fernsprecheinrichtung (1886) waren dafür maßge¬ 
bend. Da das eng begrenzte Hausgrundstück weder erweitert 
noch neu bebaut werden konnte, prüfte die Kaiserliche Ober¬ 
postdirektion drei Projekte eines Neubaues. Anfang der neunzi¬ 
ger Jahre bestimmte schließlich eine Kommission unter Ste¬ 
phans persönlicher Leitung nach eigehender Besichtigung der 
Standorte „Bahnhof", „Brühl" und „Josephsplatz", daß am Jo¬ 
sephsplatz, etwa dort, wo sich die Post schon einmal befunden 
hatte (1784—1818), gebaut werden soll. In den Jahren 1896/98 
erwarb man hier ein 41,8 Ar großes, altbebautes Grundstück 
mit allen Rechten und Pflichten, zu denen kurioserweise auch 
ein „Braurecht an 1 V 2 Gebräude Bier" gehörte. Als wenig spä¬ 
ter, am 8. Februar 1898, das „Bureau des Staatssecretairs des 
Reichs-Postamtes" (so hieß früher das Postministerium) dem 
Herzog von Sachsen-Altenburg „untertänigst" gemeldet hatte, 
„daß der Reichstag den geplanten Neubau eines Reichspost- 
und Telegraphengebäudes dort, heute in zweiter Lesung be¬ 
schlossen hat", stand der weiteren Vorbereitung und dem Bau¬ 
beginn praktisch nichts mehr im Wege. Für das neue Haus 
hatte der Leipziger Postbaurat Schmedding unter maßgebli¬ 
cher Mitwirkung des bauleitenden Architekten Sickert einen 
Entwurf erarbeitet, der nach geringfügigen Änderungen durch 
das Reichs-Postamt auch die Zustimmung des Altenburger Her¬ 
zogs fand. „Eine perspektivische Ansicht des Neubaues, künst¬ 
lerisch in Aquarell-Manier ausgeführt, geruhte Se. Hoheit huld¬ 
voll entgegen zu nehmen" 

Die Bauausführung besorgten die Bauunternehmer M. Wagen 
breth (Fundamente und Keller), H. A. Richter (Maurerarbeiten) 
und andere. Wagenbreth konnte im August 1898, nachdem die 
Altbauten, darunter das Haus mit den ersten Altenburger Kine- 
matographen, niedergelegt waren, mit den Erd- und Grün 
dungsarbeiten beginnen. Bis auf den Zwischenfall, daß er dabei 
auf „Theile des alten Stadtgrabens stieß, und das Gebäude mit 
Rücksicht auf den ungünstigen Baugrund auf Beton setzen 
mußte", verlief der Bau im wesentlichen problemlos, so daß 
schon am 6. Oktober der Grundstein gelegt werden konnte. 
Das Reichs-Postamt hatte von vornherein keinen Zweifel gelas¬ 
sen, daß zügig zu bauen sei und der Kostenanschlag „unter kei¬ 
nen Umständen, auch nicht um den geringsten Betrag, über¬ 
schritten werden dürfte" Dazu und zum Baufortgang war vier¬ 
teljährlich zu berichten. Man wird wohl nicht umhinkönnen zu¬ 
zugeben, daß es ein sehr achtbares Ergebnis war, wenn am 
Ende die veranschlagten 303 000 Mark noch um 8521 Mark und 
7 Pfennige unterboten wurden. Zum Richtfest, das man am 
4. Oktober 1899 feierte, so berichtete Sickert in der „Altenbur¬ 
ger Zeitung" vom 1. Dezember 1899, habe man „zum Lobe des 
Allmächtigen Baumeisters einen Choral geblasen und ein Hoch 
auf den Landesfürsten ausgebracht". Ähnlich muß es wohl 
auch zur Einweihungsfeier am 16. September 1900 zugegangen 


Blick in die Schalterhalle 





Im Hintergrund das alte Postamt gegenüber vom Stadttheater 


sein. Großer Bahnhof für die Honoratioren, vaterländische Re¬ 
den - Ober-Postdirektor Röhrig aus Leipzig verlangte gar, daß 
„... die Liebe zu Kaiser und Reich, zu Fürst und Vaterland, daß 
Zucht und Ordnung die Beamten ins neue Heim begleiten mö¬ 
gen Komthur- und Ritterkreuze für die Räte und 400 Mark 
vom Eingesparten für Sickert. Informationen über Ehrungen der 
am Bau beteiligten Arbeiter und Handwerker sucht man in den 
zeitgenössischen Berichten vergeblich. 

Der staunenden Menschenmenge aber, die sich am Tage der 
Einweihung schon frühzeitig eingefunden hatte, präsentierte 
sich ein, wie es einer der Festredner ausdrückte, der alten Resi¬ 
denzstadt würdiges Gebäude. Mit Rücksicht auf den baulichen 
Charakter der Umgebung hatten sich die Architekten für roma¬ 
nische Stilformen entschieden und damit in Verbindung mit ih¬ 
rer Passadengliederung einen harmonischen und monumenta¬ 
len Ausdruck erreicht. Zu Gesimsen, Umrahmungen und ande¬ 
ren Architekturteilen hatten sie roten Nebraer Sandstein, für 
die Säulenschafte der gekuppelten Fenster im zweiten Ge¬ 
schoß dunkelblaue Basaltlava verwenden lassen. Vom Haupt¬ 
portal aus betrat man durch drei Bogen die mit Oberlicht aus¬ 
gestattete Schalterhalle, deren Abschluß die halbkreisförmig 
angeordneten Schalter bildeten.^Die architektonische und ma¬ 
lerische Ausgestaltung im Inneren entsprach dem gewählten 
Baustil. Säulen und Kapitelle, Holzarbeiten und Deckenverzie¬ 
rungen ergänzten die baukünstlerischen Absichten. Im Erdge¬ 
schoß befanden sich alle erforderlichen Postdiensträume, im 
Stockwerk darüber die Räume des Fernmeldeweseris. Hier voll¬ 
zog sich übrigens vom Jahre 1910 an für 33 Jahre ein sehr be¬ 
merkenswerter Vorgang: In einem Langzeitversuch erprobte, 
man das erste von deutschen Arbeitern und Ingenieuren ge¬ 
baute Fernsprech-Selbstanschlußamt im damaligen Reichs¬ 
postgebiet. Die restlichen beiden Stockwerke waren Wohnräu- 
men Vorbehalten. 

Wuchtig und gedrungen, Zeuge vergangener Zeiten, steht das 
Haus noch immer unweit der „Blauen Flut". Vom Braurecht 
wurde allerdings in seinen Mauern nie wieder Gebrauch ge¬ 
macht. 

Hauptrat Dipl.-Ing.-ök. Bernd Haube, BDP Leipzig 

Blickpunkt Wirtschaft 

ln dieser Schriftenreihe stellt der Verlag Die Wirtschaft zwei 
neue Titel vor: „Effektive Bestandswirtschaft" (Prof. Dr. Wolfrid 
Stoll, 75 Seiten, Format A 5, broschiert, EVP DDR 3,30 M) und 
„Konsumgüter aus Produktionsmittelkombinaten (von einem 
Autorenkollektiv, 96 Seiten, Format A 5, EVP DDR 3,90 M). 
Beide Titel enthalten einige Abbildungen. 
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Wissenschaft und 
Menschheit 1985 

Das bekannte internationale Jahrbuch, eine Gemeinschaftsaus¬ 
gabe der Verlage Snanije, Moskau, und Urania, Leipzig/Jena/ 
Berlin, berichtet auch in seiner 1985er Ausgabe faßlich und ex¬ 
akt über das Wichtigste in der Weltwissenschaft (400 Seiten 
mit zahlreichen, z. T. farbigen Abbildungen, Format 21 x 27 cm, 
Ganzgewebeeinband, EVP DDR 18,- M). Aus dem Inhalt: 

- Die Weltbewegung der Ärzte 

- Elektrischer Strom und Schmerzausschaltung 

- Schwerelosigkeit: Theorie, Modell, Experiment im Weltraum 

- Hochleistungslaser in der Technologie 

- Chronik der Wissenschaft (79 Beiträge!) 


15. Verkehrswissenschaftliche 
Tage 1987 

Als wissenschaftlicher Höhepunkt zum 35. Jahrestag der Grün¬ 
dung der Hochschule für Verkehrswesen ;,Friedrich List" Dres¬ 
den finden vom 23. bis 26. Juni 1987 die 15. Verkehrswissen¬ 
schaftlichen Tage statt. Diese traditionsreiche internationale 
Veranstaltung wird unter dem . hochaktuellen Rahmenthema 
„Anwendung von Schlüsseltechnologien im sozialistischen 
Transport- und Nachrichtenwesen" 1500 Verkehrswissenschaft¬ 
ler unc| Verkehrspraktiker in Dresden zusammenführen. Am Be¬ 
ginn stehen Plenarvorträge zu den Schlüsseltechnologien im 
Transport- und Nachrichtenwesen der DDR und ihrem Einfluß 
auf die Verkehrswissenschaften, zu den ökonomischen und so¬ 
zialen Aspekten von Schlüsseltechnologien und über rechner¬ 
gestützte Verfahren im Transport- und Nachrichtenwesen. Be¬ 
ratungen in zwölf Tagungssektionen schließen sich an: 

I Rechnergestützte Transportvorbereitung 

II Rechnergestützte Transportprozeßdurchführung 

III Prozeßautomatisierung im Post- und Fernmeldewesen 

IV Rechentechnik und Elektronik in der Fahrzeugtechnik 

V Nachrichtensysteme und Kommunikationstechnologien 

VI Digitale Nachrichtentechnik 

VII Rechnergestützte Verfahren im Verkehrsbauwesen 

VIII Wirtschaftsinformatik im Transportwesen 

IX Schlüsseltechnologien und Elektrifizierung 

X Verkehrssicherheit unter den Bedingungen moderner Trans¬ 
porttechnologien 

XI Rechnergestützte Verfahren in der Ökonomie des Nachrich¬ 
tenwesens 

XII Ökonomische und soziale Konsequenzen von Schlüsseltech¬ 
nologien im sozialistischen Transport- und Nachrichtenwesen. 
Das wissenschaftliche Programm wird durch Sonderkolloquien 
und Podiumsdiskussionen sowie die Besichtigung von ausge¬ 
wählten Hochschuleinrichtungen ergänzt. 

In der Tagungssektion III werden - ausgehend von den Sy¬ 
stem-, Verkehrs- und zuverlässigkeitstheoretischen Erkenntnis¬ 
sen zur Automatisierung von Postprozessen - Fragen der rech¬ 
nergestützten Technologie und Instandhaltung bei der Gestal¬ 
tung und Steuerung automatisierter Postprozesse sowie Pro¬ 
bleme der Entwicklung automatischer Postbearbeitungssy¬ 
steme (IR-Technik, Mikroelektronik, Erkennungstechnik, Spe¬ 
zialbaugruppen) erörtert. 

Die Tagungssektion V behandelt die Zusammehänge zwischen 
der Vermittlungstechnik/Übertragungstechnik und den Kom¬ 
munikationstechnologien mit ihren technisch-ökonomischen 
Bedingungen. Auf CAD-/CAM-Lösungen zur Betriebsführung 
und -Überwachung, Mensch-Maschine-Systeme und die Büro¬ 
kommunikation wird besonders eingegangen. 
Beratungsschwerpunkte in der Tagungssektion VI sind der ge¬ 
genwärtige Stand und die Entwicklungsbedingungen digitaler 
Nachrichtensysteme unter den Aspekten ISDN, Netzgestaltung 
und typische Nutzererfordernisse. Dabei geht es um Endgeräte, 
digitale Vermittlungs- und Übertragungstechniken, die Gestal¬ 
tung der Software und hierbei auftretende Anpassungspro¬ 
bleme. 

Die Tagungssektion XI behandelt die Nutzung der dezentralen 
Datentechnik im Prozeß der Leitung, Planung und wirtschaftli¬ 


chen Rechnungsführung in den Direktionen, Ämtern und Ein¬ 
richtungen des Post- und Fernmeldewesens, rechnergestützte 
Ökonomen-Arbeitsplätze im Nachrichtenwesen sowie den Ein¬ 
satz von Personal- und Kleincomputern im Rahmen der Aus- 
und Weiterbildung in der Ökonomie des Nachrichtenwesens. 
Interessenten wenden sich wegen ihrer Teilnahme an den 15. 
Verkehrswissenschaftlichen Tagen bitte an die Hochschule für 
Verkehrswesen „Friedrich List", Organisationskommission 15. 
VWT, Friedrich-List-Platz 1, Dresden, DDR-8010. 

Porträt 
Schilling 
von 

Cannstadts 
(UdSSR. 

Li.-Nr. 5232) 

Mit sechs 
Nadeln 
fing es an 

Der am 5. April 1786 - vor 200 Jahren - in Reval geborene Ba¬ 
ron Pawel Lwowitsch Schilling von Cannstadt entstammte einer 
deutsch-baltischen Offiziersfamilie. Entsprechend der Tradition 
des adligen Elternhauses wurde er zunächst für den Offiziers¬ 
beruf erzogen. Nach seiner Studienzeit trat er jedoch in den di¬ 
plomatischen Dienst über und begann seine Laufbahn in Mün¬ 
chen. Dort lernte er S. Th. Sömmering (1755-1830), Präsident 
der Bayrischen Akademie der Wissenschaften, kennen. Mit sei¬ 
nen elektrochemischen Telegrafenversuchen weckte Sömme¬ 
ring bei dem mit ihm nunmehr befreundeten Schilling von 
Cannstadt das Interesse für die elektrische Nachrichtenüber¬ 
mittlung. 

Als erstes Ergebnis seiner elektrophysikalischen Forschungen 
machte Schilling von Cannstadt im Jahre 1809 auf die elektri¬ 
sche Leitfähigkeit des Erdbodens aufmerksam und beschäftigte 
sich zunächst mit der elektrischen Zündung von Minen. Seine 
wissenschaftlichen Leistungen ließen die Petersburger Akade¬ 
mie aufhorchen, die ihn daher zu ihrem Mitglied ernannte. Der 
Zar dagegen ließ, als ihm im Jahre 1812 Schilling von Cannstadt 
einen Sömmeringschen Telegrafenapparat vorführte, aus 
Furcht vor einer staatsgefährdenden Anwendung dieser Erfin¬ 
dung zunächst alle weiteren Experimente damit verbieten. Da¬ 
her vergingen rd. zwei Jahrzehnte, ehe Schilling von Cannstadt 
den inzwischen von H. Ch. Oersted (1777-1851) im Jahre 1820 
entdeckten Elektromagnetismus erstmals für eine technisch 
brauchbare elektrische Nachrichtenübermittlung nutzte. Mit 
der Konstruktion eines Telegrafen gelang Schilling von Cann¬ 
stadt im Jahre 1832 jene epochale Erfindung, die ihn zum „Va¬ 
ter der elektrischen Telegrafie" werden ließ. Zu einem Appara¬ 
tesystem gehörten sechs waagerecht drehbar aufgehängte Ma¬ 
gnetnadeln. Jeder war eine stromdurchflossene Spule zugeord¬ 
net. Die Magnetnadelablenkungen nach links und rechts stellte 
der Erfinder zu einem kodierten Alphabet zusammen. 

Als 1833 Schilling von Cannstadt seinen Telegrafen in Berlin 
Alexander von Humboldt (1769-1859) vorstellte, hatten in Göt¬ 
tingen C. F. Gauß (1777-1855) und W. E. Weber (1804-1891) in¬ 
zwischen ihren in der Praxis schon bewährten Ein-Nadel-Tele- 
grafen konstruiert. Auf der zwei Jahre später in Bonn stattfin¬ 
denden Versammlung der Deutschen Ärzte und Naturforscher 
stellte Schilling von Cannstadt einen von ihm verbesserten Na¬ 
deltelegrafen vor. Aber sowohl in Deutschland als auch in Ruß¬ 
land wurde Schilling von Cannstadts Telegraf kaum beachtet. 
Dagegen erkannten die beiden Engländer W. F. Cooke 
(1806-1879) und Ch. Wheatstone (1802-1875) sofort die Bedeu¬ 
tung dieser Erfindung, deren Grundgedanken sie bei der Kon¬ 
struktion ihrer Nadeltelegrafen benutzten. 

Erst nachdem Schilling von Cannstadt 1836 telegrafische Über¬ 
tragungen über eine 10 km lange Unterwasserleitung bewältigt 
hatte, verfügte der Zar mit einer Anordnung vom 19. Mai 1837 
den Bau einer rd. 30 km langen elektrisch betriebenen Telegra¬ 
fenlinie von St. Petersburg nach Zarskoe Selo. Doch deren Voll¬ 
endung konnte der am 6. August 1837 in St. Petersburg verstor¬ 
bene Pawel Lwowitsch Schilling von Cannstadt nicht mehr erle¬ 
ben. Amtmann Gerhard Weinreich, BS der BDP Halle 
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Gesehen auf der Leipziger 
Frühjahrsmesse 1986 (I) 

Fernsprechapparat „Kompakt" 

Der neue Fernsprechapparat „Kompakt" in der Fernsprechend¬ 
geräte-Palette des VEB Kombinat Nachrichtenelektronik ist da¬ 
durch gekennzeichnet, daß alle Funktionen im Handapparat 
konzentriert sind. Trotz seiner Kompaktheit weist er mehr Be¬ 
dienelemente als herkömmliche Fernsprechapparate auf. Eine 
weitere Besonderheit des Fernsprechapparates „Kompakt" be¬ 
steht darin, daß er wahlweise als Tisch- oder als Wandgerät ge¬ 
nutzt werden kann, wobei die Ablagemöglichkeit - Tisch oder 
Wand - frei wählbar und bei Bedarf wieder änderbar ist, ohne 
daß ein Monteur in Anspruch genommen werden muß. Das 
Wählorgan, eine Tastwahleinheit mit 12 Tasten für das Impuls¬ 
wahlverfahren (IWV), befindet sich innenseitig zwischen 
Sprech- und Hörseite. Neben der normalen Wahl ist die Wahl¬ 
wiederholung der jeweils zuletzt gewählten Rufnummer sowie 
die Einführung der Wahlunterbrechungspausen (z. B. bei Wahl 
aus Nebenstellen heraus) möglich. Die Impulsgabe wird durch 
eine Leuchtdiode sichtbar gemacht. Weitere Bedienelemente 
sind eine breite Umschaltertaste, die beim Ablegen des Fern- 
sprechapparates „Kompakt" auf eine Unterlage bzw. beim Ein¬ 
hängen in die Wandhalterung ausgelöst wird, sowie ein Bedien¬ 
feld auf der Rückseite des Fernsprechgerätes mit drei Tasten, 
einem Schiebeschalter und zwei Leuchtdioden. Die mittlere der 
drei Tasten ist die Erdtaste für den Nebenstelleneinsatz, die bei¬ 
den äußeren dienen der manuellen Hörlautstärkeregulierung 
während eines Gesprächs. Durch Betätigen der Umschalterta¬ 
ste stellt sich automatisch maximale Lautstärke ein, um beim 
Eintasten einer Rufnummer, d. h. beim größeren Abstand des 
Fernsprechapparates zum Ohr, die Wähltöne deutlich hörbar zu 
machen. Mit dem Schiebeschalter läßt sich die Lautstärke des 
elektronischen Tonrufes in drei Stufen einstellen. Zusätzlich 
wird der Ruf durch die beiden Leuchtdioden alternierend signa¬ 
lisiert. Zur Lageorientierung des Fernsprechapparates „Kom¬ 
pakt" auf horizontalen Ablagen ist das Schnurverbindungsteil 
zwischen Wendel- und Anschlußschnur als Tischklammer aus¬ 
geführt. Bei Wandablage wird es in die Wandhalterung einge¬ 
legt. - Die Normausführung des Fernsprechapparates „Kom¬ 
pakt" ist mattschwarz, die Tasten sind orangefarben. 




Tragbares Sende/Empfangsgerät UFT 727 

Eine Erweiterung hat das UKW-Verkehrsfunksystem U 700 des 
VEB Kombinat Nachrichtenelektronik durch das tragbare 
Sende/Empfangsgerät UFT 727 erfahren. Es arbeitet im 2-m- 
Band mit 25 kHz Kanalabstand mit maximal 12 Kanälen. Als Be¬ 
triebsart ist Einfrequenz- oder Zweifrequenz-Simplex möglich. 
Die für die tragbare UKW-Technik von RFT übliche funktionelle 
und räumliche Aufteilung in Grundgerät und Bedienteil (durch 
Wendelsclfinur miteinander verbunden) wurde auch für die Neu¬ 
entwicklung beibehalten und ermöglicht damit die Nutzung des 
vorhandenen Zubehörsortiments der tragbaren U-700-Geräte- 
technik. Als Zubehör dient vorzugsweise das Bedienteil UBT 
70.1 (Mikrofon-Lautsprecher-Kombination mit Tonrufmöglich¬ 
keiten und Leuchtdiode) sowie das Antennensortiment UAT 722 
(verkürzte Antenne), UAT723 (Stabantenne) und UAT724 (Trag¬ 
riemenantenne). Die elektrischen Geräteparameter des UFT 
727 erfüllen alle bekannten Vorschriften nationaler Zulassungs¬ 
behörden für UKW-Verkehrsfunkanlagen. Zur Funknetzplanung 
werden für das Sende/Empfangsgerät UFT 727 mit 12 Kanälen 
innerhalb einer Schaltbandbreite von 1 MHz im Frequenzbe¬ 
reich 146 MHz...174 MHz bis 25 kHz Kanalabstand eine HF-Sen- 
deleistung von 500 mW und eine Empfängerempfindlichkeit 
von 0,6 pV am 50-Ohm-Antennenanschluß garantiert. — Zu den 
Vorzügen des neuen Sende/Empfangsgerätes gehören der ge¬ 
ringe Stromverbrauch durch Batterie-Sparschaltung (bei einem 
Sende/Empfangsbereitschaftsverhältnis von 1:1:8 werden bei 
zwei Stück 4,8-V/500-mAh-Batterien mindestens 12 Stunden 
und bei einer 9,6-V/225-mAh-Batterie mindestens 5,5 Stunden 
Betriebszeit gewährleistet), akustische Unterspannungssignali¬ 
sierung durch einen intermittierenden Aufmerksamkeitston, ab¬ 
schaltbare Sendesperre sowie Sendezeitbegrenzung. Letztere 
bietet erhöhte Sicherheit gegen eventuelle Kanalblockierung. 
Nach 30...50 Sekunden ununterbrochenem Sendebetrieb ge¬ 
schieht die Umschaltung auf Empfang bis zur erneuten Sende¬ 
tastenbetätigung. - Der mechanische Schutz des UFT 727 ist 
durch eine Umhüllung des Metallgehäuses mit PUR-Integral- 
schaum gegeben. Zusätzliche Ledertaschen können dadurch 
entfallen. Der Tragriemen kann am Gerät befestigt werden. 


Dtsch. Post 31 (1986) 3 


129 


Nachrichtenempfänger EKD 500 

Der Nachrichtenempfänger EKD 500 ermöglicht den Empfang 
aller Telfefonie- und Telegrafiesendungen im Frequenzbereich 
14 kHz bis 30 MHz. Für die Bedienung findet ein Mikrorechner 
Einsatz, der eine programmierbare direkte Einstellung oder ex¬ 
terne Steuerung über ein serielles Dateninterface erlaubt. Die 
Bedienung mehrerer EKD 500 von einem Hauptempfänger oder 
einem externen Rechner über nur eine serielle Schnittstelle ist 
möglich, da sich die Empfänger zu einer Kaskade zusammeq- 
schalten lassen. Durch Einbeziehung der Mikrorechentechnik in 
den EKD 500 (Bild oben) ist die Systemfähigkeit des Empfän¬ 
gers für automatisierte Funkweitverkehrsnetze im Land- und 
Seefunkdienst gegeben. Die mechanischen und klimatischen 
Bedingungen für den mobilen Einsatz werden erfüllt. Gegen¬ 
über dem Vorgängertyp EKD 300 wurden die Großsignaleigen¬ 
schaften des EKD 500 verbessert, wodurch sich die praktisch 
nutzbare Empfindlichkeit des Gerätes erhöhte. Die Bedienein¬ 
heit ist an der Frontplatte montiert. Bei Ortsbedienung ist das 
Mithören eines Signalkanals möglich. Anstelje eines Meßinstru¬ 
mentes ist eine 13stellige LED-Zeile umschaltbar für die Mes¬ 
sung des NF-Leitungspegels, für die Anzeige der Antennen¬ 
spannung und als Abstimmhilfe bei Frequenzkorrekturen mit 
dem Drehknopf bei F 1 -Sendungen. Alle weiteren Bedienungen 
über eine Tastatur werden auf einer lOstelligen 7-Segmentan- 
zeige dargestellt. Die Funktionen Frequenz, Sendeart und Band¬ 
breite können als Daten für 100 Empfangskanäle gespeichert 
und aufgerufen werden, ohne den aktuellen Empfang zu unter¬ 
brechen. Die Auswahl der Regelart mit Zeitkonstarften und die 
Veränderung der Frequenz mit dem Drehknopf bei beliebiger 
Schrittweite wirken sofort auf den Empfang. Für Überwa¬ 
chungsaufgaben gibt es einen zyklischen Suchlauf. Seine Funk¬ 
tionen Verweilzeit, Mode (Frequenzlauf bzw. Kanalaufruf) und 
Suchbereich können programmiert werden. Der Eigentest des 
Gerätes wird durch Software unterstützt. 



Bilderkennungssystem BES 2000 

Das BES 2000 (Bild unten) dient zur Binärbildauswertung auf 
Mikrorechnerbasis. Mit ihm lassen sich Bilderkennungsaufga¬ 
ben mittlerer Kompliziertheit lösen. Als optische Sensoren zur 
prozeßnahen Signalgewinnung dienen CCD-Zeilenkameras. 
Das Bilderkennungssystem besteht aus der Bilderkennungsein¬ 
heit BEE 1010, an die wahlweise bis zu drei Zeilenkameras ZFK 
1021 (256 Bildpunkte) oder ZFK 1040 (1024 Bildpunkte) ange¬ 
schlossen werden können. Die Bilderkennungseinheit 1010 ist 
ein komplettes, in sich geschlossenes Mikrorechnersystem auf 
der Basis von Baugruppen des Mikrorechners robotron K 1520. 
Sie übernimmt die Steuerung sämtlicher Kamerafunktionen so¬ 
wie die Signalverarbeitung. Eine serielle Schnittstelle (V 24) ge¬ 
stattet die Kommunikation mit einem externen Rechner. Für An¬ 
wenderprobleme stehen in der BEE 1010 freie EPROM-Steck- 
plätze bereit. Verschiedene Softwaremodule gestatten die Lö¬ 
sung typischer Anwenderprobleme wie z. B. die binäre Lageer¬ 
kennung, die Klassifikation bzw. den Mustervergleich, die Län¬ 
gen- und Dickenmessung oder die Szenenanalyse. Freie Leiter- 
kartensteckplätze in der Bilderkennungseinheit lassen eine indi¬ 
viduelle Erweiterung des Systems BES 2000 zu, das seinen An¬ 
wendern Einsparung von Arbeitszeit und Arbeitskräften sowie 
u. a. eine höhere Erzeugnisqualität bietet. 

Das Kompandersystem UC für Schallplatten 

Das Kompandersystem UC ist eine Neuentwicklung des VEB 
Deutsche Schallplatten und des VEB Zentrum Wissenschaft 
und Technik Dresden im VEB Kombinat Rundfunk und Fernse¬ 
hen. Es besteht aus dem UC-Kompressor, der bei der Herstel¬ 
lung von Schallplatten eingesetzt wird, und dem UC-Expander, 
der im Schallplattenabspielgerät zur Wirkung kommt. Folgende 
neue Gebrauchswerte entstehet!: 

1. Durch Verwendung des UC-Kompressors werden kleine Si¬ 
gnalpegel bei der Aufzeichnung auf die Platte angehoben. 

- Die sehr große Dynamik digital aufgezeichneter Programme 
wird auf für das Abhören in Wohnräumen vorteilhafte Werte 
gebracht. 

- Der'Störabstand kleiner Signale wird vergrößert. 

Die mit UC-Kompressor hergestellten Platten sind optimal ein¬ 
gerichtet für Heimwiedergabe mit begrenzter Lautstärke. Sie 
können auf jedem Stereo-Schallplattenabspielgerät wiederge¬ 
geben werden. 

2. Durch Einschalten eines UC-Expanders, der im Schallplatten¬ 
abspielgerät eingebaut ist oder als Zusatzgerät verwendet wird, 
können die kleinen Signalpegel wieder auf die ursprünglichen 
Werte vor der Kompression abgesenkt werden. 

- Die sehr große Dynamik digital gespeicherter Programme 
wird wiedergewonnen. 

- Die Störpegel werden bei kleinen Signalpegeln und in Si¬ 
gnalpausen deutlich vermindert (Rauschverminderungsef¬ 
fekt). 

Das Kompandersystem UC ermöglicht damit wahlweise 

- eine optimale Heimwiedergabe bei begrenzter Lautstärke 
bzw. 

- eine Wiedergabequalität, die der bei direkter Wiedergabe di¬ 
gital gespeicherter Programme sehr nahe kommt. 
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Der Studentensommer - 
Bewährungsfeld junger 
Menschen in der Praxis 

Seit 20 Jahren gibt es in unserer Republik die Aktion „Studen¬ 
tensommer" Dieser Einsatz von Studenten in der Praxis an 
volkswirtschaftlich wichtigen Vorhaben, wie beispielsweise in 
den Bereichen des Bauwesens, des Handels oder im Verkehrs¬ 
und Nachrichtenwesen, hat sich bewährt. Wir Mitarbeiter der 
BDP Berlin empfingen im Jahr 1985 schon zum sechsten Mal 
Studenten von Hoch- und Fachschulen, die sich langfristig auf 
diese Arbeit in der Hauptstadt der DDR, Berlin, vorbereitet hat¬ 
ten. Die zur Ausbildung von Studenten zählende Tätigkeit ist 
seit 1980 auch fester Bestandteil der Leitungstätigkeit im Ver¬ 
antwortungsbereich. Wie bei den bisherigen Einsätzen von 
FDJ-Studenten an Schwerpunkten des Post- und Fernmeldewe¬ 
sens kam und kommt es uns auch weiterhin darauf an, hierbei 
die Einheit von politischer, fachlicher und kulturell-sportlicher 
Tätigkeit zu sichern. Das wird erreicht durch 

- die regelmäßige Zusammenkunft einer Arbeitsgruppe 

- den bewährten Einsatz von erfahrenen Mitarbeitern zur kon¬ 
kreten Anleitung und Betreuung der Studenten in den Ein¬ 
satzämtern und Dienststellen 

- eine enge Zusammenarbeit der FDJ-Grundorganisation der 
Bildungseinrichtungen mit den Ämtern 

- den sozialistischen Wettbewerb zwischen den Studenten 
bzw. Studentenbrigaden. 

Für eine gute Vorbereitung aller Beteiligten hat sich die recht: 
zeitige Veranstaltung eines „Tages der Bereitschaft" bewährt. 
Seit 1980 hatten wir bereits Studenten von verschiedenen Bil¬ 
dungseinrichtungen im Einsatz. Mit den Jahren haben sich je¬ 
doch zu einigen Hoch- und Fachschulen und deren FDJ-Grund- 
organisationen besonders enge Beziehungen auf diesem Ge¬ 
biet entwickelt, und es bewährt sich, wenn jährlich Studenten 
von der gleichen Bildungseinrichtung kommen. Zu nennen ist 
u. a. die Pädagogische Fachschule für Kindergärtnerinnen 
Frankfurt/Oder, die jährlich 40 Studentinnen dafür gewinnt, im 
Bahnpostamt Berlin im Beförderungsdienst bzw. in der Briefbe¬ 
arbeitung eingesetzt zu werden. Als besonders effektiv kann der 
Einsatz der Studenten der Ingenieurschule „Rosa Luxemburg" 
Leipzig einschließlich ihrer Außenstelle Naumburg bezeichnet 
werden; denn von dort kommen Studenten, die einen posttypi¬ 
schen Facharbeiterberuf erlernten. So arbeiten Studenten der 
Fachrichtung „Technik und Technologie des Fernmeldewesens" 
im Fernsprechamt Berlin, wo sie auch Erfahrungen mit der Pra¬ 
xis für das weitere Studium sammeln können. U. a. ist eine Bri¬ 
gade im Entstörungsdienst an Fernsprechanschlüssen und 
Münzfernsprechern eingesetzt, eine weitere als Mechaniker zur 
Instandsetzung von Fernsprechapparaten; Ökonomie-Studen¬ 
ten arbeiten im Fernsprechanmeldedienst, und Studentinnen 
der Fachrichtung „Technik und Technologie des Post- und Zei¬ 
tungswesens" leisten einen bedeutenden Beitrag bei der Siche¬ 
rung von bevölkerungswirksamen Leistungen im Annahme¬ 
dienst in den Postämtern des Zentrums unserer Hauptstadt, wo 
besonders während der Urlaubs- und Ferienzeit Hochbetrieb 
herrscht. 

Jährlich sind es zwischen 130 und 170 FDJ-Studenten, die den 
Hörsaal für einige Wochen verlassen und in Dienststellen und 
Ämtern im Bereich der BDP Berlin arbeiten. Sie kamen bisher 
stets mit viel jugendlichem Schwung und zeigten gute Arbeits¬ 
ergebnisse. Besonders hervorzuheben sind die Leistungen, die 
im Studentensommer 1985 erzielt werden konnten. Unsere Stu¬ 
dentinnen in den Dienststellen des Annahmedienstes der Post¬ 
ämter erwirtschafteten einen ökonomischen Nutzen von 23,8 
TM. Sie zeichneten sich dabei durch gute, qualitätsgerechte Ar¬ 
beit, freundliche Bedienung und hohe Einsatzbereitschaft aus. 
Der exakte Umgang mit den Schalterterminals, die in den Post¬ 
ämtern bereits eingesetzt waren, sind dafür der Beweis. Auf 
diese Technik hatten sie sich in ihrer Freizeit vor Beginn des 
Studentensommers gewissenhaft vorbereitet. Daher meister¬ 
ten sie die Bildschirmtechnik zur Zufriedenheit der Mitarbeiter 
und der Postkunden und konnten dafür mit der Wanderfahne 
des Zentralrates der FDJ ausgezeichnet werden. 

Die 72 Studenten, die im Fernsprechamt tätig waren, leisteten 


insgesamt 9600 Stunden und schufen ein ökonomisches Ergeb¬ 
nis von 155,0 TM, davon 23,0 TM in der industriellen Warenpro¬ 
duktion. Ihre Ergebnisse liegen höher als die vorgegebenen 
Ziele. Dies konnte durch gute Arbeit, aber auch durch die 
Höchstleistungsschichten, die u. a. in der Fernsprechapparate- 
werktstatt organisiert wurden, erreicht werden. 

Nicht vergessen seien die „Wissenschaftlichen Studentenbriga¬ 
den", die u. a. Aufgabenstellungen und Projekte zur Rekon¬ 
struktion des Kabelnetzes in einem Anschlußbereich des Orts¬ 
netzes Berlin fertigten - alles in allem wertvolle Hilfe zur Plan¬ 
erfüllung im Fernsprechamt Berlin. 

Aber nicht nur arbeiten sollten unsere FDJ-Studentenbrigaden 
während des Studentensommers, auch für kulturelle Erlebnisse 
und eine abwechslungsreiche Freizeitgestaltung wurde ge¬ 
sorgt. Viele Veranstaltungen fanden in zentralen Zeltlagern 
statt, in denen die Studenten untergebracht waren. Die Damp¬ 
ferfahrt mit der „Weißen Flotte" durch die Berliner Gewässer 
fand auch 1985 ein positives Echo. 

Es gehört schon zur Tradition, daß die Leistungen der Studen¬ 
ten während einer Abschlußveranstaltung gewürdigt werden, 
haben sie doch während einer Zeit, in der sich zahlreiche Werk¬ 
tätige des Post- und Fernmeldewesens der Hauptstadt im Ur¬ 
laub erholen, einen spürbaren Beitrag zur Verwirklichung der 
Beschlüsse der Partei- und Staatsführung geleistet. Das betrifft 
vor allem die Qualität der bevölkerungswirksamen Leistungen 
und die Planerfüllung. So konnten z. B. die Studentenbrigaden 
der zentralen Jugendobjekte „Betriebsdienst im HPA 8 und 
HPA 17" und „Instandsetzung von Fernsprechapparaten in der 
Fernsprechapparatewerkstatt" ihre Ziele mit insgesamt 124 Pro¬ 
zent überbieten. Im Augenblick wird der Studentensommer 
1986 vorbereitet, und wir können versichern, daß auch er zu ei¬ 
nem Höhepunkt der politischen und praktischen Ausbildung 
der Studenten zur Erfüllung der Beschlüsse des XI. Parteitages 
der SED gestaltet wird. 

Amtmann Ing.-Ök. Ursula Ahrends, Mitarbeiter in der Abteilung 
Kader und Bildung der BDP Berlin 

Mensch-Maschine-Dialog zur Lösung 
betriebswirtschaftlicher Aufgaben 

ln der Schriftenreihe Informationsverarbeitung des Verlages 
Die Wirtschaft erschien die im Titel genannte Broschüre (von 
Dr. Reiner Kieschke und Dr. Hans-Friedrich Meuche, 128 Seiten 
mit einigen Tabellen und Abbildungen, Format A 5, broschiert, 
EVP DDR 13,- M). Wir entnahmen ihr die folgenden einleiten¬ 
den Bemerkungen: 

„Den Ausführungen in den folgenden Kapiteln liegen Überle¬ 
gungen zugrunde, die sich aus den Entwicklungstendenzen der 
Rechentechnik und Datenverarbeitung sowie der Bürotechnik 
abheben lassen: 

1. Mit dicht an die Büroarbeitsplätze herangeführter Geräte¬ 
technik lassen sich die Durchlaufzeiten von „Verwaltungsvor¬ 
gängen" wesentlich reduzieren. Deshalb sind viele Arbeits¬ 
plätze mit solcher Datentechnik auszustatten. 

2. Die Büroautomatisierung wird durch die Anwendung des 
Bildschirmtextverfahfens weiter vorangebracht. Als Hauptan¬ 
wendungen werden gesehen: 

- Abruf vorbereiteter Informationen (z. B. Fahrpläne, Statisti¬ 
ken, Veranstaltungspläne) £ 

- Zugang zu Datenverarbeitungssystemen und damit Rechner¬ 
verbund, der besonders für betriebswirtschaftliche Anwen¬ 
dungen in Industrie und Bauwesen interessant ist 

- Austausch individueller Mitteilungen zwischen Bildschirm¬ 
textteilnehmern, was beispielsweise zu einer erheblichen 
Einsparung an Arbeitszeit und Papier führt. 

3. Mit den neuen Techniken und Technologien wird sich ein völ¬ 
lig neues Verhältnis der Kommunikation herausbilden. Die Lö¬ 
sung komplexer Aufgaben wird sich verstärkt entwickeln. 

4. Die zu erwartende weitere Senkung der Preise für die Hard¬ 
ware, ihre noch größere Anpassung an Nutzerbedürfnisse, ihre 
zum Teil wesentlich kleineren äußeren Abmessungen sowie die 
zu erwartende Leistungsfähigkeit in bezug auf Speicherkapazi¬ 
tät und Verarbeitungsgeschwindigkeit gestatten, Computerlei¬ 
stungen immer mehr an den Arbeitsplatz in Verwaltung, Kon¬ 
struktion usw. heranzuführen. 
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Eine „Säulenkarte" und noch 
mehr über kursächsische 
Postmeilensäulen 

ln der DEUTSCHEN POST wurde bereits mehrfach über Neu¬ 
funde oder erfolgreich abgeschlossene Restaurierungen von 
kursächsischen Postmeilensäuleri berichtet. Hinter diesen Er¬ 
folgsmeldungen verbirgt sich oftmals mühevolle Kleinarbeit der 
ehrenamtlichen Mitarbeiter der Forschungsgruppe „Kursächsi¬ 
sche Postmeilensäulen" im Kulturbund der DDR. Auch für das 
Jahr 1986 hat man sich wieder viel vorgenommen. Nachdem 
die Erfassung der kursächsischen Säulen und deren Katalogi¬ 
sierung im wesentlichen abgeschlossen werden konnten, wird 
nun gezielt nach verschollenen Säulen geforscht. Spezielle klei¬ 
nere Arbeitsgruppen beschäftigen sich vorerst mit den Städten 
Meißen und Großenhain, der ehemaligen „Hohen Straße" und 
der Poststraße von Löbau nach Zittau. Hierbei wird nach einge¬ 
hendem Quellenstudium (Akten, Karten) versucht, das Schick¬ 
sal heute nicht mehr vorhandener Steine aufzuklären oder gar 
die gesuchten Objekte wiederzufinden. Weiterhin ist geplant, in 
enger Zusammenarbeit mit dem Institut für Denkmalpflege eine 
Richtlinie zur Restaurierung von Postsäulen zu erarbeiten, da¬ 
mit künftig alle Restaurierungen erfolgreich und in historisch 
getreuer Form vonstatten gehen können. Die Öffentlichkeit 
wird durch Artikel in der Presse sowie die in unregelmäßigen 
Abständen erscheinenden Bestandsverzeichnisse und Be¬ 
standskarten ihformiert. 

Vor wenigen Tagen wurde nun die 3. Ausgabe der Bestands¬ 
karte fertiggestellt. Sie liegt jetzt erstmals mehrfarbig vor. Bun¬ 
desfreund Oberingenieur Kurt Ullrich, Mitglied der Forschungs¬ 
gruppe und Autor der Karte, trug erstmals auch die nachweis¬ 
lich mit Meilensäulen vermarkten Poststraßen ein, soweit dies 
durch den derzeitigen Forschungsstand gesichert ist. Einige 
Neufunde, so ein Viertelmeilenstein in Görlitz, der Rest einer 
Halbmeilensäule in lllmersdorf, K r Jüterbog, oder der Rest ei¬ 
ner Halbmeilensäule in Börnersdorf an der Dresden-Teplitzer 
Poststraße, konnten noch nicht berücksichtigt werden. Die Be¬ 
standskarte kann bei Jörg Franke, 8920 Niesky, Postfach 63, be¬ 
stellt werden. Sie kostet 3,- M zuzüglich Porto. 

Übrigens - sollte der eine oder andere Leser an einer Mitarbeit 
in der Forschungsgruppe „Kursächsische Postmeilensäulen" in¬ 
teressiert sein, so ist er jederzeit willkommen. 

Jörg Franke, Niesky 

Wie löse ich eine 
physikalische Aufgabe? 

Vielen, allzu vielen Schülern fällt die mathematische Beherr¬ 
schung physikalischer Probleme sehr schwer. Daher wird ihnen 
dieses Heft sehr willkommen sein, zumal es auch in Ingenieur- 
und Fachschulen anerkannt ist (von Dipl.-Phys. Wolfgang Kör¬ 
ner und Dipl.-Phys. Günther Kießling, VEB Fachbuchverlag, 
Leipzig, 1985, 112 Seiten mit 62 Abbildungen und 130 ausge¬ 
wählten Beispielaufgaben, Format 14,5 x 21,5 cm, broschiert, 
EVP DDR 7,20 M). Die sorgfältig aufgebaute Aufgabensamm¬ 
lung für Fachschulen und naturwissenschaftlich orientierte 
Klassen der Oberschulen enthält einen Vorspann mit allgemei¬ 
nen Hinweisen zum Umgang mit physikalischen Größen und 
zum Lösen von Aufgaben. Dann folgen Aufgaben aus den Ge¬ 
bieten Mechanik, Thermodynamik und Elektrik sowie Komplex¬ 
aufgaben zum Thema Energieumwandlung, die in den meisten 
Fällen ohne Differential- und Integralrechnung bearbeitet wer¬ 
den können. Lösungshinweise und Diskussion der Ergebnisse 
bilden den besonderen Vorzug des Buches. Als Leserkreis kom¬ 
men Studenten an Ingenieur- und Fachschulen, Schüler an po¬ 
lytechnischen Oberschulen, Teilnehmer an der Erwachsenen¬ 
qualifizierung sowie Studenten der Anfangssemester an Hoch¬ 
schulen in{rage. Für sie eröffnet sich nach dem Studium des 
Werkchens die Kette „Textaufgabe durchdacht - Problem er¬ 
kannt - Diskussion ausgeführt - Ansatz gestellt - Ergebnis er¬ 
rechnet" 


Vier neue transpress-Bücher 

Der Verlag, in dem auch unsere Zeitschrift erscheint, legt „ein 
Quartett" neuer Bücher vor. Innerhalb der bisher schon erschie¬ 
nenen transpress-Lexika schließt das 

transpress- Lexikon Stadtverkehr 

sicher eine Lücke. Mit seinen rd. 2000 Stichwörtern, 300 Bildern 
und 50 Tabellen ermöglicht eis eine rasche Information über 
sehr viele der einschlägigen Probleme. Besonderen Nutzen hat 
es für die Mitarbeiter von Nahverkehrs- und Verkehrsbetrieben 
mit Nahverkehrsaufgabdn - man möchte hierzu auch die Deut¬ 
sche Post rechnen -, für Stadtplaner und Projektanten. Dem 
Postverkehr ist ein besonderes Stichwort gewidmet, wobei zwi¬ 
schen Bahnpostverkehr, Postkraftverkehr, Luftpostverbindun¬ 
gen und Schiffspostverbindungen unterschieden wird (von ei¬ 
nem Autorenkollektiv unter Leitung von Prof. Dr.-Ing. Hans 
Glißmeyer, 487 Seiten mit 246 Bildern, 43 Tabellen und 33 Ta¬ 
feln, Format A 5, Ganzgewebeeinband, EVP DDR 42,- M). 
Jeder weiß, daß sich die Technik im allgemeinen und die Nach¬ 
richtentechnik also ebenfalls in schnellem Tempo weiterentwik- 
keln, wobei z. T. völlig neue Wirkprinzipien (z. B. Lichtleiter) zum 
Einsatz kommen. Unter diesem Aspekt gewinnt ein weiteres 
transpress-Buch besonders für unseren Wirtschaftszweig Be¬ 
deutung: 

transpress-Handbuch Drahtgebundene Übertragungsanlagen 

(von einem Autorenkollektiv unter Leitung von Dr.-Ing. Dieter 
Petruschke, 410 Seiten mit zahlreichen Abbildungen und Tabel¬ 
len, Format A 5, Pappeinband, EVP DDR 26,- M). Der Inhalt «r- 
streckt sich über Grundbegriffe der drahtgebundehen Übertra¬ 
gungstechnik zu Fernmeldekabeln, Niederfrequenz-Übertra¬ 
gungstechnik, Trägerfrequenz-Übertragungstechnik, Pulscode¬ 
modulationstechnik, Datenübertragung, Meßtechnik, Aufbau 
übertragungstechnischer Einrichtungen, Stromversorgungs¬ 
technik und verschiedenen Anhängen und Verzeichnissen. Al¬ 
les in allem ein Buch, das in keiner technischen Dienststelle des 
Fernmeldewesens der Deutschen Post fehlen sollte. Vor allem 
aber ist es auch für Studierende unentbehrlich. 

Die letzte Aussage gilt unvermindert für alle Fachmänner (und 
-frauen), die sich postalischen Problemen widmen, hinsichtlich 
des Titels 

Technologie des Postwesens 

(von Dr. Erhard Lemke und Dr. sc. techn. Werner Menzel, 224 
Seiten mit vielen Abbildungen und Tabellen, Format 17 x 
24,5 cm, Pappeinband, EVP DDR 18,-M). Nach einer Einfüh¬ 
rung wird die technologische Struktur des postalischen Produk¬ 
tionsprozesses dargestellt. Es folgen die Postverkehrstheorie, 
Posttransport, Briefverkehr, Kleingutverkehr, Postzeitungsver¬ 
trieb, Annahme, Ausgabe und Zustellung sowie 16 Anhänge, 
aus denen besonders deutlich wird, daß heute auch die postali¬ 
schen Vorgänge und Abläufe mathematischer Behandlung zu¬ 
gänglich sind und somit günstiger, zweckentsprechender, also 
wirtschaftlicher gestaltet werden können. Ein Blick in das Lite¬ 
raturverzeichnis lehrt, daß - obwohl ebenfalls im transpress- 
Verlag erscheinend - unsere Zeitschrift bedauerlicherweise für 
die Manuskripterarbeitung unbeachtet blieb. 

Als vierter Titel folgt nun noch das 

Jahrbuch der Schiffahrt 85. 

Dieser Rundblick über die nationale und internationale Schiff¬ 
fahrt, Hafenwirtschaft, Fischerei und den Schiffbau erfreut sich 
seit vielen Jahren der Aufmerksamkeit zahlreicher Menschen, 
die dem nassen Element und seiner Nutzung zugetan sind (168 
Seiten mit zahlreichen Abbildungen, Format 24 x 27,5 cm, 
Pappeinband, EVP DDR 15,- M). Aus dem Inhalt nennen wir 

- 25 Jahre unter dem Ehrennamen VOLKSMARINE 

- Schiffe en miniature (Modellsport) 

- Puppenzauber (Drachenköpfe, schmucke Deerns und andere 
Gallionsfiguren). 
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Vor 40 Jahren: 

Es ist wieder Messe in Leipzig! 

Von Horst Hille, Leipzig 

1946. Die Kanonen waren seit länger als einem Jahr verstummt. 
Auch Bomben fielen nicht mehr auf Deutschlands Städte. Die¬ 
jenigen, die das Inferno des zweiten Weltkrieges überlebt hat¬ 
ten, konnten aufatmen, konnten Hoffnung, schöpfen auf ein 
besseres Leben. Aber noch immer konzentrierte sich das Stre¬ 
ben der meisten auf das tägliche Brot, auf ein Dach über dem 
Kopf, auf eine Nachricht von verschollenen Verwandten, auf 
die Heimkehr von Kriegsgefangenen und auf dringend benö¬ 
tigte Kleidung, Kochtöpfe und immer wieder Nahrungsmittel. 
Viele packten zu, folgten den Aufrufen gesellschaftlicher Kräfte 
zur Organisation der Produktion. Reaktionäre Kreise versuchten 
indessen aus der Not der anderen ihr Schäflein ins Trockene zu 
bringen, der Schwarzmarkt blühte. Doch die Masse der werktä¬ 
tigen Menschen ging ans Werk, begann Trümmer zu beseiti¬ 
gen. Erste Erfolge zeigten sich, und so mancher staunte, was 
auf einer Musterschau Leipziger Erzeugnisse bereits wieder ge¬ 
fertigt und angeboten worden war. An sechs Tagen im Oktober 
1945 hatte diese Schau auf einer Fläche von 4000 Quadratme¬ 
tern stattgefunden. 

Im März 1946 erließ dann der Oberste Chef der Sowjetischen 
Militäradministration in Deutschland. (SMAD) den Befehl, daß 
„zur Förderung, des Handels und der Industrie in der sowjeti¬ 
schen Besatzungszone sowie des Warenverkehrs zwischen der 
sowjetischen und den anderen Besatzungszonen Deutschlands 
als auch mit dem Ausland die alljährliche Durchführung der 
Leipziger Messe wipder aufzunehmen ist. Die erste Leipziger 
Messe ist vom 8. bis 12. Mai 1946 durchzuführen.“ 

Der Präsident des damaligen Bundeslandes Sachsen, Rudolph 
Friedrichs, erhielt die Oberleitung übertragen. Ihm zugeteilt wa¬ 
ren der Direktor der Deutschen Verwaltung für Handel und Ver¬ 
sorgung, der Direktor der Deutschen Verwaltung für Industrie 
und ein Messeausschuß. Die SMAD sicherte jede erdenkliche 
Hilfe zu und gab alle nötigen Räumlichkeiten frei, ja sie gewähr¬ 
leistete sogar deren Renovierung. Der Befehl enthielt auch An¬ 
weisungen, wonach alle nötigen Transportmittel zur Überfüh¬ 
rung der Ausstellungsgegenstände und zur Beförderung der 
Menschen von und zur Messe bereitzustellen sind. Vertretern 
von Handelshäusern und Organisationen aus anderen Besat¬ 
zungszonen Deutschlands und aus änderen Ländern wurde der 
Besuch der Leipziger Messe ebenfalls gesichert. Somit sollte 
die Möglichkeit größeren Warenumsatzes zwischen den Besat¬ 
zungszonen und den anderen Ländern gefördert werden. 

Wenn wir hier diese Anweisungen besonders und ausführlich 
zitieren, dann deshalb, um erneut und wieder darzulegen, wie 
sehr die sowjetische Besatzungsmacht von Anfang an daran in¬ 
teressiert war, die Wirtschaft Deutschlands als einheitliches 
ganzes zu bewahren bzw. wieder herzustellen. Wir wissen in¬ 
dessen nur zu gut, wo jene Kräfte ihren Sitz hatten, die dann 
eben diese - im übrigen auch im Potsdamer Abkommen verein¬ 
barte - Einheit zerstörten - es sind politisch dieselben Kreise, 
die heute von der angeblich „offenen deutschen Frage* jam¬ 
mern. 

Jene erste Leipziger Friedensmesse war ein großer Erfolg. 
Selbst die englische Nachrichtenagentur Reuter mußte mel¬ 
den: „Die Leipziger Messe ist wieder eröffnet und läßt eine 



Spendenbeleg über 1 RM, eis Souvenir mit Postwertzeichen eusgesteltet 


Der Poststempel euf der Einlaßkarte weist eus, daß ihr Inhaber fünf Sitze (oder 
weniger) „Musterschau* erhalten hat. 



Sonderstempel (Handstempel) eus dem Jahr 1946. Im Stempelbild Ruinen - 
dazu aber eine hoffnunggebende Losung 



Aus dem Messesignet gebildetes Symbol für „Leipzig — Stadt des Auf¬ 
schwungs* (Maschinenstempel) 
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mehr als siebenhundertjährige Tradition inmitten des chaoti¬ 
schen Wirtschaftslebens Nachkriegseuropas wieder auferste¬ 
hen. Die Art, in der die sowjetische Militäradministration die 
Wirtschaftsprobleme zu lösen versucht, ist einfach, direkt und 
erfolgreich." Und noch ein Zitat über Leipzig, diesmal aus der 
„Berliner Zeitung": „Die Atmosphäre dieser zu einem Giganten- 
warenhaus gewordenen Stadt ist einzigartig, so daß sie sich 
nur mit sich selbst vergleichen läßt. Ein Strom von Tausenden 
von Menschen aus allen Zonen Deutschlands (man sprach von 
90.000!) ringt sich durch die Straßen, staut sich vor den Ausla¬ 
gen und Geschäften, bildet Stromschnellen an den Eingängen 
der Messehäuser und überflutet die Straße an der Ausgabe¬ 
stelle der Eintrittskarten:" 

Wenn man diese enthusiastische Schilderung auch der Begei¬ 
sterung ihres Verfassers dafür zugute halten muß, daß es nach 
den Entbehrungen des Krieges nun überhaupt wieder etwas zu 
schauen gab, manches zuvor nie Gesehene dabei, so zeigt sie 
doch den Optimismus, der von der Messe ausging. 

Daß die Leipziger Messe in unseren Tagen seit langem wieder 
ihre weltweite Bedeutung, ihre völkerverbindende Tradition er¬ 
langt hat, davon kann sich jeder Messebesucher zweimal im 
Jahr länger als eine Woche überzeugen. Seit jener 1945er Mu¬ 
sterschau und der 1. Leipziger Friedensmesse 1946 sind 40 
Jahre ins Land gegangen, die bewiesen haben, wie sehr der 
Handel zum friedlichen Neben- und Miteinander der Menschen 
beitragen kann. 

Daß bei der Abwicklung des Messebetriebs auch die Deutsche 
Post ihren erheblichen Anteil hat, versteht sich am Rande. Im 
bunten Bild des Straßenverkehrs sehen wir an belebten Punk¬ 
ten aber auch Verkäufer des Briefmarkenhandels. Sie bieten 
ebenfalls die neuesten Messe-Sonderpostwertzeichen an, aber 
auch ältere Ausgaben und andere Briefmarken als Souvenire. 
Mehr noch: Zur Herbstmesse 1985 konnte man, und zwar im 
Pressezentrum, eine kleine philatelistische Schau besichtigen: 
Ein ausländischer Messe-Journalist hatte seine Sammlung über 
die Leipziger Messe mitgebracht. 

In der Tat: Das Messegeschehen spiegelt sich in vielen Brief¬ 
marken und anderen philatelistischen Belegen wider, vor allem 
auch in zahllosen Messe-Sonderstempeln. Haben wir in der 
DEUTSCHEN POST derartige Neuheiten jeweils zu ihrer Er¬ 
scheinungszeit vorgestellt, so möchten wir diesmal einiges phil- 
atelistisches Material präsentieren, daß anläßlich der Muster¬ 
schau von 1945 und der Leipziger Messe 1946 entstanden war. 
Zunächst sind jene beiden Sonderpostwertzeichen zu nennen, 
die am 18. Oktober 1945 zur Musterschau Leipziger Erzeugnisse 
ausgegeben wurden. Es sind zwei graphisch anspruchslose, 
beinahe häßliche Marken - aber ihr Anlaß war dafür um so er¬ 
freulicher und zukunftsträchtiger. Von diesen Wertzeichen exi¬ 
stieren zwei Versionen, eine mit steigendem und eine mit fal¬ 
lendem Wasserzeichen, wobei die X-Ausführung sehr gesucht 
ist (Stufenlinien steigend; hier hat man sich die Richtung von 
vorn auf die Marke gesehen vorstellen). Der Run auf diese Mar¬ 
ken war riesengroß, zumal alle möglichen Leute von dem Irr¬ 
glauben beseelt waren, jede Briefmarke bedeute ein Wertob- 


Drei Werte (oben) der 1946er Messemarken, dazu eine 42-Pf-Marke der Ziffem- 
serie — zusammen: portogerechter Einschreibbrief (84 Pf); denn ab 1. März 1946 
waren die meisten Postgebühren verdoppelt worden. 




Absenderfreistempel des Leipziger Messeamtes. Alle Umschläge wurden noch 
aufgebraucht... 

... aber mit diesem Zettel hierunter hat man die neue Bezeichnung über die hi¬ 
storisch überholte geklebt.' 



LEIPZIGER MESSEAMT 

@ LEIPZIG CI 

PotttchlitSfsch 292 


Leipzig M 101/377 


jekt. Da die Marken zunächst nur auf der Ausstellung selbst 
abgegeben wurden, führte man eine Kontingentierung derge¬ 
stalt ein, daß auf eine Eintrittskarte nur bis zu fünf Sätze zu er¬ 
halten waren. 

Wesentlich schöner in der Ausführung waren dann die am 
8. Mai 1946 verausgabten vier Werte mit der Darstellung des 
leipziger alten Rathauses. Über diese Emission kann man mit 
all ihren Varianten schon eine ansehnliche Spezialsammlung 
aufbauen; denn hier war die Ausgabefreudigkeit recht groß. Es 
gibt folgende Verschiedenheiten: 

- die vier Werte mit Wasserzeichen Stufenlinien steigend, und 
zwar geschnitten (also ohne Zähnung) 

- desgleichen mit Zähnung 

- die vier Werte mit Wasserzeichen Stufenlinien fallend, und 
zwar geschnitten 

- desgleichen mit Zähnung 

- die vier Werte ohne Wasserzeichen, mit Spargummi, ge¬ 
zähnt 

Spargummi war ein netzförmig aufgetragener Gummi, so daß 
nur etwa ein Viertel der Markenrückseite Gummi erhielt, was in¬ 
dessen zum festen Haften der Wertzeichen auf Postsendungen 
ausreichte - Ausdruck damaliger Knappheit selbst an den ein¬ 
fachsten Waren wie hier Klebstoff. 

Vom Wert zu 24( + 16) Pf tauchte ein Farbfehldruck auf; er er¬ 
schien statt in braunorangener Farbe in Violett. Einen Platten¬ 
fehler (weißer Streifen am rechten vorderen Marktschirm) gibt 
es vom 12( + 18)-Pf-Wert. 

Mit den genannten vielen Verschiedenheiten ist es aber noch 
nicht getan. Nun kamen noch Zusammendrucke aus Großbo¬ 
gen in Sammlerhände, waagerecht zusammenhängend mit Zwi¬ 
schensteg von allen vier Werten und dann dasselbe noch ein¬ 
mal senkrecht zusammenhängend. Besonders gesucht ist 
schließlich das Herzstück des Bogens — vier verschiedene 
Werte, durch Zwischenstege getrennt. 

Noch immer geht der Reigen weiter: Jetzt ist der die vier Wert¬ 
zeichen enthaltene Block zu nennen, der immerhin 20 RM ko¬ 
stete. Ihn gibt es ebenfalls in beiden Wasserzeichen-Stellun¬ 
gen. Und um das „Glück" des Sammlers vollkommen zu 
machen: Gegen einen Spendenbetrag von 200 RM (ab Novem¬ 
ber 1946 dann von 300 RM) konnten zunächst nur Aussteller 
vom Leipziger Messeamt einen Großbfock beziehen (Format 
147 x 209 mm). Auch er existiert in beiden Wasserzeichenrich¬ 
tungen. - Alle Zuschläge dienten dem Wiederaufbau der Leipzi¬ 
ger Messe. 
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Böning, Gerhard. - In: Dtsch. Post. - Berlin 31(1986)3, S. 
113-115 

Eine wesentliche Entscheidung - Vor einem schweren Beginn 
- Schaffung der Grundlagen für eine bezirkliche Datenerfas¬ 
sung - Die erforderliche Qualifizierung - Einsatz von Erfas¬ 
sungstechnik - Ausblick 


Modernisierung und Werterhaltung der Grundfonds steigern 
die Leistungen und stabilisieren die Versorgung / 

Boldt, Werner. — In: Dtsch. Post. - Berlin 31(1986)3, S. 116 
Intensivierung der Produktion als Reproduktionstyp bewährt - 
Aufgaben in Berlin, Hauptstadt der DDR - Im laufenden Fünf¬ 
jahrplan mindestens 100 000 neue Fernsprechhauptanschlüsse 
- Modernisierungsmaßnahmen in Ortsvermittlungstechnik 


Zum Entwicklungsprozeß sozialistischer Arbeitskollektive im 
HPA Berlin-Marzahn / 

Diettrich, Robert; Röber, Antje. - In: Dtsch. Post. - Berlin 
31(1986)3, S. 117-118 

Jedes Amt ist so stark wie seine Arbeitskollektive - Untersu¬ 
chungen der Leistungsmotivation der Kollektive - Kollektivbe¬ 
ziehungen - Auch auf den Leiter kommt es an - Auch die be¬ 
sten Kollektive verfügen noch über Leistungsreserven 



Nicht nur für den Fachmann... 



Autorenkollektiv unter Leitung von 
G. Eichelmann und K.-H. Kleinau 


transpress Lexikon 
Fernmeldewesen 


Technik und Technologie 


¥ 

transpress 

VEB Verlag für Verkehrswesen 
Französische Str. 13/14 
Berlin DDR-1080 


1. Auflage 

664 Seiten - 448 Abbildungen - 44 Tabellen 
Leinen mit Schutzumschlag DDR 38,00 M - 
Ausland 46,00 DM 
Bestellangaben: 

565 981 0 / transpr.Lex. Fernmeldew. 
lieferbar 


Die Auslieferung geschieht nur durch den 
Buchhandel. 


Das Buch wendet sich an die große Anzahl 
der Beschäftigten des Fernmeldewesens, 
an die im Bereich der Entwicklung, Herstel¬ 
lung und Anwendung von nachrichtentech¬ 
nischen Anlagen Tätigen, an Studierende 
und in der Aus- und Weiterbildung befindli¬ 
che Fachkader. Auswahl der Fachtermini 
und Darstellungsart der Artikel bieten aber 
auch interessierten Laien eine geeignete 
Informationsmöglichkeit. 

Die Aufbereitung der Begriffswelt des 
Fernmeldewesens in Gestalt dieses alpha¬ 
betisch geordneten Nachschlagewerkes si¬ 
chert dem Benutzer einen schnellen Zugriff 
und ermöglicht eine vielseitige Information 
sowohl über das eigene Fachgebiet als 
auch über tangierende Bereiche. 

Mit dem vorliegenden Fachlexikon wird 
erstmals im deutschsprachigen Raum der 
verlegerische Versuch unternommen, die 
große Vielfalt der Begriffe des Fernmelde 
wesens mit ihren fachterminologischen 
Entsprechungen zu erfassen und darzule- 


Herausgebern, Autoren und Verlag ging es 
insbesondere darum, in den insgesamt 
mehr als 4000 Artikeln, die durch etwa 450 
Abbildungen veranschaulicht werden, die 
aktuelle internationale Entwicklung in den 
letzten Jahren bezogen auf Technik, Tech 
nolpgie und Organisation des Fernmelde¬ 
wesens zu erfassen. 

So werden neben den einzelnen Bauele¬ 
menten und Grundgrößen auch Begriffe 
wie Synchronisation und Signalisierung 
und die verschiedenen Anlagen und Sy¬ 
steme des Fernmeldewesens, z. B. die digi¬ 
tale Vermittlungs- und Übertragungstech¬ 
nik, die Lichtleitertechnik, Funksysteme 
dargestellt. 










25 Jahre bemannter 
Weltraumflug, 
Ausgabe 1986 


Besuchen Sie 
unser 



Raumflugplanetarium 
"Juri Gagarin Cottbus 



40-Pf-Wert: Fliegerkosmonaut der UdSSR Juri Gagarin 

Am 12. April 1961, um 9.07 Uhr Moskauer Zeit, startete der so¬ 
wjetische Flieger Juri Gagarin an Bord des Raumschiffes Wo¬ 
stok vom Kosmodrom Baikonur zu seiner legendären Erdum¬ 
kreisung, die 108 Minuten dauerte. Das Raumflugsystem Wo¬ 
stok hatte eine Gesamtmasse von 4,731, die kugelförmige 
Rückkehrkabine einen Durchmesser von 2,3 m bei einer Masse 
von 2,41. 

Mit seiner wohlbehaltenen Rückkehr auf den Heimatplaneten 
bewies der Pionier der Weltraumfahrt, der erste Kosmonaut der 
Menschheit, daß der Mensch im Weltraum leben und arbeiten 
kann. Von Juri Gagarin, der als erster die Erde in ihrer wahren 
Gestalt aus dem Orbit gesehen hatte und ihr den Beinamen 
„der blaue Planet" gab, stammen die Worte: „Als ich um die 
Erde flog, sah ich, wie herrlich unser Planet ist. Laßt uns dieses 
Schöne bewahren, mehren und nicht vernichten." Worte, die 
gerade heute von aktuellster Bedeutung sind. 

50-Pf-Wert: Gemeinsamer Weltraumflug ÜdSSR-DDR 

Bisheriger Höhepunkt der Beteiligung der DDR an der Erfor¬ 
schung und Nutzung des kosmischen Raumes im Rahmen des 
Programms „Interkosmos" sozialistischer Länder war der erste 
gemeinsame Weltraumflug UdSSR-DDR mit dem Fliegerkos¬ 
monauten der UdSSR, Kommandant Oberst Waleri Bykowski, 
und dem Fliegerkosmonauten der DDR, Forschungskosmonaut 
Oberstleutnant Sigmund Jähn, vom 26. August bis 3. Septem¬ 
ber 1978. Auf dem Orbitalkomplex Sojus 31 /Salut 6/Sojus 29 
führte S. Jähn gemeinsam mit den drei sowjetischen Kosmo¬ 
nauten (Stammbesatzung von Salut 6 W. Kowaljonok und A. 
Iwantschenkow) 22 verschiedene wissenschaftliche Experi¬ 
mente auf den Gebieten Fernerkundung der Erde, kosmische 
Materialwissenschaften sowie Biologie und Medizin unter den 
Bedingungen der Schwerelosigkeit durch. Bei dem fast 189 
Stunden dauernden Flug umkreisten W. Bykowski und S. Jähn 
125mal die Erde. 

70-Pf-Wert: DDR Fourierspektrometer auf Venera 15 und 16 

Das erste Interkosmos-Tiefraümexperiment der DDR wurde er¬ 
folgreich durch den Einsatz je eines Infra rot-Fourier-Spektro¬ 
meters auf den sowjetischen Venussonden Venera 15 und Ve¬ 
nera 16 realisiert. Die Sonden wurden am 2. Juni 1983 (Venera 
15) und 7. Juni 1983 (Venera 16) gestartet und schwenkten in 
den polnahen Venus-Orbit am 10. Oktober bzw. 14. Oktober 
1983 ein. Die an Instituten der Akademie der Wissenschaft der 
DDR entwickelten und gebauten Geräte hatten die hauptsächli¬ 
che Aufgabe, neue Erkenntnisse über die Temperatur- und Wol¬ 
kenstruktur sowie die Zusammensetzung der Venusatmosphäre 
aus Messungen im Spektralbereich von 6...38pm bzw. 
6...25pm zu gewinnen. Die vergrößerte Geräteabbildung zeigt 
den detaillierten Aufbau des Spektrometerkomplexes, der je¬ 
weils am Grundkörper der Sonde im Vakuum des freien Welt¬ 
raumes installiert war. 


85-Pf-Wert: Fernerkundung der Erde - Multispektralkamera 
MFK 6 

Der Einsatz moderner Geräte zur Fernerkundung der Erde hat in 
den letzten Jahren zunehmend volkswirtschaftliche Bedeutung 
erlangt. Mit der von Spezialisten der UdSSR und der DDR ent¬ 
wickelten und vom VEB Carl Zeiss Jena konstruierten und ge¬ 
fertigten Multispektralkamera MFK 6, die auf dem Raumschiff 
Sojus 22 vom 15. bis 17. September 1976 erfolgreich erprobt 
wurde, steht eine leistungsfähige Fernerkundungsapparatur zur 
Verfügung. In ihrer modifizierten Variante gehört die MFK 6 M 
heute zur Standardausrüstung sowjetischer Weltraumstationen 
und von Flugzeugen. Die Darstellung auch eines Forschungs¬ 
schiffes charakterisiert die Methode der Fernerkundung der 
Erde „aus drei Etagen" 

(0. Endler, Berlin) 

Ausgabetag: 25. März 1986 

Leipziger Frühjahrsmesse 1986 

Als am 8. Mai 1946 - also genau ein Jahr nach der Kapitulation 
Hitlerdeutschlands - die „Erste Leipziger Frühjahrsmesse" ihre 
Pforten öffnete, begann damit eine neue Epoche in der Hun¬ 
derte Jahre langen Tradition der Leipziger Messen. Zur Leipzi¬ 
ger Frühjahrsmesse 1986 wurde aus diesem Grunde an die 
40jährige Friedensentwicklung der Leipziger Messen erinnert. 

35-Pf-Wert: Messezeichen am Eingang zum Gelände der Tech¬ 
nischen Messe, im Hintergrund Messegebäude aus dem Jahre 
1946 

50-Pf-Wert: Fabrik-Trawler "Atlantik 488" 

Ausgabetag: 11. März 1986 

Außerdem erschien eine Briefumschlag-Ganzsache mit den 
Werten zu 40 und 50 Pf. Der 40-Pf-Wert zeigt das gleiche Motiv 
wie der Wert zu 35 Pf. Der Bezug der Ganzsache bis zu drei 
Stück je Interessenten ist im Abonnement - außerhalb des 
Dauerbezugs von Postwertzeichen - beim Zentralen Post- und 
Fernmeldeverkehrsamt, Abt. Versand von Postwertzeichen, 
1085 Berlin, Postfach 300, unter Anwendung des Abbuchungs¬ 
verfahrens möglich. 





















DIE DEUTSCHE POST 


stellt vor 


Betriebssportgemeinschaft „Post" Schleiz 


Sektionen: Tischtennis/Kegeln/Gymnastik und 
Turnen/Allgemeine Sportgruppe Gesundheits¬ 
sport/147 Mitglieder 


Die BSG „Post" Schleiz besteht seit 35 Jahren. Mit 47 Mitglie¬ 
dern wurde sie 1951 gegründet, und heute zählt sie fast 150 Mit¬ 
glieder. Die Sektionen Tischtennis und Kegeln sind seit 30 Jah¬ 
ren aktiv. Zwei Tischtennis-Männermannschaften und eine Ke¬ 
gel-Männermannschaft stehen im Wettkampfbetrieb auf Kreis- 
und Bezirksebene. Die Sektion Gymnastik und Turnen besteht 
seit 1976. In 22 Gesundheitssportgruppen werden jährlich über 
700 Werktätige mit Fehlbelastungsschäden sportlich betreut. 
Die Sektion beteiligt sich erfolgreich am Wettbewerb um die 
Auszeichnung als vorbildliche Sektion und konnte schon mehr¬ 
mals mit dem Titel geehrt werden. Sehr rege sind alle Sektio¬ 
nen bei der Erringung des Sportabzeichens der DDR. Ihr Ziel 
ist, ständig mehr Silber und Gold im Wettbewerb zu erringen. 
Für gute sportliche Leistungen konnte die BSG „Post" mehr¬ 
mals auf Kreis- und Bezirksebene ausgezeichnet werden. 


Sportgruppe der Sektion Gymnastik und Turnen 
(vorn v.l.n.r.) Rotraud Haschke, Ilse Wieduwilt, Carola Läßker, 
Anja Schubert, Hannelore Ritter, Mandy Fritscher, Doris Frank, 
Kerstin Schubert, Renate Klein (Übungsleiter), Ingrid Fischer, 
Gerti Zölßmann (Sektionsleiter) 

(hinten v.l.n.r.) Christine Huscher, Anneliese Leithiger, Edda 
Kunze, Christa Lipski, Margit Titze 


Sportler im Übungsbetrieb 


Dtsch. Post 


Berlin 

















